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					Für alle Menschen in meinem Leben, die immer an mich glauben,

					selbst dann, wenn ich es gerade nicht kann.

				




					Vorwort

				
Politik – ein Thema, das viele Menschen abschreckt oder nervt. Was »die da oben« machen, geht völlig an mir vorbei. Oder: Darauf habe ich sowieso keinen Einfluss. Das höre ich ganz oft, nicht nur auf Social Media. Dabei ist Politik überall Thema. In der Schlange beim Supermarkt regt sich wieder jemand über irgendetwas auf, woran die große Politik schuld sein soll, beim Familienessen eskaliert das Gespräch, im Büro wird betreten geschwiegen oder mit eingestimmt, wenn einer Stammtischparolen schwingt. Politik ist für viele etwas Negatives und/oder Abstraktes, bei dem sie nicht mitreden können und wollen. Aus Angst, etwas Falsches zu sagen oder anzuecken.

Wenn Menschen mich fragen, was ich eigentlich studiert habe, sage ich »empirische Politik- und Sozialforschung«. Das ist eine Mischung aus Politikwissenschaft und Soziologie, der Lehre von der Gesellschaft. Im Blick meines Gegenübers sehe ich dann meist eine Mischung aus Irritation, Bewunderung und Angst. Angst, weil sie fürchten, gleich als ahnungslos dazustehen. Irritation, weil sie nicht wissen, was man damit beruflich machen kann. Viele fragen, ob ich mal Kanzlerin werden möchte. Dann sage ich: Nein, ich wollte nie in die Politik. Ich bin Content Creatorin, Journalistin und Moderatorin, und ich bin das eher aus Versehen geworden. Schließlich Bewunderung, weil den meisten klar ist: Mit dem dabei erworbenen Wissen kann man immer und überall mitreden.

Das stimmt auch, zumindest meistens. Allerdings sollte Mitreden auch ohne spezielle Ausbildung eine selbstverständliche Sache sein. Denn Politik ist schließlich etwas, das das tägliche Leben aller Menschen bestimmt. Politik bedeutet nicht nur, dass alle paar Jahre Bundestags-, Landtags- oder Europawahlen stattfinden. Oder dass eine neue Bürgermeisterin oder ein Stadtrat gewählt wurde. Politik ist überall.

Und das ist meine Mission – Politik verständlich und greifbar zu machen. Auf TikTok und Instagram begleiten mich weit über 300000 Menschen. Alles fing während der Coronapandemie an. Ich war gerade mitten im Masterstudium. Donald Trump schockierte täglich die Welt, im Studium lernten wir, wie stark er die Demokratie angreift, und plötzlich ging gar nichts mehr: Lockdown. Dafür hatten Fake News Hochkonjunktur. Natürlich habe ich auch Menschen gekannt, die auf Verschwörungstheoretiker reingefallen waren. Ständig verkündete irgendwer im Internet, wir würden in einer Diktatur leben. Und in dieser Zeit entstand mein Kanal »Nini erklärt Politik«. Nach dem Motto »Wissen ist unsere Waffe« erkläre ich politische Basics im Kampf gegen Falschinformationen.

 

Neulich fragte mich die Tochter einer Freundin, die gerade zweieinhalb Jahre alt ist, was Politik ist. Sie hatte zuvor ein Video von mir gesehen und wollte wissen, über was ich da rede. Politik, war meine Antwort, und was das ist, habe ich ihr so erklärt: »Wir leben mit vielen Menschen zusammen, damit das gut klappt, brauchen wir Regeln. Im Kindergarten bei dir passiert zum Beispiel auch Politik. Wer bei euch bestimmt, das ist Politik.« Was ich sagen will: Politik passiert ständig und betrifft jeden. Politik sind nicht nur die großen Gipfel dieser Welt oder die Reden, die im Bundestag geschwungen werden. Politik, das sind die großen Themen wie die Klimakrise, Kriege und Konflikte oder wie wir mit Menschen umgehen, die in unserem Land Zuflucht suchen. Politik sind aber auch Themen, die ganz nah bei uns sind: der neue Radweg, die Kita- oder Uni-Gebühren, die uns vielleicht aufregen, oder auch, dass das Freibad wegen zu hoher Kosten geschlossen wurde. Politik verhandelt, wie wir als Gemeinschaft leben wollen, im Großen wie im ganz Kleinen.

Manchmal sagen mir Leute, dass sie Politik einfach langweilig finden. Mir geht das komplett anders. Für mich ist sie oft wie eine Soap, die nichts auslässt: Streit, Lästereien und Intrigen. Ich bekomme ein Krimi-Feeling, wenn ich einen knappen Wahlausgang mitverfolge. Aber Politik ist keine Seifenoper und kein Königsdrama, sie ist ein Handwerk, das man einigermaßen beherrschen sollte, wobei trotzdem oft genug etwas schiefgeht oder in die falsche Richtung läuft.

Bei dem, was gut und schlecht läuft in der Politik, solltest du mitreden können. Und dazu solltest du wissen, wie es in der Werkstatt der Leute aussieht, die sie betreiben, welches Werkzeug sie benutzen und warum die das so machen, wie sie es machen. So kompliziert und manchmal fast undurchschaubar. Dazu habe ich dieses Buch geschrieben. Komm mit, wir hangeln uns gemeinsam von Level zu Level durch den mehr oder weniger komplexen Politik-Dschungel. Nach dieser Lektüre weißt du genau, was abgeht, und kannst viel entspannter mitreden. Dabei verspreche ich eins: Es wird Spaß machen, denn wenn das Leben für eins zu kurz ist, dann, um spaßbefreit zu leben. Los geht’s.




					Level 1

					Demokratie, Autokratie, 
Theokratie – bitte was?

				

					»Demokratie heißt, die Wahl haben. 

					Diktatur heißt, vor die Wahl gestellt werden.«

					 

					Jeannine Luczak, Literaturwissenschaftlerin

				

 

 

 


					In diesem Level erfährst du alles, was du über die Demokratie wissen musst und warum sie in Gefahr ist und es sich lohnt, für sie zu kämpfen. Außerdem, wie Länder politisch sonst noch aufgestellt sein können.

				




					
						2012 – an einer Schule irgendwo im schwäbischen Nirgendwo

					
					Hi, ich bin die Nina, ich gehe in die 11. Klasse, und wenn ihr mich zur Schulsprecherin wählt, dann …« Ehrlich gesagt weiß ich nicht mehr, was ich meinen Mitschülerinnen und Mitschülern versprochen habe, was ich in meiner Amtszeit umsetzen will. Vielleicht ist das auch besser so, ich könnte sonst peinlich berührt sein. Da stand ich also im Alter von 17 Jahren zitternd, aufgeregt und mit einem Kloß im Hals vor meiner gesamten Schule und betrieb Wahlkampf. Am Ende wurde ich demokratisch gewählt, womit ich die Herrschaft über die ganze Schule übernahm. So zumindest meine damalige Vorstellung davon, was auf mich zukommt. Ich hoffe, ihr seht mein Augenzwinkern, während ihr diese Zeilen lest. Jedenfalls war es meine erste reale Erfahrung mit Demokratie und Politik.

					Okay, ich bin ehrlich: Die zweite. Im Jahr zuvor hatte ich mich auch beworben, ich bin nur nicht gewählt worden. Schwamm drüber. In meiner Familie gibt es die Regel: »Niemals aufgeben, es geht immer weiter.« Hätte ich diese Regel bloß mal gebrochen, denn Schulpolitik ist anstrengend. SMV-Sitzungen, Treffen mit dem Direktor oder Eltern. Ich war also mittendrin in der mühseligen demokratischen Arbeit, ohne zu verstehen, was Demokratie überhaupt genau bedeutet.

					Demokratie ist, wenn man mitreden kann. So weit, so gut. Aber die lassen dich ja nicht einfach so ans Rednerpult im Bundestag, damit du deine Meinung sagen kannst. Da stehen andere, die du hast mitwählen können, wenn du wahlberechtigt bist. Denn wir in Deutschland leben in einer repräsentativen Demokratie. Die Menschen in der Schweiz dagegen haben eine direkte Demokratie – aber was bedeutet das? Worin liegt der Unterschied? Und ist nur das eine »echte« Demokratie und das andere nicht? Was gibt es überhaupt sonst noch für Arten, ein Land zu regieren?

					Wenn du Nachrichten schaust, ist dir bestimmt aufgefallen, dass Russland oder China keine Demokratien sein können. Fehlende Meinungs- und Pressefreiheit oder manipulierte Wahlen sind dabei nur ein paar Hinweise. Aber was sind diese Staaten dann? Diktaturen? Autokratien? Und was ist der Unterschied? Du siehst also: Über so etwas Bescheid zu wissen, ist nicht nur eine Frage stupider Begriffe, sondern es geht bei all dem darum, mitreden zu können. Wenn dir das wie eine gute Sache vorkommt, bist du hier genau richtig. Wir wollen die Welt verstehen lernen. Halt dich fest – du wirst direkt ins erste Level katapultiert.

					
						
							Nice, wir leben in einer Demokratie

						
						Ach, ist das schön: Ich darf auf die Straße gehen, rumbrüllen, dass »die Regierung wegsoll«, und alle meine Freundinnen schnappen, um mit ihnen auf eine Demonstration zu gehen. Zumindest nachdem sie jemand angemeldet hat. Ich könnte mich in meinen Videos über unsere gesamte Regierung lustig machen oder schimpfen, ohne rechtliche Konsequenzen fürchten zu müssen, und habe Zugang zu unabhängigen Presseberichten aus ganz verschiedenen Quellen. Ich kann morgen nach Bayern, Berlin oder Brandenburg ziehen, wenn ich das möchte, der Staat würde mich nicht daran hindern. Und wo immer ich auch lebe, kann ich mein Wahlrecht wahrnehmen. Warum ich das so feiere? Weil ich dankbar bin, dass ich diese Rechte, wie Meinungsfreiheit, Versammlungsfreiheit oder das Recht auf Freizügigkeit im Bundesgebiet, habe. Dank unserer Demokratie.

						Das Wort Demokratie kommt aus dem Griechischen und heißt »Herrschaft des Volkes«. Im alten Griechenland erlebte sie im 5. Jahrhundert vor Christus ihre Geburtsstunde. Und sie hat auch einen Geburtsort: In Athen kamen die Bürger erstmals zusammen, um gemeinsam über die Themen ihrer Stadt zu beraten und Entscheidungen zu treffen. Im Kern so, wie es heute auch passiert, nur dass es damals ein ganz neues Ding war. Bis dahin hatte nämlich ein autokratischer Herrscher alle Entscheidungen getroffen, ein König oder wie immer er sich nannte. Der war nicht über freie Wahlen in sein Amt gelangt, sondern weil er eben Sohn einer Königsdynastie war oder die Macht gewaltsam an sich gerissen hatte. Du konntest ihn nicht abwählen und nicht mehrheitlich überstimmen. Und als sein Untertan konntest du nur hoffen, dass seine Entscheidungen etwas Gutes für dich brachten. Meist war das eher nicht so.

						Jetzt erfinden die in Athen vor rund 2500 Jahren, dass man auf einem öffentlichen Platz zusammenkommt und Redner ihre Anliegen vorbringen können. Dabei zählt die Kraft des guten Arguments, weshalb aus der Antike auch viele besonders starke Reden überliefert sind. Und dann wurde von denen, die gekommen waren und in der Sonne standen, über die Anträge abgestimmt. Wenn sie eine Mehrheit fanden, war das beschlossene Sache. Ein Fall von Volkssouveränität, denn es gab ja keinen König in Athen, der etwas dagegen einwenden oder alles verbieten oder den missliebigen Redner verhaften lassen konnte.

						Die Bürger Athens entschieden über ihre Gesetze und Steuern, sie beschlossen, ob Krieg geführt wurde, und bestimmten, wer als Beamter oder Richter eingesetzt und in bestimmte Räte berufen wurde, denn das ganze Tagesgeschäft wollte man schon damals delegieren. Ihre Volksversammlungen mussten regelmäßig einberufen werden und fanden mindestens drei bis vier Mal im Jahr statt.

						Wie bei jeder neuen Erfindung ist nicht alles gleich komplett ausgereift. Die »Herrschaft des Volkes« war auf die Männer begrenzt. Und auch nicht alle Männer durften mitreden, sondern nur die mit Geld, weil man Angst vor einer Herrschaft der Armen hatte, und auch nicht die Zugereisten oder gar die Sklaven. Klingt nach unserem heutigen Verständnis nicht sehr demokratisch. »Das ist soziale Ungleichheit«, hätte jemand auf der Volksversammlung rufen können und damit vielleicht einen demokratischen Prozess in Gang gebracht. Denn nur so funktioniert Demokratie: wenn alle angstfrei mitreden dürfen und Gehör finden, auch wenn sie ihre persönliche Meinung nicht immer durchsetzen können.

						Die attische Demokratie, wie man dazu sagt, wurde nicht gleich zum Erfolgsmodell, sie funktionierte nur in den griechischen Stadtstaaten, dort war die Anzahl der Menschen überschaubar, die sich politisch betätigen durften, sie konnten wirklich alle an einem Fleck zusammenkommen. Demokratische Prozesse gab es wenig später ein Stück weit auch im alten Römischen Reich. In allen anderen Herrschaftsgebieten regierten noch für viele Jahrhunderte Könige und Kaiser, Fürsten und Diktatoren und tun es teilweise bis heute.

						Die Demokratiebewegung nahm vor ein paar Jahrhunderten einen neuen Anlauf. Mit dem Modell der repräsentativen Demokratie war nun ein Ansatz da, viele Menschen an der Politik teilhaben zu lassen, indem sie mittels Wahlen die Leute bestimmen konnten, die die Entscheidungen für sie trafen. Oft war das mehr schlecht als recht eingerichtet und mit manchen Einschränkungen, aber immerhin. Wo man die Demokratie einführen wollte, war leider immer noch der König oder Kaiser auf seinem Thron, und jetzt frag den mal nach seiner Meinung dazu, dass er Macht abgeben soll. Der findet das gar nicht gut, entsprechend heftig stemmten sich die autokratischen Herrscher alten Typs gegen jede Form der Demokratisierung.

						Die Demokratie, die heute unsere Staatsform ist, musste über viele Jahre erkämpft werden. Menschen gingen für sie ins Gefängnis, wurden getötet und steckten all ihre Kraft in dieses Projekt. Dieser Kampf betraf auch stark das Thema Verfassungen, also dass man Regelwerke über die gemeinsamen Grundlagen eines Staates hatte. Ohne festgelegte Grundlagen, die für alle gelten und auch immer durchgesetzt werden können, herrschen Chaos und Willkür. Wir kommen gleich zur wohl tollsten gemeinsamen Grundlage, die je in einem Satz formuliert wurde, Paragraf 1 des deutschen Grundgesetzes. Zuvor war ein wichtiger Meilenstein im Kampf für die Demokratie in Deutschland die »Paulskirchenverfassung« von 1849, ein weiterer die »Weimarer Verfassung« von 1919.

						Und damit hatten wir nun die Demokratie im Kasten? Du weißt es besser, denn mit der Machtergreifung der Nationalsozialisten mit Adolf Hitler als ihrem Führer 1933 wurden sämtliche Errungenschaften wieder brutal abgeschafft, und Deutschland war zwölf Jahre lang eine gewaltsame Diktatur, die viel Leid über die ganze Welt gebracht hat. Nach dem Zweiten Weltkrieg und dem Holocaust musste alles neu angefasst und aufgebaut werden, daraus entstanden 1949 zunächst zwei deutsche Staaten mit sehr unterschiedlichen Systemen, die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik (DDR), die nach dem Fall der Mauer im Jahr 1989 wieder in einem Staat zusammenfanden. Seither leben alle Menschen in Deutschland in einem demokratischen Staat.

						Das Leben in einer Demokratie bietet viele Freiheiten, bringt aber auch eine Menge Verantwortung mit sich. Eine der größten Freiheiten in einer Demokratie ist die Meinungsfreiheit. Das bedeutet, dass du sagen darfst, was du denkst, ohne Angst haben zu müssen, dafür bestraft zu werden. Du kannst in der Schule, zu Hause, auf der Straße oder in den sozialen Medien deine Meinung äußern. Diese Freiheit ist wichtig, weil sie den Menschen die Möglichkeit gibt, ihre Ansichten zu teilen, über Probleme zu sprechen und gemeinsam nach Lösungen zu suchen. Allerdings ist die Meinungsfreiheit nicht grenzenlos. Wenn ich jemanden im wahren Leben oder auf Instagram beleidige und übel beschimpfe, dann kann ich mich nicht auf die Meinungsfreiheit berufen. Das Gleiche gilt, wenn ich bewusst Lügen verbreite. Die absolute Grenze der Meinungsfreiheit ist erreicht, sobald ich die Würde eines anderen Menschen antaste. Wir sehen gleich, wo diese schöne Formulierung herkommt.

						Ein weiteres wichtiges Merkmal einer Demokratie ist die Versammlungsfreiheit. Du darfst dich mit anderen Menschen treffen, um gemeinsam für oder gegen etwas zu demonstrieren. Wenn du zum Beispiel denkst, dass in deinem Land etwas nicht richtig läuft – sei es die Politik zum Klimawandel, soziale Ungerechtigkeit oder etwas anderes –, kannst du auf die Straße gehen und protestieren. Diese Freiheit sorgt dafür, dass die Menschen in einer Demokratie ihre Anliegen deutlich machen können und die Regierenden mitschneiden, was die Menschen da draußen so denken.

						In einer Demokratie ist die Pressefreiheit ein ganz wichtiger Pfeiler. Das bedeutet, dass Zeitungen, Fernsehsender und Internetseiten frei berichten dürfen, ohne von der Regierung kontrolliert oder zensiert zu werden. Journalistinnen und Journalisten können über Missstände berichten, Korruption aufdecken oder Kritik an der Regierung äußern. Diese Freiheit ist besonders wichtig, weil sie sicherstellt, dass die Menschen Zugang zu verschiedenen Informationen und Einschätzungen haben und sich eine eigene Meinung bilden können.

						Neben all diesen Freiheiten gibt es in einer Demokratie auch Rechte, die den Bürgerinnen und Bürgern zustehen. Zum Beispiel das Recht auf Gleichheit vor dem Gesetz. Das bedeutet, dass alle Menschen gleich behandelt werden, egal ob arm oder reich, jung oder alt, Mann oder Frau. Jeder hat das Recht auf ein faires Gerichtsverfahren auf Grundlage der Gesetze. Auch die Freiheit der Wahl ist ein grundlegendes Recht in einer Demokratie. Bei Wahlen können die Bürgerinnen und Bürger darüber entscheiden, wer sie im Parlament vertreten soll, und damit indirekt über den Regierungschef mitbestimmen. Dabei zählt jede Stimme gleich viel.

						
							»Demokratie ist mehr als eine parlamentarische Regierungsform, sie ist eine Weltanschauung, die wurzelt in der Auffassung von der Würde, dem Wert und den unveräußerlichen Rechten eines jeden einzelnen Menschen.«

							Konrad Adenauer, ehemaliger Bundeskanzler

						

						Demokratie umfasst viel mehr als nur Wahlen und Politik – sie ist auch eine Art, wie wir miteinander leben und umgehen. Demokratie bedeutet, dass wir alle gemeinsam entscheiden, respektvoll miteinander sprechen und die Meinungen anderer akzeptieren. Es ist eine Lebensweise, bei der jede Stimme zählt und wir alle zusammen dafür sorgen, dass es fair und gerecht zugeht. So wird Demokratie zu einer Kultur des Miteinanders, bei der jede und jeder wichtig ist.

					
					
						
							Direkte vs. repräsentative Demokratie

						
						Demokratien bieten alle die oben beschriebenen Freiheiten und Rechte, aber wie die politischen Prozesse in diesen Ländern verlaufen, dafür gibt es verschiedene Modelle. Grundsätzlich gibt es zwei Formen von Demokratie: die direkte Demokratie und die repräsentative oder auch indirekte Demokratie. Die schauen wir uns nun an, und ich sage dir direkt: Das Thema hat ganz schön Sprengkraft.

						»Wir leben gar nicht in einer echten Demokratie, wenn wir nur alle vier Jahre wählen dürfen.« Ach, das ist einer meiner liebsten Kommentare, die ich unter meinen Videos lese. Nur die direkte Demokratie, wie es sie in der Schweiz gibt, sei eine »echte« Demokratie, finden manche. Wir in Deutschland hätten keine echte Chance, mitzuwirken, und »die da oben« würden nach den Wahlen doch tun, was sie wollen. In der Schweiz hingegen, die Volksabstimmungen durchführt, sei das alles ganz anders.

						Schauen wir uns das genauer an.

						Gehen wir dazu erst einmal in die Schweiz. Die ist eine direkte Demokratie. Die Menschen dort haben umfassende politische Mitbestimmungsrechte, werden also viel öfter an die Wahlurne gerufen als die Bürger in Deutschland, um über Dinge zu entscheiden, die das Land, den Kanton (so etwas Ähnliches wie ein Bundesland) oder die Gemeinde betreffen. Rund vier Mal im Jahr können die Menschen in der Schweiz zu durchschnittlich 15 Sachfragen Stellung nehmen. Dabei ist die Wahlbeteiligung nicht besonders hoch und betrug im Mittel etwas mehr als 40 Prozent. Alle Schweizer Bürgerinnen und Bürger ab 18 Jahren können abstimmen und Sachfragen selbst zur Abstimmung bringen.

						Die Schweiz ist bedeutend kleiner als Deutschland. Während bei uns gut 83 Millionen Menschen leben, sind es dort knapp 9 Millionen. Die Schweiz ist also klein und übersichtlich, deshalb kann die direkte Demokratie dort besser funktionieren, zumal die Abstimmungen größtenteils einzelne Kantone betreffen, also sehr kompakte Regionen.

						In Deutschland existiert hingegen eine repräsentative Demokratie. Das lässt sich ganz leicht erklären: Wir wählen Repräsentantinnen und Repräsentanten, die den Willen des Volkes vertreten sollen. Das sind die Abgeordneten, die dann im Deutschen Bundestag oder in den Landtagen sitzen, oder die Politikerinnen und Politiker, die die Regierung bilden.

						Das System der repräsentativen Demokratie hat den Vorteil, dass es effizienter ist, weil nicht jede wichtige Entscheidung von allen Bürgerinnen und Bürgern getroffen werden muss. Außerdem haben die gewählten Vertreterinnen und Vertreter oft mehr Fachwissen oder die Möglichkeit, es sich zu verschaffen, und können besser abwägen, was für das Land insgesamt am besten ist. Aber es gibt eben den Einwand, dass die Menschen nicht genug eingebunden seien in repräsentativen Demokratien, weshalb die direkte Demokratie das bessere System sei.

						Auch bei uns in Deutschland sind direktdemokratische Verfahren möglich, zumindest in manchen Bundesländern und Gemeinden. Darüber erfährst du später mehr. Ich bin mir sicher, dass es dich auch brennend interessiert, welche Möglichkeiten du selbst hast, politisch aktiv zu werden. Dafür musst du dich noch bis Level 7 gedulden, wobei ich selbst das nie tun und bestimmt vorblättern würde. Ob das sinnvoll ist oder nicht: Ich lese Bücher meistens quer. Das kannst du natürlich auch. Für mich persönlich ist es wichtig, dass du etwas aus diesem Buch mitnimmst, am liebsten so viel Wissen wie möglich. Aber ich bin Pragmatikerin, und alles, was dich schlauer macht, ist ein Erfolg für mich. Wenn ich dich bis zum Masterlevel bekomme und du am Ende genauso glühend für Demokratie und Politik brennst wie ich: Umso besser. Du sollst nur wissen – es gibt keinen Druck und Zwang, und du kannst stolz auf dich sein, dass du dich entschieden hast, deine Freizeit mit diesem Buch zu verbringen.

						 

						Kommen wir zu den Vor- und Nachteilen einer direkten Demokratie. Ich möchte dir an dieser Stelle Argumente an die Hand geben: fünf dafür, fünf dagegen. Diese Diskussion wird oft geführt, und wir können nur sachlich und konstruktiv in den Austausch gehen, wenn wir Argumente haben.

						Zuerst schauen wir uns an, was Menschen sagen würden, die für eine direkte Demokratie sind:

							Erhöhte Bürgerbeteiligung: In einer direkten Demokratie fühlen sich die Menschen stärker gehört, weil sie direkt an den Entscheidungen beteiligt sind. Sie haben das Gefühl, dass ihre Meinung zählt und sie Einfluss auf die Zukunft ihres Landes haben.


	Stärkung der politischen Bildung: Damit die Menschen in einer direkten Demokratie gut entscheiden können, müssen sie sich intensiv mit den Themen auseinandersetzen. Dadurch lernen sie viel über Politik und die Welt um sie herum, was ihr politisches Bewusstsein und ihre Bildung fördert.


	Höhere Akzeptanz der Entscheidungen: Wenn die Bürgerinnen und Bürger direkt über wichtige Fragen abstimmen, fühlen sie sich der Sache stärker verbunden. Das führt dazu, dass die Entscheidungen von der Bevölkerung stärker akzeptiert werden.


	Bessere Kontrolle der Regierung: In einer direkten Demokratie kann das Volk die Regierung besser überwachen und kontrollieren. Wenn den Menschen etwas nicht gefällt, können sie es durch eine Abstimmung ändern lassen.


	Förderung von neuen Ideen: Durch Initiativen aus der Bevölkerung können neue und kreative Lösungen für Probleme der Gesellschaft gefunden werden. Die Menschen bringen ihre eigenen Ideen ein, und das kann zu Innovationen führen.






						 

						Sehen wir uns noch an, was Menschen sagen würden, die gegen eine direkte Demokratie sind:

							Komplexität der Themen: Viele politische und wirtschaftliche Themen sind sehr kompliziert, schwer zu verstehen und eng verwoben mit vielen anderen Dingen. Es kann schwierig sein, dass alle Bürgerinnen und Bürger dies mit allen Konsequenzen vollständig durchschauen, bevor sie darüber abstimmen.


	Hohe Kosten und Zeitaufwand: Direkte Demokratie erfordert viele Abstimmungen und Referenden, was viel Geld kostet und die Menschen dazu zwingt, viel Zeit zu investieren, um sich zu informieren und abzustimmen.


	Gefahr der Mehrheitsdiktatur: Mittels direkter Demokratie können Minderheiten leicht überstimmt werden, wenn die Mehrheit der Bevölkerung anders entscheidet. Das kann dazu führen, dass die Interessen von Minderheiten nicht ausreichend berücksichtigt werden.


	Manipulationsgefahr: Medien oder mächtige Interessengruppen können die Meinungen der Menschen beeinflussen und damit die Entscheidungsfindung in eine bestimmte Richtung lenken. Das kann dazu führen, dass die Ergebnisse nicht wirklich den Willen der gesamten Bevölkerung widerspiegeln.


	Gefahr von Populismus: Durch mehr direkte Demokratie besteht die Gefahr, dass Entscheidungen getroffen werden, die kurzfristig nach einer guten Lösung klingen, aber langfristig problematisch sind. Solche Entscheidungen können von Populisten beeinflusst werden, die Ängste und Vorurteile schüren. (Mehr zum Populismus in Level 5)






						 

						Diese Argumente zeigen, dass es sowohl Vor- als auch Nachteile bei der direkten Demokratie gibt. Bevor du dir deine eigene Meinung dazu bildest, sollten wir uns noch ein Beispiel anschauen, das oft als Argument gegen die direkte Demokratie angeführt wird: den Brexit.

					
					
						
							Negativbeispiel Brexit

						
						Ein sehr bekanntes Beispiel einer Volksabstimmung mit weitreichenden Konsequenzen für die gesamte Bevölkerung war der Brexit im Jahr 2016. Im Vereinigten Königreich gab es eine Abstimmung, bei der die Menschen entscheiden konnten, ob ihr Land in der EU bleiben oder austreten sollte. Die Mehrheit stimmte für den Austritt, und so wurde der Brexit eingeleitet. Das Wort »Brexit« setzt sich übrigens aus »Britain« und »Exit« zusammen, also »Großbritannien« und »Austritt«. Die Entscheidung war denkbar knapp: 52 Prozent der Bürgerinnen und Bürger stimmten für einen Austritt und 48 Prozent dagegen.

						Viele Menschen, die für den Brexit waren, glaubten, dass ihr Land nach dem Austritt aus der EU die Einwanderung besser kontrollieren könnte. Außerdem wollten sie nicht mehr die Mitgliedsbeiträge an die EU zahlen und fanden, dass Großbritannien wieder selbst über seine Handelsbeziehungen und Gesetze entscheiden sollte, ohne dass die EU mitredet.

						Auf der anderen Seite sagten die Gegner des Brexits, dass das Land durch den Austritt unsicherer werden könnte und an Bedeutung in der Welt verlieren würde. Sie hatten auch Angst, dass die britische Wirtschaft darunter leidet, wenn Großbritannien den Zugang zum europäischen Binnenmarkt verliert – die EU ist ein gemeinsamer Wirtschaftsraum ohne Grenzkontrollen und Zölle. Die Diskussion über den Brexit wurde nicht nur in der Politik heftig diskutiert, sondern auch in Zeitungen, im Fernsehen und in den sozialen Medien sehr intensiv geführt.

						Nach vielen Debatten und Verhandlungen trat das Vereinigte Königreich im Januar 2020 offiziell aus der EU aus. Seitdem hat das Land neue Regeln für den Handel, die Einwanderung und viele andere Bereiche, die früher innerhalb der EU geregelt wurden, eingeführt. Der Brexit hat das Leben in Großbritannien stark verändert und sorgt bis heute für kontroverse Diskussionen.

						Seitdem steht die Frage im Raum, ob der Volkswille wirklich repräsentiert ist, wenn der Ausgang der Abstimmung so knapp ist, zumal die Schotten mehrheitlich gegen den Brexit gestimmt haben und seither viel darüber diskutieren, ob sie ihrerseits aus dem Vereinigten Königreich austreten sollen. Und dann ist da noch die Sache mit der Desinformation. Falsche Infos werden richtig gefährlich, wenn sie verbreitet werden, um Leute absichtlich zu täuschen oder zu beeinflussen. Das nennt man dann Desinformation. Der Unterschied zu einer einfachen Falschnachricht ist, dass Desinformation bewusst gestreut wird, um Menschen in die Irre zu führen. Ein Bericht vom Februar 2018 der britischen Kommunikationsagentur 89up.org belegte, dass Russland während des Brexit-Wahlkampfs bis zu 4,6 Millionen Euro in die »Leave-Kampagne« gesteckt hat. Wenn man komplexe Themen auf eine Ja-Nein-Frage herunterbricht, kann das populistischen Politikerinnen und Politikern in die Hände spielen und von »interessierten Kreisen« in eine von ihnen gewünschte Richtung manipuliert werden. Der Brexit ist so ein Beispiel dafür.

					
					
						
							Achtung, Demokratie in Gefahr

						
						Februar 2020 – Stuttgart

						Der Hörsaal der Universität Stuttgart im 9. Stock eines grauen Betonblocks aus den 1960er-Jahren ist rappelvoll. Ich sitze in der letzten Reihe auf der Fensterbank eines, sagen wir mal, größeren Klassenzimmers, denn von Hörsaal im klassischen Sinne, wie ich ihn aus meiner Bachelorzeit an der Universität in Würzburg kannte, kann nicht die Rede sein. Wir sind etwa sechzig Leute, die alle wissen wollen, welchen Gefahren Demokratien ausgesetzt sind. »Sie können dann jetzt anfangen«, sagt unser Professor und bittet uns, nach vorne zu kommen. Wir, das ist meine Referatsgruppe, bestehend aus einer Studentin aus Hamburg, einem Studenten aus Frankreich und mir.

						Aus irgendeinem mir heute nicht nachvollziehbaren Grund trage ich schwarze Pumps und einen klein karierten Blazer. Wahrscheinlich sollte das Outfit meinem Plädoyer »Warum Donald Trump sich als Präsident der USA wie ein Autokrat verhält« einen würdigen Ausdruck verleihen. Ich hatte schon immer einen Hang zur Theatralik. Die anderen aus meiner Gruppe mussten übrigens ein Plädoyer halten, wie demokratisch bzw. populistisch sich Trump als Präsident verhält. Glaubt mir, sie hatten es deutlich schwerer. Trump hat während seiner Amtszeit ziemlich genau offenbart, was er von Demokratie hält. Dieser Kurs hat mein Bewusstsein geschärft, dass Demokratien in Gefahr sind, und das will ich mit meinem Kanal »Nini erklärt Politik« und in diesem Abschnitt an euch weitergeben.

						Wie es den Demokratien auf der Welt gesundheitlich geht, wird tatsächlich jedes Jahr untersucht. Da gibt es zum Beispiel den Transformationsindex der Bertelsmann-Stiftung. Das Ergebnis aus dem Jahr 2024 ist ernüchternd. Nur noch 63 Demokratien stehen demzufolge einer Mehrheit von 74 Autokratien gegenüber. Das sei aber keine neue Erkenntnis, denn die »Demokratiequalität« habe sich in den vergangenen zwanzig Jahren in Entwicklungs- und Transformationsländern fortwährend verschlechtert. Wenn die Demokratie immer weiter abgeschwächt wird, endet das oft in einer autoritären Herrschaft, wie man es laut Transformationsindex in Ländern wie Bangladesch, Mosambik oder der Türkei sehen kann. Grund zur Hoffnung gebe es immerhin durch Länder wie Brasilien und Polen, wo die Menschen ihre autoritär regierenden Präsidenten abgewählt haben.

						Werfen wir noch einen Blick auf den renommierten Democracy Index. Der bemisst anhand mehrerer Kriterien, ob ein Land eine »vollständige Demokratie« ist, in autoritäre Strukturen abgleitet oder sogar schon eine Diktatur darstellt. Auch er kommt zu dem Schluss, dass es noch nie so schlecht um die Demokratie stand wie im Jahr 2023. Der weltweite Durchschnittswert fiel auf den niedrigsten Stand seit Beginn des Index im Jahr 2006.

						Weniger als 8 Prozent der Weltbevölkerung leben in einer vollständigen Demokratie, während fast 40 Prozent der Menschen unter autoritärer Herrschaft leben – ein Anteil, der in den letzten Jahren schleichend gestiegen ist.

						Vollständige Demokratien sind in Westeuropa zu finden, dazu gehören Deutschland oder Frankreich. Oder in Nordamerika, wie die USA oder Kanada. Die Zunahme gewaltsamer Konflikte hat den globalen Demokratiewert stark beeinträchtigt und eine Erholung nach den Pandemiejahren 2020 bis 2022 verhindert.

						 

						Laut der Bundeszentrale für politische Bildung liegt der Hauptgrund darin, dass immer mehr Regierungen sich nur darauf konzentrieren, an der Macht zu bleiben, und deshalb demokratische Strukturen und Einrichtungen schwächen. Die Coronapandemie ist nicht der Auslöser für diese Entwicklung, denn Expertinnen und Experten sagen, dass dieser Trend schon lange vor der Pandemie begonnen hat.

						All das könnte uns natürlich runterziehen, aber mal ehrlich: Wissen ist unsere Waffe. Wir können andere mitziehen. Vielleicht motiviert dich das, genauso wie mich. Am besten schauen wir uns autoritäre bzw. totalitäre Systeme jetzt mal näher an, damit du weißt, dass es sich lohnt, für die Demokratie zu kämpfen.

					
					
						
							Autokratien und Diktaturen

						
						Es gibt Regierungsformen, in denen anders als in der Demokratie die Menschen keine oder nur sehr wenige Rechte haben und nicht mitbestimmen dürfen. Oder Rechte zwar auf dem Papier bestehen, aber im Alltag unterdrückt werden. Eine solche Regierungsform ist die Diktatur. In einer Diktatur wird das Land von einem Diktator oder einer kleinen Gruppe von Menschen regiert, die alle Macht in ihren Händen halten. Diese Herrscher treffen alle wichtigen Entscheidungen selbst und lassen keine Opposition zu. Das bedeutet, dass niemand es wagen darf, gegen sie zu sprechen oder ihre Entscheidungen infrage zu stellen. Wer das tut, wird oft hart bestraft, manchmal sogar ins Gefängnis gesteckt oder schlimmer.

						In einer Diktatur gibt es keine freien Wahlen, keine Meinungsfreiheit und keine unabhängigen Gerichte. Ein bekanntes Beispiel für eine Diktatur ist Nordkorea, wo Kim Jong-un die absolute Macht hat. Die Menschen dort dürfen nicht frei sprechen, reisen oder entscheiden, wie sie leben wollen. Die Regierung kontrolliert alles, und wer sich widersetzt, wird schwer bestraft.

						Eine andere Form undemokratischer Herrschaft ist die Autokratie. Auch hier wird das Land von einer Person oder einer kleinen Gruppe regiert, aber es gibt einige Unterschiede zur Diktatur. In einer Autokratie kann es theoretisch Wahlen geben, aber diese sind oft manipuliert oder so gestaltet, dass der Herrscher immer gewinnt. Die Gesetze werden nach seinen Wünschen gemacht, und die Gerichte sind oft nicht unabhängig, sondern unterstehen seiner Kontrolle.

						In einer Autokratie gibt es möglicherweise ein Parlament oder andere Institutionen, die wie in einer Demokratie aussehen, in Wirklichkeit hat der Herrscher aber auch hier die volle Kontrolle. Ein Beispiel für eine Autokratie ist Russland. Präsident Wladimir Putin ist seit vielen Jahren an der Macht, und obwohl es Wahlen gibt, sind diese oft so beeinflusst, dass Putin und seine Partei keine Abwahl fürchten müssen. Kritiker der Regierung werden oft eingeschüchtert, verhaftet oder sogar ermordet, und die Pressefreiheit ist stark eingeschränkt.

						In den Nachrichten über Russland hörst du oft den Begriff »Oligarchen«. Damit sind die superreichen Männer gemeint, die über die gesamte Wirtschaft des Landes und seine gewaltigen Ressourcen an Öl und Gas verfügen. Oligarchie meint Herrschaft in den Händen Weniger. Aber so märchenhaft reich diese Milliardäre auch sind: Macht haben sie nur, soweit Putin damit einverstanden ist und sie gewähren lässt.

					
					
						
							Was gibt’s sonst noch so?

						
						Als ich ein kleines Mädchen war, wollte ich unbedingt Prinzessin werden. Aus tiefstem Herzen war das mein Wunsch. Heute schaue ich rüber zu Prinzessin Kate nach England und denke mir: Ach, nein danke. Da müsste ich viel zu viel meiner Freiheit aufgeben und Tratsch und Klatsch über mich ertragen. Das bringt uns aber galant zur Herrschaftsform der Monarchie. Hier steht also, wie zum Beispiel in Großbritannien, ein König an der Spitze, möglich wären aber auch andere Adelstitel wie Fürstin oder Kaiser. Gewählt wird die Monarchin oder der Monarch in der Regel nicht. Ihr wisst, was passiert ist, als Königin Elizabeth II. im stolzen Alter von 96 Jahren nach siebzig Jahren Regentschaft gestorben ist: Auf die Queen folgte direkt ihr Sohnemann Charles. Ohne Bewerbung, ohne Wahl – zack, König. Wobei es bei Charles nicht wirklich zackig ging, denn bis es so weit war, hat er ein ganzes Lebensalter im Stadium des Thronfolgers verbringen müssen.

						Auch in Dänemark gibt es noch eine Monarchie. Außerdem in Spanien, Norwegen, Schweden, Luxemburg … puh, doch eine ganze Menge. Aber halten wir fest: Die meisten Monarchinnen und Monarchen zumindest in Europa erfüllen nur repräsentative Funktionen, die wirkliche Macht liegt in den Händen von Parlamenten und gewählten Volksvertretern. Ganz anders in Saudi-Arabien: Dort hat der König, der oberste Kopf der Herrscherdynastie, die komplette Macht, und es gibt auch kein Parlament oder eine Opposition. Außerdem ist der Islam Staatsreligion, das heißt, jeder Bürger des Landes muss sich zum islamischen Glauben bekennen, und Menschenrechte gelten nur, solange sie nicht der Scharia, dem islamischen Recht, widersprechen.

						 

						Schließen möchte ich diese Übersicht mit einer letzten Herrschaftsform: der Theokratie. Dieser Begriff kommt aus dem Griechischen und bedeutet »Gottesherrschaft«. Die Machthaber in einem theokratischen Staat rechtfertigen ihre Herrschaft dadurch, dass sie Gottes Wille sei. Sie haben zugleich die politische und religiöse Herrschaft im Land.

						Keine Theokratie ist demokratisch. Das kann man an der Islamischen Republik Iran ganz gut sehen. Das Staatsoberhaupt dort ist der »Oberste Führer der Islamischen Revolution«, Ayatollah Seyed Ali Khamene’i. Dieser wird von einem religiösen Expertenrat auf Lebenszeit gewählt und ist außerdem der Oberbefehlshaber der Streitkräfte. Im Iran werden Menschenrechte nur sehr bedingt eingehalten, und vor allem Frauen leiden unter dem System. Die Gesetze gibt die Scharia vor, ein auf dem Koran, der heiligen Schrift der Muslime, basierender Kodex von Rechten und Normen. Auf die Spitze treiben das Ganze die berüchtigten Taliban, eine Terrorgruppe, die in Afghanistan ein islamisches Emirat errichtet hat und mit Gewalt dabei ist, die gesamte Lebensrealität auf das vermeintliche »Wort Gottes« zuzurichten.

					
					
						
							Herrschaftsform vs. Staatsform

						
						Jetzt haben wir einen Überblick über die möglichen Herrschaftsformen heutiger Staaten. Die Herrschaftsform ist nicht zu verwechseln mit der Staatsform. Die Herrschaftsform sagt aus, wie ein Land regiert wird. Also herrscht das Volk, wie in einer Demokratie, oder herrscht ein Diktator oder eine Diktatorin, wie in einer Diktatur. Die grobe Unterscheidung verläuft also zwischen Demokratie und Diktatur. Und die Staatsform, jetzt pass auf, sagt, wie ein Land politisch organisiert wird.

						In modernen Demokratien gibt es verschiedene Staatsformen. Denk zum Beispiel mal an Großbritannien und Frankreich. Beides sind Demokratien, aber während Großbritannien eine Monarchie mit einem König als Staatsoberhaupt ist, steht in der Republik Frankreich ein gewählter Präsident an der Spitze des Staates. Deutschland ist auch eine Republik, aber mit einem Bundeskanzler als mächtigstem Mann.

						Apropos Deutschland und Frankreich: Das bringt uns noch zu einer anderen Unterscheidung: Bundesstaat und Einheitsstaat. Deutschland ist ein Bundesstaat und besteht aus 16 Bundesländern, die ihre eigenen politischen Kompetenzen haben. Frankreich hingegen ist ein Einheitsstaat mit einer Zentralregierung in Paris, die sehr viel mehr für das gesamte Land entscheidet, als es in Deutschland der Fall ist.

						Um bei Deutschland und Frankreich zu bleiben: Wieso haben wir einen Bundeskanzler, die Franzosen hingegen einen Präsidenten? Um das zu verstehen, lasst uns über den Unterschied zwischen einem parlamentarischen und einem präsidentiellen Regierungssystem sprechen. Ich glaube, man kann herauslesen, welches System in Deutschland und welches in Frankreich vorherrscht.

						In einem parlamentarischen Regierungssystem, wie wir es in Deutschland haben, spielt das Parlament, das vom Volk gewählt wird, eine wichtige Rolle. Die Regierung wird nicht direkt gewählt, sondern vom Parlament bestimmt. Alle vier Jahre wählen wir den Deutschen Bundestag, und die von uns gewählten Abgeordneten wählen anschließend die Bundeskanzlerin oder den Bundeskanzler. Die Regierung braucht das Vertrauen des Parlaments, um arbeiten zu können.

						Ich höre dich sagen, dass wir in Deutschland doch auch einen Präsidenten haben, den Bundespräsidenten. Genau richtig, aber der hat überhaupt nicht die Machtfülle, über die der Präsident in Frankreich verfügt, der als Staatsoberhaupt mehr als nur der oberste Repräsentant des Landes ist (das ganze Thema besprechen wir später noch genauer). In einem präsidentiellen Regierungssystem, wie es in Frankreich der Fall ist, hat der Präsident oder die Präsidentin, der oder die vom Volk direkt gewählt wird, eine entscheidende Position im Gefüge der Macht. Der Präsident oder die Präsidentin wählt die Regierung samt Regierungschef aus.

						Es gibt auch Länder, die eine Mischung aus beiden Systemen haben, also parlamentarisch und präsidentiell. Beispiele dafür sind Österreich und die Schweiz.

						 

						Puh, kurze Verschnaufpause. Das war ein heftiger Input, der dir vielleicht immer noch abstrakt vorkommt. Keine Sorge, im Laufe dieses Buches wird der ein oder andere Inhalt noch mal aufgegriffen, dann wird dir alles besser einleuchten. Schließlich sind wir hier auf einer gemeinsamen Reise mit dem Ziel, einen Politik-Profi aus dir zu machen.

						Fassen wir die Vorzüge einer Demokratie noch mal zusammen. In einer Demokratie haben alle Menschen die gleichen Rechte und Pflichten. Wir haben das Recht, unsere Meinung frei äußern zu können, uns zu versammeln und in freien Wahlen diejenigen Menschen und Parteien zu wählen, von denen wir uns am besten vertreten fühlen. Das Volk kann auf diese Weise bestimmen, wie ein Land regiert wird. Und mit der nächsten Wahl kann alles wieder ganz anders sein.

						»Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus«, heißt es daher auch im deutschen Grundgesetz, mit dem wir uns im nächsten Level näher befassen werden. Damit ist die Gemeinschaft aller wahlberechtigten Menschen im Land der Souverän. Nicht so wie früher, als es dem König oder Kaiser egal sein konnte, was das Volk findet und möchte. Ludwig XIV., Frankreichs »Sonnenkönig«, hat das auf die prägnante Formel gebracht: »Der Staat, das bin ich.« Friedrich II. von Preußen, der »Große«, hat es etwas bescheidener formuliert: »Ich bin der erste Diener meines Staates.« Ein guter Ansatz, nur dass auch er überhaupt kein Demokrat war. Schauen wir uns im nächsten Level an, wie genau die Demokratie in Deutschland organisiert ist.

						 

						 

						
							Nice to know

							Die direkteste Form der direkten Demokratie. – In der Schweiz pflegen zwei Kantone noch heute die ganz direkte Demokratie fast wie zur Zeit der alten Griechen in Athen. »Landsgemeinde« nennt sich die Versammlung unter freiem Himmel, die einmal im Jahr in Glarus und Appenzell Innerrhoden stattfindet. Dann kommen alle wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürger zusammen, die mitwirken wollen, mehrere Tausend Menschen, und entscheiden über gesetzgeberische und finanzielle Fragen. Jeder kann nach vorn ans Mikrofon treten und Anträge zu Themen seines Kantons einbringen, und die versammelte Menge stimmt dann mit erhobenen Armen so ab, dass möglichst ein klares Ergebnis zu erkennen ist. Ist das nicht krass?

							 

							Ein Gottesstaat in Europa?! – Der Staat Vatikanstadt inmitten von Rom gilt als Theokratie, denn er wird durch den »Stellvertreter Christi auf Erden« regiert, den Papst. Früher war der Kirchenstaat deutlich größer, ein richtiges Territorium im Zentrum Italiens, heute herrscht der Papst nur noch über knapp einen halben Quadratkilometer Fläche und ein paar Hundert Staatsangehörige. Und noch ein anderes Fleckchen Erde in Europa wird von Geistlichen regiert: die autonome Mönchsrepublik Athos. Am Ende einer Landzunge der griechischen Halbinsel Chalkidiki verläuft eine Grenze, hinter der sich der Berg Athos erhebt. Entlang seiner Küste leben knapp 2000 orthodoxe Mönche in zwanzig Klöstern und empfangen eine sehr begrenzte Anzahl männlicher Pilger als Gäste. Sonst darf niemand hinein. Weshalb die Mönche auch nur über sich selbst herrschen.

						

					
				


					Level 2

					Wie Deutschland regiert wird – 
dein Basiswissen

				

					»Ich habe gelernt, dass der Weg des Fortschritts 
weder kurz noch unbeschwerlich ist.«

					 

					Marie Curie, polnisch-französische Physikerin und Chemikerin

				

 

 

 


					Hier geht es um alles zum politischen System in Deutschland. Vom Grundgesetz über die Gewaltenteilung bis hin zu der Frage, wie Gesetze gemacht werden. Danach weißt du auch, wo die Verfassungsorgane liegen 
(zwinker, zwinker).

				




					
						2014, Würzburg – Julius-Maximilians-Universität

					
					Ich sitze in einem großen Hörsaal der Universität Würzburg. Alle Menschen um mich herum sind neu für mich, für uns alle ist es das erste Semester. Die Vorlesung heißt »Das politische System der Bundesrepublik Deutschland«. Wird also schon nicht so schlimm werden, über Deutschland weiß ich immerhin mehr als über die EU, die Vereinten Nationen oder sonst was, denke ich mir. Der Professor betritt den Hörsaal, guckt streng und lässt die Semesterübersicht groß an die Wand vor uns projizieren. Da läuft es mir doch eiskalt den Rücken runter, das wird wohl kein Spaziergang werden. Denn mir wird klar, wie wenig ich eigentlich weiß.

					Damit will ich dir Folgendes sagen: Du brauchst dich niemals dafür zu schämen, etwas nicht zu wissen. »Wahre Unwissenheit ist nicht das Fehlen von Wissen, sondern die Tatsache, dass man sich weigert, es zu erwerben«, sagte schon sehr klug der Philosoph Karl Popper. Auf geht’s ins zweite Level. Zwei Sachen kann ich dir direkt versprechen: Ich mach keinen auf strenge Professorin. Und: Nachdem du dieses Kapitel gelesen hast, kannst du immer und überall in Gesellschaft superschlau mitreden.

					
						
							Das Grundgesetz: ein Grund zum Feiern

						
						Wo immer Menschen miteinander zu tun haben, braucht es ein paar Regeln, die für alle gelten. Verkehrsregeln zum Beispiel oder die Spielregeln beim Sport. An die hältst du dich im Allgemeinen, denn du weißt, die anderen tun es auch, und nur so laufen der Straßenverkehr oder das Fußballmatch richtig rund. Auch das Zusammenleben in einer Gesellschaft unterliegt Regeln, das sind die Gesetze. Ein Gesetzestext ist besonders vornehm: das Grundgesetz. Denn es regelt nicht irgendwelche Detailfragen, sondern das große Ganze. Das Grundgesetz ist unsere Verfassung. Es steht über allen anderen Gesetzen, und kein anderes Gesetz darf gegen das Grundgesetz verstoßen.

						Das Grundgesetz wurde am 23. Mai 1949 verkündet und trat am 24. Mai in Kraft. Nur wenige Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs verfasst, sollte es ein bewusster Gegenentwurf zur Unrechtsherrschaft des Nationalsozialismus sein. Die Menschen, die das Gesetzeswerk damals formulierten, nennt man heute gern die Mütter und Väter des Grundgesetzes. Sie wollten eine Ordnung schaffen, die nie wieder eine Diktatur oder einen Weltkrieg zulassen würde und allen Menschen möglichst viele Freiheiten garantiert.

						Das Grundgesetz umfasst insgesamt 146 Artikel. Ganz vorn sind unsere Grundrechte formuliert. Es sind 19 Stück, und sie sind die wichtigsten Rechte der Menschen gegenüber dem Staat. Alle Grundrechte sind »unveräußerlich, dauerhaft und einklagbar«, sie können niemandem entzogen werden, keine Instanz kann sie jemals aufheben oder für ungültig erklären, und jeder Bürger und jede Bürgerin hat einen Rechtsanspruch auf sie. Zumindest das erste Grundrecht solltest du dir in seinem Wortlaut merken:

						Artikel 1 Absatz 1: Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.

						Artikel 1 ist der oberste Wert unseres Grundgesetzes und auch die oberste Richtlinie für staatliche Entscheidungen. Er ist übrigens auch ein Menschenrecht. Darunter fällt zum Beispiel auch das Recht auf Leben und auf körperliche Unversehrtheit oder freie Meinungsäußerung. Das steht auch in Artikel 1 des Grundgesetzes, nämlich in Absatz 2: »Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt.«

						Die Grundrechte bestimmen vieles mehr: das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit. Den Gleichheitssatz, also dass alle Menschen gleichberechtigt sind. Die Glaubens- und Gewissensfreiheit. Die Meinungsfreiheit, Pressefreiheit, Versammlungsfreiheit oder die Freiheit der Berufswahl oder die Unverletzlichkeit der Wohnung. Und da ist sie wieder, die Unverletzlichkeit aus Artikel 1. Wie ist das gemeint? Wenn ich jemandem auf der Straße aus heiterem Himmel ins Gesicht schlage, habe ich seine Würde doch verletzt. Genau: Die Würde des Menschen ist verletzlich. Aber du kannst das eben nicht ungestraft machen, und die staatlichen Institutionen sind nicht nur so nett, den Übeltäter zu verfolgen und zu bestrafen, wenn sie gerade mal Zeit haben, sondern sie sind dazu per Gesetz verpflichtet.

						Das Grundgesetz geht nicht von Menschen als isolierten Individuen aus, sondern sieht uns in Gemeinschaft miteinander verbunden. Das kann in bestimmten Situationen eben auch dazu führen, dass die Handlungsfreiheit des Einzelnen durch den Gesetzgeber eingeschränkt wird. Ich glaube, da fällt dir bestimmt sofort ein Beispiel ein, das wir alle erlebt haben: Die Coronapandemie und die daraus folgenden Einschränkungen wie das Tragen einer Maske, die zeitweisen Ausgangssperren oder die Testpflicht. Denn es ist ja immer so, dass die Freiheit eines Menschen dort ihre Begrenzung finden muss, wo sie die Freiheit eines anderen Menschen berührt oder beeinträchtigt.

						 

						Direkt nach den Grundrechten werden in Artikel 20 die Verfassungsprinzipien geregelt. Er besagt, dass die Bundesrepublik Deutschland ein demokratischer und sozialer Bundesstaat ist. Hier findet sich der berühmte Satz: »Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.«

						Und dieser Artikel regelt das »Recht zum Widerstand« gegen jeden, der es unternimmt, die geltende staatliche Ordnung zu beseitigen. Eine spannende Formulierung. Sie ist natürlich wieder mit Blick auf die Geschehnisse in der Weimarer Republik entstanden, als die Nazis erst in die Parlamente einzogen und dann genau die staatlichen Institutionen abschafften, durch die sie an die Macht gelangt waren. Sie hatten die Demokratie gekapert, und Artikel 20 stellt klar, dass das nie wieder passieren darf.

						Die Verfassungsprinzipien sind als Grundvoraussetzung notwendig, um die Würde des Menschen zu schützen. Und diese Prinzipien müssen wiederum auch geschützt werden, deshalb ist die Ordnung des Grundgesetzes eine »wehrhafte Demokratie«. Ganz gezielt schützt das Grundgesetz die in Artikel 1 und 20 niedergelegten Grundsätze mit der Ewigkeitsklausel. In Artikel 79 Absatz 3 ist festgehalten, dass diese Grundsätze nicht verändert werden dürfen. Die demokratische und grundrechtliche Substanz ist also vor jedem Eingriff geschützt.

						Aber halt mal, höre ich dich fragen. Von was für Prinzipien genau sprichst du da? Okay, ich mach’s übersichtlich:

						Deutschland ist ein(e) …

						Demokratie: Das wusstest du schon, gehört aber zur Vollständigkeit hierher. Nach Artikel 20 GG (so kürzt man das Grundgesetz ab) ist Deutschland eine Demokratie. Das bedeutet, dass das Volk die Macht hat. Es gibt verschiedene Parteien, die die Meinung im Volk abbilden und politisch umzusetzen versuchen, und freie, gleiche und geheime Wahlen. Deutschland ist eine repräsentative Demokratie, was bedeutet, dass das Volk durch gewählte Vertreterinnen und Vertreter regiert. Diese Repräsentantinnen und Repräsentanten bilden den Bundestag, das einzige Verfassungsorgan, das direkt vom Volk gewählt wird (später mehr zu den Verfassungsorganen).

						Sozialstaat: Das heißt, der deutsche Staat muss dafür sorgen, dass es im Land gerecht zugeht und die Leute sozial abgesichert sind. Wichtige Bereiche sind dabei die Regeln für Arbeit und Steuern, aber auch die Sozialversicherung. Dazu gehören die gesetzliche Krankenversicherung, Rentenversicherung, Arbeitslosenversicherung und Pflegeversicherung, in deren Kassen jeder Arbeitnehmer einzahlen muss. Außerdem stellt der Staat die Mittel für Dinge  wie Kindergeld, Elterngeld, Wohngeld oder Sozialhilfe.

						Rechtsstaat: Der Staat muss unsere Grundrechte respektieren und schützen. Außerdem müssen sich die Politik, die Verwaltung und die Gerichte strikt an die geltenden Gesetze halten. Rechtsstaatlichkeit bedeutet außerdem, dass die Macht aufgeteilt ist, indem die verschiedenen Institutionen des Staates einander kontrollieren können, und dass der Staat fair und angemessen handelt. Das Gegenteil von einem Rechtsstaat wäre zum Beispiel ein Polizeistaat oder eine Diktatur.

						Bundesstaat: Ein Bundesstaat ist ein Zusammenschluss mehrerer Bundesländer zu einem großen Staat, dem Bund. Dieses System ist föderalistisch organisiert. Föderalismus bedeutet, dass der Staat nach außen einheitlich auftritt, aber im Inneren die Macht zwischen Bund und Ländern aufgeteilt ist. Dass Deutschland in Bundesländer aufgeteilt ist, steht im Grundgesetz und kann nicht geändert werden. Aber die Anzahl der Bundesländer und ihre Grenzen können verändert werden.

						Republik: Deutschland ist eine Republik. Das bedeutet, dass das Land keinen König oder eine Königin an der Spitze hat. Staatsoberhaupt ist stattdessen ein gewählter Bundespräsident oder eine Bundespräsidentin. In einer Republik geht es darum, dass die Macht vom Volk ausgeht und nicht von einer einzelnen Person, die die Macht erbt, wie es in einer Monarchie der Fall ist.

						 

						Das bringt uns direkt zum Stichwort Gewaltenteilung, denn die Macht liegt in Deutschland nicht allein in der Hand von Bundesregierung und Parlament. Artikel 20 GG besagt: Die vom Volk ausgehende Staatsgewalt wird »durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt«. Die Kompetenzen sind also aufgeteilt, aber nicht nur auf den Bund und die Länder, wie du in diesem Level nach und nach erfahren wirst.

					
					
						
							Nicht zu viel Macht in einer Hand: die Gewaltenteilung

						
						Das Prinzip der Gewaltenteilung stellt sicher, dass die Macht im Staat fair verteilt ist und niemand zu viel Kontrolle hat. Es sorgt dafür, dass sich alle Teile des Staates gegenseitig ausbalancieren. In Deutschland sind die drei Hauptbereiche der Gewaltenteilung die Legislative, die Exekutive und die Judikative. Puh, die Begriffe hast du vielleicht schon mal gehört, aber hier gibt es bestimmt einen großen Erklärungsbedarf.

						 

							Die Legislative: Das ist die gesetzgebende Gewalt (der Name kommt vom lateinischen Wort lex = Gesetz). Sie ist für die Gesetzgebung zuständig. In Deutschland ist die Legislative der Bundestag, das Parlament, in dem die Abgeordneten sitzen, die von den Bürgerinnen und Bürgern gewählt werden. Es gibt auch den Bundesrat, in dem die Bundesländer vertreten sind. Beide zusammen entscheiden über neue Gesetze und ändern bestehende Gesetze.


	Die Exekutive: Die Exekutive ist die ausführende oder vollziehende Gewalt. Sie sorgt dafür, dass die Gesetze umgesetzt werden. Dazu zählt die Bundesregierung, die aus dem Bundeskanzler oder der Bundeskanzlerin und den Ministerinnen und Ministern besteht. Aber auch alle Behörden des Bundes, der Länder und der Gemeinden, darunter die Landesverwaltungen, die Staatsanwaltschaft, die Polizei und die Finanzämter.


	Die Judikative: Die Judikative ist die rechtsprechende Gewalt. Sie überprüft, ob die Gesetze korrekt angewendet werden, und entscheidet in rechtlichen Streitfällen. Das liegt in den Händen des Bundesverfassungsgerichts, das sich um Verfassungsfragen kümmert und prüft, ob Gesetze verfassungskonform sind. Aber auch durch oberste Gerichtshöfe des Bundes und durch die Gerichte der Länder wird die Exekutive ausgeübt.






						Warum ist Gewaltenteilung wichtig?

						Gewaltenteilung ist wichtig, weil sie verhindert, dass eine einzige Person oder Gruppe die ganze Macht übernimmt. Sie sorgt dafür, dass die verschiedenen Bereiche des Staates sich gegenseitig kontrollieren. Wenn zum Beispiel die Regierung ein Gesetz vorschlägt, muss es vom Parlament beschlossen werden. Und wenn es Fragen zur Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes gibt, lassen sie sich durch das Bundesverfassungsgericht klären. Das passiert, wenn das neue Gesetz in Konflikt mit älteren Gesetzen geraten könnte.

						Wie funktioniert die Kontrolle zwischen den Gewalten?

						Die drei Gewalten überwachen sich gegenseitig, um sicherzustellen, dass alles fair und korrekt abläuft. Hier sind einige Beispiele, wie das funktioniert:

						Der Bundestag kontrolliert die Regierung: Der Bundestag kann die Regierung kritisieren, Gesetze ablehnen und überprüfen, ob die Regierung ihre Aufgaben gut erfüllt.

						Die Regierung setzt Gesetze um: Die Regierung muss sich an die Gesetze halten, die der Bundestag beschließt. Wenn sie sich nicht an diese Gesetze hält, können die Gerichte eingreifen.

						Die Gerichte prüfen Gesetze: Die Gerichte können überprüfen, ob Gesetze gegen die Verfassung verstoßen. Wenn das der Fall ist, können sie diese Gesetze für ungültig erklären.

						Was passiert, wenn eine Gewalt ihre Aufgabe nicht richtig erfüllt?

						Wenn eine der Gewalten ihre Aufgabe nicht richtig erfüllt, kann das Auswirkungen auf den gesamten Staat haben. Zum Beispiel, wenn die Regierung Gesetze nicht umsetzt oder sich nicht an die Gesetze hält, kann das von den Gerichten geprüft und angemahnt werden. Auch der Bundestag kann Maßnahmen ergreifen, wenn er sieht, dass die Regierung ihre Aufgaben nicht ordentlich erfüllt. Was »ordentlich« bedeutet, ist natürlich Ansichtssache. Im Normalfall arbeitet keine der Gewalten bewusst gegen eine bestehende Gesetzeslage. Aber da es in der Politik oft um verschiedene Meinungen und sehr komplizierte Dinge geht, ist es gut, wenn man wichtige Entscheidungen wie Gesetze noch einmal unabhängig prüfen lassen kann. Damit niemand das bestehende System beschädigt, egal ob unabsichtlich oder ganz gezielt.

					
					
						
							Die Mächtigen im Staat

						
						Es wird Zeit, dass wir uns ansehen, wer in Deutschland eigentlich was zu sagen hat. Da bietet es sich doch an, direkt mit dem Bundeskanzler einzusteigen. Bundeskanzler, an dieses Wort musste ich mich erst gewöhnen, da Deutschland die meiste Zeit meines Lebens von einer Bundeskanzlerin regiert wurde. Und indem ich mit diesem Amt hier anfange, handele ich frech gegen das Protokoll. In Deutschland gibt es nämlich eine (inoffizielle) protokollarische Rangfolge der höchsten Staatsämter, die wie folgt aussieht:

							Bundespräsidentin oder Bundespräsident


	Präsidentin oder Präsident des Deutschen Bundestages


	Bundeskanzlerin oder Bundeskanzler


	Präsidentin oder Präsident des Bundesrates


	Präsidentin oder Präsident des Bundesverfassungsgerichts






						Das ist bei staatlichen Veranstaltungen wie Gedenkstunden wichtig, denn da werden die Ehrengäste aus Staat, Politik und Gesellschaft protokollarisch platziert. Aber in meinem Buch hier darf ich die lieben Leute und Verfassungsorgane so platzieren, wie ich sie nach Wichtigkeit wahrnehme. Los geht’s.

					
					
						
							Der Bundeskanzler / Die Bundeskanzlerin

						
						Der Bundeskanzler oder die Bundeskanzlerin ist die wichtigste Person in der deutschen Politik. Wenn man so will, ist er oder sie der »Chef« oder die »Chefin« des Landes. Der Bundeskanzler leitet die Regierung und entscheidet zusammen mit den Ministerinnen und Ministern, in welche Richtung sich Deutschland politisch entwickeln soll. Er oder sie legt fest, welche Themen besonders wichtig sind – bestimmt damit die »Richtlinien der Politik« –, und treibt ihre Umsetzung voran. Die Ministerinnen arbeiten zwar in ihren eigenen Bereichen, aber das muss in Übereinstimmung mit den Vorgaben des Bundeskanzlers passieren. Außerdem vertritt der Bundeskanzler Deutschland oft im Ausland und spricht mit anderen Staats- und Regierungschefs.

						Wie wird man Bundeskanzler?

						Für mich wäre dieses Amt ja der absolute Albtraum. Olaf Scholz hat die Frage, wie viel er in der Woche arbeitet, sogar selbst auf TikTok beantwortet. Ich bin gespannt, was ihr schätzt. Scholz sagt, es seien »siebzig bis achtzig Stunden, aber manchmal auch noch mehr«. Das ist schon mal ein Grund, warum der Job für mich nichts wäre, aber ich könnte auch nicht mit der großen Verantwortung umgehen. Ich sag mal Stand jetzt, denn vielleicht komme ich irgendwann ja doch noch auf die verrückte Idee, das anders zu sehen. Bitte stellt euch mich grinsend vor, wie ich diese Zeilen schreibe.

						Jedenfalls wird man nicht einfach so Bundeskanzlerin oder Bundeskanzler. Zuerst musst du in einer Partei aktiv sein und in politischen Ämtern sehr viel Erfahrung sammeln, bis deine Partei dich für die geeignetste Person hält und für das Amt nominiert. Ihr beide, Kandidat und Partei, müsst dann bei der Bundestagswahl eine Mehrheit gewinnen. In der Regel folgen Koalitionsverhandlungen mit Vertretern anderer Parteien, an deren Ende man sich über die Regierung einigt, der du vorstehen sollst. Danach schlägt offiziell der Bundespräsident den Kandidaten oder die Kandidatin für das Amt des Bundeskanzlers vor. Der Bundestag – das ist das Parlament – stimmt darüber ab. Bekommt man die Mehrheit der Stimmen, ist für die offizielle Ernennung wieder der Bundespräsident zuständig.

						Wie lange bleibt man im Amt?

						Eine Amtsperiode des Bundeskanzlers dauert vier Jahre. Danach gibt es wieder Wahlen, und tritt der alte Kanzler noch mal an, wird entschieden, ob er oder jemand Neues das Amt erhält. Es gibt keine Begrenzung, wie oft man gewählt werden kann. Wenn die Menschen und die eigene Partei einem vertrauen, kann man also auch mehrere Amtszeiten hintereinander regieren. Die Rekorde halten die beiden CDU-Politiker Helmut Kohl (1982–1998) und Angela Merkel (2005–2021) mit je 16 Jahren Amtszeit.

						Es gibt immer wieder Diskussionen darüber, ob es eine Begrenzung der Amtszeit für die Bundeskanzlerin oder den Bundeskanzler geben sollte. Die Person dürfte dann nur für eine bestimmte Zeit im Amt bleiben, zum Beispiel maximal zwei Amtszeiten wie in den USA. Mir ist es wichtig, euch stets Argumente an die Hand zu geben, mit denen ihr euch eine eigene Meinung bilden könnt und Futter für Diskussionen habt. Also: Was spricht dafür, und was spricht dagegen?

						Argumente für eine Amtszeitbegrenzung

						Es gibt einige Gründe, warum Menschen denken, dass eine Begrenzung der Amtszeit des Bundeskanzlers oder der Bundeskanzlerin eine gute Idee wäre.

							Frischer Wind in der Politik: Es würden regelmäßig neue Personen an die Spitze der Regierung kommen. Das könnte dafür sorgen, dass neue Ideen und Perspektiven ihre Chance bekommen. Wenn immer dieselben Personen an der Macht sind, können Veränderungswille und Innovationen darunter leiden.


	Vermeidung von Machtmissbrauch: Wenn eine Person zu lange an der Macht bleibt, besteht die Gefahr, dass sie ihre Position ausnutzt. Eine Amtszeitbegrenzung könnte helfen, diese Macht zu beschränken und zu verhindern, dass jemand zu viel Einfluss erhält oder versucht, seine Macht auf unfaire Weise zu sichern.


	Förderung der Demokratie: Eine Begrenzung der Amtszeit könnte die Demokratie stärken, weil sie sicherstellt, dass die Macht regelmäßig an neue Menschen übergeben wird. Dadurch haben mehr Politikerinnen und Politiker die Chance, ihre Ideen umzusetzen, und die Wählenden haben öfter die Möglichkeit, über den Regierungsstil zu entscheiden.






						Argumente gegen eine Amtszeitbegrenzung

						Es gibt aber auch gute Gründe, warum manche Menschen gegen eine Begrenzung der Amtszeit des Bundeskanzlers oder der Bundeskanzlerin sind.

							Erfahrung zählt: Wer schon länger im Kanzleramt ist, sammelt viel Erfahrung und Wissen. Diese Erfahrung kann sehr nützlich sein, um schwierige Probleme zu lösen und das Land gut zu regieren. Wenn die Amtszeit begrenzt wäre, könnte man eine erfahrene Führungskraft verlieren, nur weil die Zeit abgelaufen ist.


	Stabilität in der Regierung: Eine nachteilige Folge einer Amtszeitbegrenzung könnten häufigere Wechsel in der Regierung sein, was zu Instabilität führen könnte. Eine Kanzlerin, die für längere Zeit im Amt ist, kann möglicherweise eine stabilere und kontinuierlichere Politik betreiben, was dem Land in schwierigen Zeiten von Nutzen sein kann.


	Wählende sollten entscheiden: Wenn ein Kanzler oder eine Kanzlerin gute Arbeit leistet, sollte es den Wählenden überlassen bleiben, ob sie diese Person wiederwählen möchten. Eine Amtszeitbegrenzung würde den Bürgerinnen und Bürgern diese Entscheidung mit rein formaler Begründung abnehmen.






						Kann der Bundeskanzler auch abgewählt werden?

						Ja, das geht. Wenn der Bundestag nicht mehr zufrieden mit der Kanzlerin ist, kann er sie mit einem Misstrauensvotum abwählen. Dafür müssen die Abgeordneten im Bundestag einen neuen Kanzlerkandidaten wählen. Nur wenn der eine Mehrheit bekommt, muss der bisherige Kanzler gehen.

						Warum ist die Bundeskanzlerin oder der Bundeskanzler so wichtig?

						Der Bundeskanzler hat die letztliche Entscheidungsgewalt über viele Dinge, die das Leben in Deutschland direkt beeinflussen, wie zum Beispiel Steuern, Wirtschaft oder die Außenpolitik. Er oder sie sorgt dafür, dass die Regierung funktioniert, und mit seiner Richtlinienkompetenz gibt er vor, in welche Richtung das Land gelenkt werden soll. Kurz gesagt: Der Bundeskanzler ist die Person, die Deutschland lenkt.

						Wer hilft der Bundeskanzlerin bei ihrer Arbeit?

						Die Bundeskanzlerin steht einem ganzen Team von Ministerinnen und Ministern vor sowie weiteren Personen, die ihr helfen und beratend zur Seite stehen. Dieses Team ist die Bundesregierung. Jeder Minister ist für einen bestimmten Bereich zuständig, zum Beispiel Gesundheit, Bildung oder Finanzen. Ich zeige euch gleich alle Ministerien im Überblick. Noch mal ein eigenes Team hat der Regierungschef im Bundeskanzleramt, dem Amtssitz in Berlin. Hier hat er rund um den »Chef des Bundeskanzleramts« vertraute Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter um sich. Sie koordinieren all die bei ihm auflaufenden Dinge so, dass er sich auf das Wichtigste konzentrieren kann.

						Was passiert, wenn der Bundeskanzler krank ist oder nicht mehr arbeiten kann?

						Wenn der Bundeskanzler mal krank ist oder im Urlaub, übernimmt der sogenannte Vizekanzler. Das ist der Stellvertreter des Kanzlers, meist jemand von der zweitgrößten Partei in der Regierung. Sollte der Kanzler aus irgendeinem Grund zurücktreten oder sterben, würde der Bundestag einen neuen wählen.

					
					
						
							Die Bundesregierung

						
						Kommen wir zur Bundesregierung, dem Team des Bundeskanzlers, das Deutschland regiert.

						Die Bundesregierung besteht aus dem Bundeskanzler und den Bundesministerinnen und Bundesministern. Der Kanzler ist sozusagen der »Chef« des Teams und bestimmt, welche Themen in seiner Regierungsarbeit für ihn besonders wichtig sind. Die Minister sind für verschiedene Bereiche verantwortlich, Ressorts genannt, wie zum Beispiel Finanzen, Gesundheit oder Bildung. Jeder Minister leitet ein Ministerium, das sich um die Aufgaben in seinem Bereich kümmert. In der Legislaturperiode 2021 bis 2025 gibt es die folgenden Ministerien:

							Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz


	Bundesministerium für Finanzen – Finanzministerium


	Bundesministerium des Innern und für Heimat


	Auswärtiges Amt


	Bundesministerium der Justiz


	Bundesministerium für Arbeit und Soziales


	Bundesministerium der Verteidigung


	Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft


	Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend


	Bundesministerium für Gesundheit


	Bundesministerium für Digitales und Verkehr


	Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz


	Bundesministerium für Bildung und Forschung


	Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung


	Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen






						 

						Manchmal gibt es ein bis zwei Ministerien weniger oder mehr. Oder in anderer Konstellation. Das Wirtschaftsministerium zum Beispiel wurde 2021 erstmals mit dem Thema Klima verbunden und von den Medien anschließend als »Superministerium« bezeichnet. Jede Regierung kann so noch mal eigene Schwerpunkte setzen.

						Was macht die Bundesregierung?

						Die Bundesregierung schafft die Rahmenbedingungen dafür, dass das Land möglichst gut aufgestellt ist. Sie macht Gesetze bzw. bringt sie in den Bundestag ein, der darüber abstimmt. Die Regierung entscheidet über alle Fragen »von besonderer politischer« oder »erheblicher finanzieller Bedeutung« für das Land: Krankenhäuser, Straßenbau, Polizei und vieles mehr. Außerdem vertritt die Bundesregierung Deutschland in der Welt, zum Beispiel bei internationalen Treffen und Verhandlungen.

						Wie wird die Bundesregierung gebildet?

						Nach der Bundestagswahl entscheidet der Bundeskanzler, wer in die Bundesregierung kommt. Normalerweise gehören zur Bundesregierung Politikerinnen und Politiker aus den Parteien, die zusammen die Mehrheit im Bundestag haben und sich zusammentun möchten. Diese Parteien bilden dann eine Koalition. Eine Koalition ist ein Bündnis aus mehreren Parteien, die zusammen regieren. Das passiert oft, weil eine einzelne Partei selten genug Stimmen bekommen hat, um allein regieren zu können. Die Parteien in der Koalition müssen dann gut zusammenarbeiten und Kompromisse finden, um das Land erfolgreich zu regieren.

						Offiziell bestimmt der Bundeskanzler die Bundesminister. Doch in Wirklichkeit entscheiden die Parteien, die zusammen regieren, wer welches Ministeramt bekommt. Diese Entscheidungen werden schon in den Verhandlungen getroffen, bevor die Regierung gebildet wird. Dabei achten die Parteien darauf, dass Menschen verschiedener Regionen und Geschlechter gut vertreten sind, Proporz nennt man das. Das bedeutet, dass Minister und Ministerinnen oft mehrere Erwartungen erfüllen müssen. Sie müssen nicht nur auf den Bundeskanzler oder die Bundeskanzlerin hören, sondern auch ihre Partei zufriedenstellen. Und am Ende ist es wieder der Bundespräsident, der die offiziellen Ernennungen vornimmt.

						Die meisten Ministerinnen und Minister sind Mitglieder der Partei, die sie ins Amt gebracht hat, und gewählte Abgeordnete im Bundestag. Das ist aber keine Vorschrift. Es gibt auch Ministerinnen und Minister, die nicht im Bundestag sitzen, weil sie zum Beispiel in der Politik eines Bundeslandes aktiv sind. Manchmal gibt es auch Ministerinnen und Minister, die keiner Partei angehören. Das passiert, wenn jemand als besonders kompetent angesehen wird. Dann kann ein Boss aus der freien Wirtschaft schon mal Wirtschaftsminister werden.

						Wie lange bleibt die Bundesregierung im Amt?

						Die Bundesregierung bleibt regulär eine Legislaturperiode lang im Amt, also vier Jahre bis zur nächsten Bundestagswahl. Danach wird entschieden, ob es eine neue Regierung gibt oder die alte weitermacht. Manchmal kann es aber auch vorher zu einer Veränderung kommen, zum Beispiel wenn der Kanzler zurücktritt oder es im Bundestag eine neue Mehrheit gibt. Einzelne Ministerinnen und Minister werden häufiger mittendrin ausgetauscht, wenn sie sich wegen irgendeines Versäumnisses oder Vorwurfs »nicht länger halten konnten«.

						Was passiert, wenn die Regierung nicht mehr funktioniert?

						Wenn die Bundesregierung nicht mehr funktioniert, weil die Angehörigen der verschiedenen Parteien sich nicht mehr einig werden können oder die Mehrheit im Bundestag verloren geht, kann es zu einer Regierungskrise kommen. In einem solchen Fall könnte der Bundeskanzler abgewählt werden, und es würde versucht, eine neue Regierung zu bilden. Klappt das nicht, könnte es auch Neuwahlen geben. Viele Regierungskrisen werden aber auch einfach bewältigt, indem sich alle ein bisschen zusammenreißen und weitermachen.

						Was ist der Unterschied zwischen Regierung und Parlament?

						Die Bundesregierung ist das Team, das das Land regiert und die Gesetze ausführt. Das Parlament, der Deutsche Bundestag, ist die Gruppe von Abgeordneten aller gewählten Parteien, die die Gesetze beschließt und die Regierung kontrolliert. Man kann sagen, aus dem Parlament kommen die Impulse für die Themen, die das Land bewegen, und die Bundesregierung sorgt dafür, dass sie politisch umgesetzt werden. Zur Abstimmung gelangt dann alles wieder im Parlament.

						Warum ist die Bundesregierung so wichtig?

						Die Bundesregierung schafft die allgemeinen Rahmenbedingungen für viele Dinge, die das tägliche Leben betreffen. Sie hat die Gegenwart und nähere Zukunft des Landes im Blick, etwa soziale Schieflagen, einen möglichen Arbeitskräftemangel, die Abwanderung von Industrien oder den Ausstieg aus fossilen Brennstoffen. Wo sie Handlungsbedarf sieht, setzt sie dies um. Dafür haben alle Ministerien viel Steuergeld zur Verfügung, ihren jeweiligen Etat, mit dem sie zum Beispiel Projekte wie die Energiewende fördern, die Verteidigungsfähigkeit aufrechterhalten oder den Sozialstaat organisieren.

					
					
						
							Der Bundestag

						
						Stell dir einen Ort in Deutschland vor, an dem all die wichtigen Entscheidungen getroffen werden, die unser Leben beeinflussen. Egal ob es darum geht, wie viel Geld für den Straßenbau ausgegeben wird, wie der Umweltschutz verbessert werden kann oder welche Regeln im Straßenverkehr gelten. Diesen Ort gibt es – der Deutsche Bundestag, das Herzstück unserer Demokratie.

						Warst du mal in Berlin im Reichstagsgebäude, dem Sitz des Deutschen Bundestags? Das ist ein riesiges, altes und sehr beeindruckendes Gebäude mit einer großen modernen Glaskuppel auf dem Dach. Diese Kuppel ist nicht nur schön anzusehen, sondern auch ein Symbol dafür, dass die Politik in Deutschland durchschaubar und offen sein soll – man kann sogar durch sie hindurchgehen und dabei einen Blick hinunter auf die Arbeit der Abgeordneten werfen! Die meisten Schülerinnen und Schüler verschlägt es im Laufe ihrer Schullaufbahn mal dorthin. Ich sehe gerade einige betreten schauen, die denken: »Ja, ich war da und habe kein bisschen aufgepasst, weil ich nur Augen für meinen Crush hatte.« Hihi, die Vorstellung gefällt mir. Jedenfalls vollkommen egal, ob du dort warst oder nicht, denn beim Von-oben-Reinschauen versteht man ja noch lange nicht, was dort genau passiert. Und darum geht es jetzt.

						Wer sitzt im Bundestag?

						Der Bundestag ist unser Parlament, dort sitzen die gewählten Repräsentantinnen und Repräsentanten, die Abgeordneten. Aktuell sind es deutlich über 700 Personen, womit der Bundestag eines der größten Parlamente weltweit ist. Seit Jahren arbeitet man an Ideen zu seiner Verkleinerung, aber natürlich möchte kein Politiker indirekt an seiner eigenen Abschaffung mitwirken. Die Abgeordneten werden alle vier Jahre neu gewählt. Die Abgeordneten einer Partei schließen sich im Bundestag zu einem Team zusammen, ihrer Fraktion. Die größte Fraktion hat oft besonders viel Einfluss, weil sie die meisten Abgeordneten stellt.

						Ich würde statt Team ja lieber das Wort Gruppe benutzen, aber passt auf: Nachdem Sahra Wagenknecht mit ein paar weiteren Abgeordneten 2023 die Linkspartei verließ, um ihre eigene Partei zu gründen, hat die Linke ihren Fraktionsstatus verloren, der eine Mindestanzahl von Mitgliedern erfordert. Sie bildete daraufhin einen kleineren Zusammenschluss, Gruppe genannt, die weniger parlamentarische Rechte hat als eine Fraktion. Im 20. Deutschen Bundestag gibt es fünf Fraktionen: SPD, CDU/CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen und AfD, und dazu zwei Gruppen: die Linke und das neue Bündnis von Sahra Wagenknecht BSW.

						 

						[image: Abgebildet ist die aktuelle Sitzverteilung im Bundestag. Die Sitze 733 verteilen sich wie folgt: Die SPD hat 207, CDU und CSU 176, Bündnis 90 / Die Grünen 117, die FDP 91, die AfD 77, Die Linke 28, die Gruppe BSW 10 Sitze. Zudem gibt es 7 Sitze für Fraktionslose.]
						
						 

						Was macht der Bundestag?

						Die Abgeordneten im Bundestag haben viele Aufgaben:

							Gesetze beschließen: Eine der wichtigsten Aufgaben des Bundestages ist es, Gesetze zu machen. Dazu wird viel diskutiert, umformuliert und am Ende abgestimmt. Nur wenn die Mehrheit der Abgeordneten für ein neues Gesetz stimmt, kann es in Kraft treten und für alle Menschen in Deutschland gelten.


	Bundeskanzler wählen: Der Bundestag wählt die Bundeskanzlerin oder den Bundeskanzler, also die Person, die die Regierung leitet und die Geschicke des Landes lenkt. Die hat normalerweise die Mehrheit der Abgeordneten auf ihrer Seite, aber manchmal kann es eng werden, weshalb man als Regierungschef immer auch das Parlament für seine Arbeit gewinnen muss.


	Regierung kontrollieren: Eine weitere wichtige Aufgabe des Bundestages ist es, die Arbeit der Regierung zu überwachen. Die Abgeordneten, die keiner der Regierungsparteien angehören, bilden die Opposition. Sie schauen ganz genau hin, ob die Regierung ihre Arbeit gut macht, und kritisieren, wenn sie anderer Meinung sind.


	Haushalt festlegen: Der Bundestag entscheidet letztlich darüber, wie das Geld des Staates ausgegeben wird. Im Bundeshaushalt wird festgelegt, wie viel Geld die einzelnen Ministerien für Bildung und Forschung, Verkehr, Umweltschutz und viele andere wichtige Dinge ausgeben können.






						Im Bundestag wird oft heiß diskutiert. Diese Diskussionen nennt man Debatten. Bei einer Debatte tauschen die Abgeordneten vieler oder aller Parteien ihre Meinungen zu einem bestimmten Thema aus. Das kann ganz schön laut und leidenschaftlich werden, denn oft haben die Abgeordneten schon einfach wegen ihrer politischen Grundeinstellung sehr unterschiedliche Meinungen. Am Ende wird dann oft abgestimmt über die Frage, die zur Debatte stand.

						Wie wird man Abgeordneter?

						Wer in den Bundestag gewählt werden möchte, muss sich bei einer Bundestagswahl als Kandidat aufstellen lassen. Dafür musst du in aller Regel in einer Partei aktiv sein. Diese entscheidet, ob du Direktkandidat eines Wahlkreises wirst oder einen aussichtsreichen Listenplatz erhältst. Wenn genug Menschen dich wählen, bekommst du einen Platz im Bundestag und kannst dort mitentscheiden. Das war jetzt die Kurzfassung, wir befassen uns in Level 7 etwas näher mit dem Thema.

						Wie oft wird der Bundestag gewählt?

						Alle vier Jahre finden Bundestagswahlen statt. Dann können die Bürgerinnen und Bürger darüber entscheiden, wer ihre Interessen im Parlament vertreten soll. Manchmal gibt es auch vorzeitige Neuwahlen, zum Beispiel wenn eine Regierung nicht mehr gut arbeiten kann und sich keine Mehrheit mehr findet.

						Warum ist der Bundestag so wichtig?

						Ohne den Bundestag könnte der Wählerwille keinen legitimen Ausdruck finden, er ist die eigentliche Volksvertretung. Der Bundestag sorgt dafür, dass die Gesetze, nach denen wir alle leben, demokratisch beschlossen werden. Er hat auch eine wichtige Kontrollfunktion, er schaut der Regierung genau auf die Finger und hat kraft seiner Mehrheiten immer eine eigene Meinung dazu, ob die Interessen der Bürgerinnen und Bürger gut vertreten werden.

					
					
						
							Die Opposition

						
						Was machen eigentlich diejenigen Abgeordneten, die nicht den Regierungsparteien angehören, sondern der Opposition? Ist denen langweilig? Haben die wenig bis gar nichts zu tun? Im Gegenteil!

						Die Abgeordneten der Opposition sitzen in den gleichen Ausschüssen wie die Abgeordneten der Regierungsparteien. Das sind kleinere Gruppen, in denen besonders sachkundig um Inhalte gestritten wird. Die Abgeordneten hier arbeiten sich wirklich tief in ihr Thema ein, werden zu Experten und gelten vielen als die eigentlichen Politikmacher. Zum Beispiel gibt es den Umweltausschuss, der sich um alle Gesetze kümmert, die mit Umwelt und Natur zu tun haben. Die Abgeordneten der Opposition bringen hier ihre Ideen ein, machen Vorschläge und achten darauf, dass auch die Interessen ihrer Wählerinnen und Wähler gehört werden. So haben sie trotz ihrer kleineren Rolle immer noch einen wichtigen Einfluss auf die Gesetzgebung.

						Die wichtigste Aufgabe der Opposition aber ist es, die Regierung im Auge zu behalten und zu kontrollieren. Sie achtet darauf, dass die Regierung sauber arbeitet und sich an die Regeln hält. Sie ist eine Art Aufpasser und kritischer Begleiter. Oppositionsarbeit ist nicht »nett«. Nur wenn sie ständig dagegenhält und ordentlich nervt, erledigt sie ihre Aufgabe richtig.

						Eines der wichtigsten Werkzeuge der Opposition ist die Fragestunde. Das ist eine Art Nachhaken, bei dem Regierungsmitglieder im Parlament Rede und Antwort stehen müssen. Die Opposition kann Fragen stellen, die jemand von der Regierung direkt beantworten muss. Drei Mal im Jahr kommt es sogar vor, dass der Kanzler oder die Kanzlerin persönlich befragt wird. Das ist ein echtes Highlight, weil es die Möglichkeit bietet, den Regierungschef direkt herauszufordern und kritisch zu hinterfragen.

						Daneben gibt es noch die Kleine Anfrage und die Große Anfrage. Das sind schriftlich vorgelegte Fragen, die die Opposition an die Regierung stellt. Auf eine Kleine Anfrage muss die Regierung schriftlich antworten, meistens in kurzer Form. Bei einer Großen Anfrage geht es um umfangreichere Themen, und die Antworten sind ausführlicher. Diese Anfragen sind wichtig, weil sie es der Opposition ermöglichen, Informationen zu sammeln und die Regierungsarbeit zu durchleuchten.

						Und wird ein Thema gerade besonders heiß diskutiert, dann kann die Opposition eine Aktuelle Stunde im Bundestag beantragen. Das ist eine Art Blitzdiskussion, bei der ein brennendes Thema sofort auf die Tagesordnung kommt. Hier können die Abgeordneten ihre Meinungen und Standpunkte darlegen und direkt auf aktuelle Ereignisse reagieren.

						Das vielleicht mächtigste Werkzeug der Opposition ist der Untersuchungsausschuss. Dieses Gremium wird eingerichtet, wenn es den Verdacht gibt, dass die Regierung oder andere Stellen Fehler begangen oder gar vertuscht haben. Der Untersuchungsausschuss kann Zeugen vernehmen, Akten anfordern und so richtig tief graben, um die Wahrheit ans Licht zu bringen. Es ist ein bisschen wie ein Gerichtsprozess, bei dem die Opposition die Rolle des Anklägers übernimmt.

						Insgesamt sorgt die Opposition also dafür, dass die Demokratie funktioniert, indem sie die Regierungsarbeit kritisch begleitet und Transparenz einfordert. Auch wenn sie nicht die Hauptrolle spielt, ist sie für das politische Gleichgewicht und zur Kontrolle der Regierung unverzichtbar.

					
					
						
							Der Bundesrat

						
						Stell dir Deutschland wie ein großes Haus mit vielen Zimmern vor. Jedes Zimmer steht für ein Bundesland, und jedes Bundesland hat seine Eigenheiten und speziellen Interessen. Damit das Zusammenleben in diesem großen Haus gut funktioniert, braucht es einen Ort, an dem sich alle Zimmerbewohner treffen können, um gemeinsam über wichtige Dinge zu entscheiden. Dieser Ort ist der Bundesrat.

						Der Bundesrat ist ein bisschen das »Zweite Parlament« in Deutschland, aber er funktioniert ganz anders als der Bundestag. Während der Bundestag aus von den Bürgerinnen und Bürgern gewählten Abgeordneten besteht, sitzen im Bundesrat die Vertreterinnen und Vertreter der 16 Bundesländer. Das sind die Ministerpräsidenten und weitere Mitglieder der Landesregierungen. Der Bundesrat ist auch viel kleiner und übersichtlicher als der Bundestag, er hat aktuell 69 Abgeordnete.

						Warum gibt es den Bundesrat überhaupt? Nun, Deutschland ist ein föderal organisiertes Land. Das bedeutet, dass nicht nur der Bund, also der Staat, sondern auch die einzelnen Bundesländer viele Aufgaben haben und eigene Entscheidungen treffen können. Manchmal haben Bund und Länder dabei unterschiedliche Ziele und Interessen. Die Länder müssen sich regelmäßig darüber absprechen, ob sie für gut befinden, was man im Bundestag entscheiden möchte. Und genau dafür ist der Bundesrat da.

						Im Bundesrat treffen sich die Vertreter der Länder, um über Gesetze zu beraten, die das ganze Land betreffen. Das Besondere dabei ist, dass viele Gesetze, die der Bundestag beschließt, erst dann rechtsgültig werden, wenn der Bundesrat ihnen zustimmt. Will der Bundestag ein neues Gesetz verabschieden, dessen Auswirkungen auch die Bundesländer betreffen, wird es an den Bundesrat weitergeleitet. Dort wird dann darüber diskutiert und abgestimmt. Manchmal sind sich die Länder schnell einig, aber oft gibt es auch hitzige Debatten, denn jedes Bundesland hat eigene Interessen, die es schützen möchte. Am Ende wird abgestimmt, und wenn eine Mehrheit der Länder zustimmt, kann das Gesetz in Kraft treten.

						Der Bundesrat hat aber nicht nur das Recht, Gesetze abzulehnen oder ihnen zuzustimmen, er kann auch eigene Vorschläge machen. Wenn die Länder der Meinung sind, dass ein bestimmtes Gesetz geändert werden sollte oder dass ein neues Gesetz nötig ist, können sie dies im Bundesrat anstoßen. Diese Vorschläge gehen dann an den Bundestag, der darüber beraten muss.

						Ein spannendes Detail ist, dass im Bundesrat jede Stimme zählt, aber nicht jedes Bundesland gleich viele Stimmen hat. Die größeren Bundesländer wie Nordrhein-Westfalen oder Bayern haben mehr Stimmen als die kleineren Länder wie Bremen oder das Saarland. Und die Vertreter der Länder gehören ja alle irgendeiner Partei an, sodass hier auch parteipolitische Interessen im Spiel sind. Bei all dem müssen die Länder über Kompromisse zu einer Einigung finden, denn nur gemeinsam können sie ihre Länderinteressen durchsetzen.

						Wie wird im Bundesrat entschieden?

						Im Bundesrat wird so abgestimmt, dass die Stimmen eines Bundeslandes immer einheitlich abgegeben werden. Das bedeutet, dass die Vertreter eines Bundeslandes sich vorher einig sein müssen, wie sie abstimmen wollen. Wenn ein Gesetz besonders umstritten ist, kann es zu harten Verhandlungen kommen, bis eine Einigung gefunden wird.

						Warum ist der Bundesrat so wichtig?

						Der Bundesrat stellt sicher, dass die Bundesländer bei wichtigen Entscheidungen der Regierung ein Wörtchen mitzureden haben. Im föderalen Staatsgebilde haben die Bundesländer eigene Rechte und Aufgaben, und der Bundesrat wacht darüber, dass diese Rechte bei politischen Entscheidungen nicht zu kurz kommen. So bleibt das Land ausgewogen und fair regiert.

						Wie oft trifft sich der Bundesrat?

						Der Bundesrat trifft sich regelmäßig, meist im Abstand von drei Wochen, zu seinen Plenarsitzungen. Dort werden die aktuell zur Verabschiedung anstehenden Gesetze besprochen. Oft kann der Bundesrat nicht direkt zustimmen, sondern schickt den Gesetzentwurf mit seinen Änderungswünschen zurück und prüft den überarbeiteten Entwurf dann erneut.

						Kann der Bundesrat auch eigene Gesetze vorschlagen?

						Ja, der Bundesrat kann auch eigene Gesetzesvorschläge machen. Wenn die Vertreter der Bundesländer der Meinung sind, dass ein neues Gesetz nötig ist, können sie das im Bundesrat vorschlagen. Der Vorschlag geht dann an den Bundestag, der darüber entscheidet.

						Was passiert, wenn der Bundesrat ein Gesetz ablehnt?

						Wenn der Bundesrat ein Gesetz ablehnt, kann es trotzdem noch in Kraft treten, aber das ist dann komplizierter. Der Bundestag kann versuchen, den Einspruch des Bundesrates zu überstimmen. Dafür braucht er allerdings eine sehr große Mehrheit. In den allermeisten Fällen finden Bundestag und Bundesrat einen Kompromiss, damit das Gesetz am Ende von beiden Seiten akzeptiert wird.

						Was ist der Unterschied zwischen Bundestag und Bundesrat?

						Der Bundestag wird direkt vom Volk gewählt und beschließt die meisten Gesetze. Der Bundesrat dagegen vertritt die Bundesländer und sorgt dafür, dass ihre Interessen berücksichtigt werden. Beide arbeiten zusammen, um die Gesetze in Deutschland zu gestalten. Während der Bundestag die »Stimme des Volkes« ist, ist der Bundesrat die »Stimme der Länder«.

					
					
						
							Der Bundespräsident

						
						Der Bundespräsident ist das Staatsoberhaupt von Deutschland. Er greift nicht direkt in die Regierungsarbeit ein, hat aber eine bedeutende Rolle, die weit über das tägliche politische Geschehen hinausgeht. Der Bundespräsident ist sozusagen Deutschlands Gesicht nach außen, er repräsentiert den deutschen Staat bei internationalen Treffen und Staatsbesuchen, und auch im Inland spielt er eine große Rolle. Besonders viel Macht hat er aber in Wahrheit nicht, weshalb ich ihn ziemlich weit hinten eingeordnet habe. Übrigens hat es noch nie eine Bundespräsidentin gegeben.

						Der Bundespräsident wird nicht direkt vom Volk gewählt, sondern von der Bundesversammlung. Diese besteht aus den gut 700 Abgeordneten des Bundestages und zusätzlich aus noch einmal genau so vielen Vertreterinnen und Vertretern, die von den Bundesländern entsendet werden. Das sind sehr häufig keine Politiker, sondern Menschen aus dem öffentlichen und kulturellen Leben, manchmal sieht man dort prominente Gesichter. Alle kommen zur Wahl in einem großen Saal zusammen. Es gibt mehrere Kandidaten, wobei von einem dieser Kandidaten vorher klar ist, dass er eine Mehrheit hinter sich hat und gewählt wird. Oft passiert das im ersten Wahlgang, es können aber auch mehrere Wahlgänge erforderlich sein.

						Wer sich als aussichtsreichster Kandidat auf den Job des Bundespräsidenten bewirbt, hat in der Regel schon eine bedeutende Karriere in der Bundespolitik gemacht und ist Mitglied einer Partei. Ist er ins Amt gewählt, lässt er seine Parteimitgliedschaft jedoch »ruhen« und versteht seine neue Rolle als überparteilicher oberster Repräsentant des Volkes.

						Um das Amt des Bundespräsidenten übernehmen zu können, muss man mindestens 40 Jahre alt sein und die deutsche Staatsbürgerschaft besitzen. Einmal gewählt, bleibt der Bundespräsident fünf Jahre im Amt. Nach dieser Zeit kann er oder sie noch einmal wiedergewählt werden, also insgesamt maximal zehn Jahre lang dieses Amt ausüben.

						Aber was genau macht der Bundespräsident in dieser Zeit?

						Der Bundespräsident hält viele Reden, oft zu wichtigen Anlässen. Wenn er spricht, hören viele Menschen aufmerksam zu, weil seine wohlausgewogenen Worte die Stimmung im Land beeinflussen können. Im Fernsehen sieht man ihn jedes Jahr zur »Weihnachtsansprache«.

						Ein weiterer wichtiger Teil der Arbeit des Bundespräsidenten ist es, Deutschland im Ausland zu repräsentieren. Er unternimmt Staatsbesuche und empfängt auch ausländische Staatsoberhäupter, wenn sie zum Staatsbesuch nach Deutschland kommen. Seine Staatsgäste sind in der Regel wichtig und bedeutend. Solche Besuche dienen keinen konkreten politischen Zielen, sondern allgemein der Völkerverständigung.

						Der Bundespräsident ist derjenige, der die Gesetze unterschreibt. Bevor ein neues Gesetz in Kraft treten kann, lässt er prüfen, ob es im Einklang mit dem Grundgesetz steht. Natürlich tut es das in aller Regel, denn ihm wird nichts Halbgares zur Unterschrift vorgelegt, trotzdem lässt er es auch noch einmal von seinem Team prüfen. Wenn alles in Ordnung ist, unterschreibt der Bundespräsident das Gesetz, und es wird gültig.

						Nach einer Bundestagswahl hat der Bundespräsident die – wieder nur formelle – Aufgabe, den neuen Bundeskanzler oder die neue Bundeskanzlerin vorzuschlagen. Diesen Vorschlag macht er dem Bundestag, wo die eigentliche Abstimmung stattfindet. Insgesamt muss der Bundespräsident sehr viele Dokumente unterschreiben und sehr viele offizielle Amtseinführungen und Entlassungen vornehmen, von Ministerinnen und Ministern etwa und auch von den Botschafterinnen und Botschaftern anderer Staaten.

						Der Bundespräsident darf Bundesverdienstkreuze und andere staatliche Auszeichnungen in einem Festakt persönlich verleihen. Das ist eine schöne Form der Anerkennung von Menschen aus dem Volk und für den Amtsinhaber eine gute Gelegenheit, Bürgernähe zu zeigen.

						Besonders interessant ist, dass der Bundespräsident die Möglichkeit hat, Straftätern die Strafe zu erlassen oder abzumildern. Das nennt man Begnadigung. Seine Entscheidung wird nur selten publik und dokumentiert dann, dass der Bundespräsident in einer schwierigen Sachlage Mitgefühl zeigt.

						Der Bundespräsident hat also viele wichtige Aufgaben, aber gibt es auch Dinge, die er nicht tun darf. Zum Beispiel darf er sich nicht direkt in die Regierungsgeschäfte einmischen oder eigene Gesetze machen. Das ist die Aufgabe der Bundesregierung und des Bundestags. Der Bundespräsident soll neutral bleiben und sich darauf konzentrieren, das Land zu repräsentieren und ein Vorbild zu sein.

						Der Bundespräsident ist also nicht nur eine Figur in der Politik, sondern vor allem ein Symbol für die Einheit und Stabilität in Deutschland. Er achtet darauf, dass die Politik im Einklang mit der Verfassung bleibt, und hat das Land nach außen hin würdig zu vertreten. Wenn der Bundespräsident durch seine Reden und Taten das Vertrauen der Menschen gewinnt, stärkt er das Fundament der deutschen Demokratie.

						Sollte es einmal passieren, dass der Bundespräsident sein Amt nicht mehr ausüben kann, zum Beispiel aus gesundheitlichen Gründen, übernimmt vorübergehend der Präsident des Bundesrates seine Aufgaben, bis ein neuer Bundespräsident gewählt wird.

					
					
						
							Das Bundesverfassungsgericht

						
						Das Bundesverfassungsgericht ist das höchste Gericht in Deutschland, wenn es um Fragen der Verfassung geht. Es stellt sicher, dass alle Gesetze im Einklang mit dem Grundgesetz stehen. Das ist superwichtig, denn das Grundgesetz legt die wichtigsten Rechte und Pflichten für alle fest und bildet das Fundament der deutschen Demokratie. Es ist sozusagen der oberste Wächter darüber, dass Entscheidungen der Politik nicht die Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger berühren. Seinen Sitz hat das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe.

						Eine Hauptaufgabe des Bundesverfassungsgerichts ist es, Verfassungsbeschwerden zu prüfen. Stell dir vor, du fühlst dich durch ein Gesetz oder die Entscheidung eines Gerichts ungerecht behandelt und glaubst, dass deine Grundrechte verletzt wurden. Also, deinem Anliegen muss dabei schon eine grundsätzliche Bedeutung zukommen. In so einem Fall kannst du dich ans Bundesverfassungsgericht wenden. Die Richterinnen und Richter dort überprüfen dann, ob wirklich ein Verstoß gegen die Verfassung vorliegt, und sprechen ihr Urteil. Das gibt den Bürgerinnen und Bürgern das Gefühl, dass ihre Rechte in sicheren Händen sind.

						Aber das Gericht macht noch viel mehr. Es überprüft auch, ob neue Gesetze, die im Bundestag beschlossen wurden, mit dem Grundgesetz im Einklang stehen. Wenn ein Gesetz zum Beispiel das Grundrecht auf Meinungsfreiheit einschränken würde, könnte das Bundesverfassungsgericht sagen: »Nein, so wie dieses Gesetz formuliert ist, ist es verfassungswidrig.« Dann wird das Gesetz ungültig. So schützt das Gericht die Freiheit und Rechte der Menschen in Deutschland.

						Manchmal gibt es Streitigkeiten zwischen verschiedenen staatlichen Institutionen oder zwischen der Bundesregierung und den Regierungen der Bundesländer. In solchen Fällen entscheidet das Bundesverfassungsgericht, wer im Recht ist. Das hilft dabei, Konflikte zu lösen und Klarheit darüber zu schaffen, wie die Verfassung auszulegen ist. Gesetze sind ja erst einmal einfach Formulierungen, die man so oder so verstehen, also unterschiedlich interpretieren kann.

						Das Bundesverfassungsgericht kann einschreiten, wenn es bei Wahlen Probleme gibt. Zum Beispiel, wenn jemand denkt, dass eine Wahl nicht fair abgelaufen ist. Dann geht eine Wahlprüfungsbeschwerde beim Gericht ein, über die es höchstrichterlich entscheidet.

						Am Bundesverfassungsgericht werden die Urteile von insgesamt 16 Richterinnen und Richtern gefällt. Sie werden für eine lange Amtszeit von zwölf Jahren gewählt, aber ohne Möglichkeit der Verlängerung. Sie stehen damit nicht unter dem Druck, sich für eine mögliche Wiederwahl bei irgendwem beliebt machen zu müssen, deshalb können sie ganz unabhängig entscheiden. Die eine Hälfte der Richter wird vom Bundestag gewählt, also von den Abgeordneten, die die Gesetze beschließen. Die andere Hälfte wird vom Bundesrat bestimmt, der die Interessen der Bundesländer vertritt. So ist sichergestellt, dass die Richterinnen und Richter verschiedene Perspektiven einnehmen und das gesamte Land repräsentieren.

						Die Arbeit der Richterinnen und Richter ist oft sehr komplex, und wenn ihnen ein Fall vorliegt, prüfen sie alle Argumente und Beweise ganz genau. Am Ende entscheiden sie, ob das Grundgesetz verletzt wurde oder nicht. Diese Urteile sind endgültig, das heißt, niemand kann sie anfechten oder dagegen Berufung einlegen. Die Regierung und alle Bürgerinnen und Bürger müssen sich daran halten. Damit ist das Bundesverfassungsgericht eine Schlüsselinstitution im Bereich der Judikative, dem rechtsprechenden Bereich im dreiteiligen System der Staatsgewalt.

					
					
						
							Wie Gesetze gemacht werden – ein Blick hinter die Kulissen

						
						Hast du dich schon mal gefragt, wie die Gesetze entstehen, die festlegen, warum wir welche Steuern zahlen, ab wann wir Auto fahren dürfen oder warum wir in die Schule gehen müssen? All diese Regeln und noch viele mehr stehen in Gesetzen, die von Politikerinnen und Politikern gemacht werden. Der Weg vom ersten Gedanken bis hin zum fertigen Gesetz ist ziemlich spannend und manchmal auch ganz schön kompliziert. Lass uns mal genau anschauen, wie das funktioniert.

						Der erste Schritt: Die Idee für ein neues Gesetz

						Am Anfang steht immer eine Idee. Diese Idee kann von ganz verschiedenen Leuten kommen: Politikerinnen, Experten, Bürgerinnen und Bürgern oder auch von Gruppen wie Umweltschutzorganisationen. Nehmen wir mal an, jemand kommt auf die Idee, dass Plastikmüll per Gesetz stärker reduziert werden soll, um die Umwelt zu schützen.

						Jetzt beginnt die Arbeit im Bundestag, denn der ist – ha, du hast es dir gemerkt – für die Legislative zuständig, die Gesetzgebung. Eine Partei oder eine Gruppe von Abgeordneten arbeitet aus, wie diese Idee in einen Gesetzestext gegossen werden kann. Sie schreiben dann einen Entwurf, also einen ersten Vorschlag für das neue Gesetz. Dieser Gesetzentwurf und ist sozusagen das Rohmaterial, aus dem später das fertige Gesetz werden kann.

						Der zweite Schritt: Die Diskussion im Bundestag

						Der Gesetzentwurf kommt jetzt in den Bundestag. Hier wird er in mehreren Sitzungen genau unter die Lupe genommen. Die Abgeordneten diskutieren darüber, ob sie die Idee gut finden, was noch verbessert werden könnte, ob das Gesetz überhaupt nötig ist und wo es mit anderen Gesetzen in Konflikt geraten könnte. Diese Diskussionen finden nicht nur im großen Plenarsaal statt, sondern vielfach in den kleineren Gruppen der Ausschüsse, in denen sich Expertinnen und Experten der verschiedenen Themen gründlich mit dem Entwurf beschäftigen. Die Ausschüsse hatten wir weiter oben schon, darin sitzen Abgeordnete, die sich mit einem bestimmten Thema besonders gut auskennen. Hier wird der Entwurf oft noch verändert und angepasst, bevor er wieder in den großen Bundestag zurückkommt.

						Der dritte Schritt: Die Abstimmung im Bundestag

						Nach vielen Diskussionen und vielleicht auch Änderungen wird der Gesetzentwurf im Bundestag zur Abstimmung gebracht. Jetzt müssen die Abgeordneten entscheiden, ob sie den Entwurf gut finden oder nicht. Es wird abgestimmt, und wenn die Mehrheit der Abgeordneten »Ja« sagt, dann ist das Gesetz einen großen Schritt weiter. Aber Achtung: Noch ist das Gesetz nicht in Kraft! Es gibt ein paar Stationen, die es vorher durchlaufen muss.

						Der vierte Schritt: Der Bundesrat hat ein Wort mitzureden

						Nach der Abstimmung im Bundestag geht das Gesetz weiter zum Bundesrat. Der Bundesrat, das Gremium, in dem die Bundesländer vertreten sind, prüft das Gesetz darauf, ob es aus Sicht der Bundesländer in Ordnung ist. Denken die Abgeordneten des Bundesrates, dass das Gesetz gut ist, dann stimmen sie ihm zu. Manchmal haben sie aber auch Bedenken oder Änderungswünsche. Dann wird das Gesetz noch einmal überarbeitet. Wenn sich Bundestag und Bundesrat nicht einig sind, müssen sie miteinander verhandeln, bis eine Lösung gefunden wird.

						Der fünfte Schritt: Die Unterschrift des Bundespräsidenten

						Wenn der Bundesrat zugestimmt hat, ist das Gesetz fast fertig. Es gibt nur noch einen letzten Schritt: Der Bundespräsident muss das Gesetz unterschreiben. Das klingt nach einer Formalie, aber sein Okay ist trotzdem sehr wichtig. Erst durch seine Unterschrift wird das Gesetz rechtskräftig.

						Der sechste Schritt: Das Gesetz tritt in Kraft

						Das neue Gesetz wird im Bundesgesetzblatt veröffentlicht. Das ist das offizielle Bekanntmachungsorgan, in dem alle neuen Gesetze stehen (man kann sie auch online abrufen). Ab dem Tag der Veröffentlichung gilt das Gesetz in ganz Deutschland, und alle Menschen und Institutionen müssen sich daran halten.

						Warum ist das alles so wichtig?

						Vielleicht fragst du dich, warum der Weg zu einem neuen Gesetz so lang und manchmal kompliziert ist. Der Grund ist ganz einfach: In einer Demokratie sollen Gesetze nicht einfach von einer Person oder einer kleinen Gruppe von Menschen entschieden werden. Es ist wichtig, dass viele verschiedene Meinungen gehört und berücksichtigt werden. Durch die Diskussionen im Bundestag und  Bundesrat sowie die Unterschrift des Bundespräsidenten wird sichergestellt, dass das Gesetz gut durchdacht ist und für alle Menschen in Deutschland funktioniert. Und das Beste daran: In einer Demokratie hast du selbst ein ganz klein wenig Einfluss auf die Gesetze, indem du nämlich wählen gehst und mitbestimmst, wer im Bundestag sitzt und diese Gesetze verabschiedet!

						 

						 

						
							Nice to know

							Eine Übergangslösung von Dauer. – Hättest du gedacht, dass das Grundgesetz, die Verfassung Deutschlands, eigentlich nur als Übergangslösung gedacht war? Und hast du dich mal gefragt, warum es Grundgesetz und nicht Verfassung heißt? Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde Deutschland in zwei Teile geteilt, und Westdeutschland brauchte ein neues Regelwerk. Statt »Verfassung« wurde dafür der Begriff »Grundgesetz« gewählt. Man wollte die deutsche Teilung nicht weiter vertiefen und stellte klar, dass das Grundgesetz nichts Endgültiges war. Es sollte nur so lange gelten, bis das Land wiedervereint ist und eine neue Verfassung beschlossen wird. Doch als Deutschland 1990 wiedervereint wurde, entschieden sich die Politikerinnen und Politiker, das Grundgesetz einfach weiter zu nutzen. Heute ist es eine der ältesten und stabilsten Verfassungen der Welt – eine Übergangslösung, die zur Dauerlösung wurde. Die DDR hatte in den vierzig Jahren ihres Bestehens dagegen nicht nur eine Verfassung, sondern drei: Die von 1949 wurde in den Jahren 1968 und 1974 revidiert.

							 

							Warum heißt der Kanzler Kanzler? – Diese Berufsbezeichnung ist doch seltsam. Hat der früher von einer Kanzel herab gesprochen wie ein Pfarrer? Nein, das Wort Kanzler kommt aus dem Mittelalter: Am Hof des Kaisers hat der Kanzler die Schreibstube geleitet, die Kanzlei. Unter den Bediensteten des Herrschers hatte er die höchste Autorität, denn er konnte auf hohem Niveau lesen und schreiben, was die meisten Kaiser selbst auf niedrigem Niveau nicht draufhatten. Nach der Gründung des Deutschen Reiches 1871 gab es das Amt des Reichskanzlers mit Otto von Bismarck als dem berühmtesten Amtsinhaber. Konrad Adenauer war dann ab 1949 der erste Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland.

							 

							Föderale Republik Deutschland. – Die Bundesrepublik Deutschland besteht aus 16 Bundesländern mit eigenen Parlamenten und ist damit ein föderaler Staat. Dass er das ist, sieht man im Englischen schon an ihrer offiziellen Bezeichnung: Federal Republic of Germany. Denn federal meint alles mit Bundes-Charakter. Die USA zum Beispiel sind auch eine Bundesrepublik, sie nennen sich nur nicht so, sondern eben die Vereinigten Staaten von Amerika, bestehend aus den 50 Bundesstaaten von Maine bis Alaska. Und auch hier wird es federal: etwa beim Federal Bureau of Investigation, dem berühmten FBI. Das ist die zentrale Bundesbehörde für Sicherheit. In der Schweiz ist der Bundesrat nicht das Gleiche wie der Bundesrat in Deutschland, sondern so heißt dort die Regierung. Auf Französisch: Conseil fédéral.

						

					
				


					Level 3

					Die Sache mit den Parteien, 
Abgeordneten und Fraktionen

				

					»Unsere Demokratie muss eine wachsame, eine kämpferische und 
eine sich stets erneuernde Demokratie sein.«

					 

					Willy Brandt, ehemaliger deutscher Bundeskanzler

				

 

 

 


					Welche Aufgaben haben eigentlich Parteien? 
Kann man sie verbieten, und für welche Positionen stehen die Parteien im Bundestag? 
Die Antworten gibt’s jetzt. Und es wird farbenreich.

				




					
						2016, Sigmaringen – meine Heimatstadt im Ländle

					
					Wir schreiben das Jahr 2016. Es ist Sommer. Ich stehe kurz davor, ein freiwilliges Praxissemester während meines Bachelorstudiums einzulegen. Erst drei Monate im Politikbereich, dann geht es für zwei Monate zum ZDF nach Mainz. So der Plan. Auf dem Tisch liegen zwei Zusagen: Entweder mache ich ein Praktikum im Landtag in Stuttgart oder im Deutschen Bundestag in Berlin. Ich entscheide mich für Letzteres, denn die Politik-Blase in Berlin erscheint mir wie das ultimative Abenteuer. Und was soll ich euch sagen? Das war es, und dort bewegte ich mich in einer eigenen Welt. Es war spannend, aber den Berufswunsch »Abgeordnete« hatte ich davor nicht und danach erst recht nicht. Denn der Job ist knochenhart.

					Die bekannte Politik-Serie House of Cards habe ich nie gesehen, aber alle Mitarbeitenden meinten: Genauso läuft das hier ab. Was auch immer das heißt, das wisst ihr wahrscheinlich besser als ich. Dafür weiß ich, was ihr euch jetzt von mir wünscht: spill the tea. Na gut, dann eben ein bisschen Gossip, bevor es richtig zur Sache geht. Ich erzähle euch drei Dinge: Ich habe vor der Fraktionssitzung der Union ein Foto mit der damaligen Kanzlerin Angela Merkel gemacht. Ich war im Luxushotel Adlon bei einer Veranstaltung zum Frühstück. Alle hatten eine Frühstücksetagere vor sich. Ein Abgeordneter kam zu spät, setzte sich neben mich und beschloss daraufhin prompt, dass meine Frühstücksetagere nun seine war. Und: Ich habe Barack Obama zumindest vom Auto aus gesehen.

					Genug geplaudert, lasst uns nun in ein sehr wichtiges Kapitel hüpfen. Wobei ich überzeugt bin, dass alle Kapitel wichtig sind, und hoffe, dass ihr die Themen alle so spannend findet wie ich.

					
						
							Die Aufgaben von Parteien

						
						Laut Bundeszentrale für politische Bildung hat jedes demokratische System vier wichtige Aufgaben: Erstens müssen politische Entscheidungen besprochen und getroffen werden. Das nennt man Politikformulierung. Zweitens müssen die getroffenen Entscheidungen umgesetzt werden. Das ist die Politikimplementierung. Drittens muss der politische Prozess überwacht und kontrolliert werden, um sicherzustellen, dass alles korrekt abläuft. Das nennt man Politikkontrolle. Und schließlich müssen die Personen, die in der Regierung arbeiten, ausgewählt werden. Das ist die Personalrekrutierung. Und wer übernimmt all diese Aufgaben?

						Da kommen die Parteien ins Spiel: Besonders bei der Politikformulierung und der Auswahl der Politiker, aber auch bei der Kontrolle der Politik sind sie von großer Bedeutung. Parteien vermitteln zwischen Staat und Gesellschaft. Paragraf 21 des Grundgesetzes besagt: »Die Parteien wirken bei der politischen Willensbildung des Volkes mit.« Sie bringen die Meinungen und Interessen der Bürgerinnen und Bürger zum Ausdruck, indem sie bei Wahlen verschiedene Kandidierende und Programme anbieten. Außerdem setzen sie als Teil von Parlament und Regierung die Entscheidungen um, die auf diesen Meinungen basieren. Damit sie diese Aufgaben gut erfüllen können, müssen Parteien eine enge Verbindung sowohl zur Bevölkerung als auch zum Staat aufbauen und pflegen.

						Parteien werden oft kritisiert und konkurrieren mit anderen Organisationen um Einfluss, dennoch bleiben sie unverzichtbar für das politische System. Die Funktionstüchtigkeit und Stabilität der Demokratie in Deutschland hängt stark davon ab, wie gut die Parteien diese Aufgaben erfüllen.

					
					
						
							Von groß über klein bis splitterklein

						
						Den Begriff der Volkspartei hast du bestimmt schon gehört. Damit meinte man für eine sehr lange Zeit die Union, also CDU/CSU, und die SPD. Abwechselnd stellten beide Parteien den Kanzler, mit Angela Merkel hatten wir in der Geschichte der Bundesrepublik einmal auch eine Frau an der Spitze. Um Volkspartei zu sein, muss man eine möglichst große und breite Wählerschaft aus unterschiedlichen sozialen Schichten ansprechen. Es ist natürlich sehr schwierig, alles und jeden unter einen Hut zu bekommen, und das führt nicht selten zu Streit. Wer als Volkspartei gelten will, sollte schon etwa 25 Prozent der Stimmen erreichen.

						Vielleicht lest ihr immer mal wieder Ergebnisse der »Sonntagsfrage«, was die Bürgerinnen und Bürger wählen würden, wenn heute Bundestagswahl wäre. Da kann die SPD mittlerweile von 25 Prozent meist nur noch träumen. Dagegen haben die Grünen sich eine Zeit lang auf dem Weg zur Volkspartei gesehen. Das zeigte sich auch darin, dass sie vor der Bundestagswahl 2021 mit Annalena Baerbock erstmals eine eigene Kanzlerkandidatin aufstellten. Vor Bundestagswahlen gibt es eigentlich immer ein Rededuell zwischen den beiden Kandidierenden, die ins Kanzleramt wollen. Nun gab es zum ersten Mal ein »Triell«, sozusagen ein Duell unter dreien.

						Kleinere Parteien wie die FDP haben nicht den Anspruch, das Volk in möglichst großer Breite anzusprechen. Dort sind sich die Wählerinnen und Wähler in ihrer Sozialstruktur oft ähnlicher und stärker einig, da die ihnen wichtigen Politikfelder und Themen klarer konturiert sind. Noch spezifischer sind die Themen bei Splitterparteien, die sich oft ein einziges Thema auf die Fahne schreiben. Da könnte man zum Beispiel die Tierschutzpartei nennen. Diese Parteien sind in der Regel in keinem Parlament vertreten und an Wahlabenden unter »Sonstige« auf dem Bildschirm zu sehen. Trotzdem sind sie wichtig, denn wenn ein Thema immerhin so viele Leute beschäftigt, dass sie dafür sogar eine Partei gegründet haben, kann das nicht so ganz unbedeutend sein.

					
					
						
							Links, Mitte, Rechts: eine Orientierung

						
						Ich wette, jede und jeder von euch hat sich mal gefragt: Woher kommt es, dass man sagt, eine Partei sei links, rechts oder gehöre der Mitte an? Für die Antwort müssen wir einen kleinen Blick in die Geschichte werfen.

						Mit dem »Links-Rechts-Schema« kann man zeigen, wo die Parteien bei wichtigen politischen Themen stehen. Es stammt aus der Zeit der Französischen Revolution und bezieht sich auf die Sitzordnung in der Französischen Nationalversammlung. Dort saßen die liberal-demokratischen Kräfte links und die konservativ-reaktionären Politiker rechts. Das galt ähnlich auch schon 1849 in der ersten deutschen Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche. Links saßen die Fortschrittlichen, die die Gesellschaft stark verändern wollten. In der Mitte saßen die Parteigänger der Liberalen und auf der rechten Seite die Konservativen mit ihren eher bewahrenden Ansichten.

						Diese Sitzordnung galt dann auch im Deutschen Bundestag, der seit 1949 existiert. Aus der Sicht des heutigen Bundestagspräsidenten sitzen links bis zur Mitte die Abgeordneten der eher links orientierten Parteien, wie Die Linke, die SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Ab der Mitte nach rechts sitzen die Abgeordneten der bürgerlich-konservativen Parteien wie CDU, CSU, FDP und auch die AfD, die »Rechtsaußen«-Partei. Die meisten Parteien verorten sich selbst in der »bürgerlichen Mitte«.

					
					
						
							Die wichtigsten Parteien im Überblick

						
						Lasst uns jetzt einen Blick in die Parteienlandschaft in Deutschland werfen. 47 Parteien standen bei der Bundestagswahl 2021 zur Wahl. Tatsächlich waren vom Bundeswahlleiter damals sogar noch mehr Parteien zugelassen. Ihr seht, hier herrscht große Vielfalt. Und das sind die Parteien, deren Abgeordnete derzeit im 20. Deutschen Bundestag sitzen:

						Die SPD

						Wir beginnen mit der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD), der ältesten Partei in Deutschland, die es immer noch gibt. Ihre Wurzeln liegen in der Arbeiterbewegung und reichen bis ins 19. Jahrhundert zurück. Im Jahr 2023 feierte die SPD ihren 160. Geburtstag. Früher war sie die klassische »Arbeiterpartei«, die für Arbeitnehmerrechte kämpfte. Heute nennt die SPD »soziale Gerechtigkeit« als ihr wichtigstes Ziel. Ihre Grundwerte sind Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität.

						In gesellschaftlichen, bildungspolitischen und kulturellen Fragen sieht sich die SPD als fortschrittlich. Auch Umwelt-, Energiepolitik und das Thema Europa sind ihr wichtig. Vier Mal und insgesamt 22 Jahre lang hat die SPD den Kanzler gestellt: mit Willy Brandt, Helmut Schmidt, Gerhard Schröder und Olaf Scholz.

						CDU und CSU = die Union

						Die Christlich Demokratische Union (CDU) ist eine konservative Partei, die für christliche Werte, den Erhalt von Traditionen und die soziale Marktwirtschaft eintritt. Familie und Ehe sind der Partei besonders wichtig, sie legt auch viel Wert auf eine starke Partnerschaft mit den USA. Sie fördert den Mittelstand, das Handwerk und Menschen, die ein eigenes Unternehmen gründen wollen. Die CDU wurde 1945 gegründet und ist in allen Bundesländern außer Bayern aktiv.

						Die CDU hat mit Konrad Adenauer den ersten Kanzler der Bundesrepublik Deutschland gestellt. Auch Ludwig Erhard, Kurt Georg Kiesinger, Helmut Kohl und Angela Merkel, die erste Bundeskanzlerin, kamen aus dieser Partei. Kohl und Merkel waren beide je 16 Jahre im Amt, was ein Rekord ist. So kommt die CDU auf bislang 52 Kanzlerjahre.

						Die Christlich-Soziale Union (CSU) ist die Schwesterpartei der CDU und gibt es nur in Bayern. Sie teilt die Grundwerte der CDU, macht sich aber besonders für bayerische Interessen und Traditionen stark. Die CSU ist etwas Besonderes, denn obwohl sie nur in einem Bundesland aktiv ist, hat sie dort den Status einer Volkspartei. Zwei Mal sind CSU-Politiker als Kanzlerkandidaten angetreten, doch beide Male unterlegen. CDU und CSU arbeiten eng zusammen und bilden eine Union. Im Bundestag haben sie eine gemeinsame Fraktion.

						Die Grünen – Bündnis 90/Die Grünen

						Die Grünen entstanden in den 1980er-Jahren aus der Umweltschutzbewegung. Damals waren ihre Mitglieder vor allem Atomkraftgegner und Friedensbewegte. Die Partei setzt sich für ökologische Nachhaltigkeit, soziale Gerechtigkeit und eine offene Gesellschaft ein. Die Grünen sind bekannt für ihre starke Klimaschutz-Agenda und ihre Unterstützung für erneuerbare Energien und nachhaltige Entwicklung. Beim Bundestagswahlkampf 2021 waren ihre Beliebtheitswerte so stark, dass die Partei mit Annalena Baerbock erstmals eine Kanzlerkandidatin gestellt hat.

						Die FDP

						Die Anhänger der Freien Demokratischen Partei (FDP) verstehen sich als Liberale, das kommt von lateinisch liber = frei. Für die Partei steht die Freiheit des Einzelnen im Vordergrund, und sie will so wenig wie möglich Einmischung vom Staat, Regeln also nur da, wo sie unerlässlich sind. Die FDP versteht sich als marktliberal und setzt sich für Bürokratieabbau und individuelle Bürgerrechte ein. Sie gilt als die »Steuersenkungspartei«. Auch das Thema Bildung findet einen prominenten Platz bei den Liberalen. Die Partei wird mittig bis mittig-rechts eingeordnet.

						Die Linke

						Auch bei der Partei Die Linke ist der Name Programm. Die Partei steht für demokratisch-sozialistische Werte und befindet sich im Links-Rechts-Spektrum folglich weit links. Sie setzt sich gegen Armut, für eine Umverteilung von Reichtum und eine starke Rolle des Staates im sozialen Bereich ein, kämpft für die Rechte von Arbeitnehmern und Klimaschutz und fordert vereinfachte Zuwanderungsgesetze. Die Partei ist für Abrüstung und gegen Kriegseinsätze der Bundeswehr.

						Die Linke wurde 2007 durch den Zusammenschluss der Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS) und der Wahlalternative Arbeit und soziale Gerechtigkeit (WASG) gegründet. Das hat der Partei viel Kritik eingebracht, denn die PDS war die Nachfolgepartei der SED, der diktatorisch herrschenden Staatspartei der DDR. Die SED hat Menschen bespitzeln und einsperren lassen und zum Teil erschießen lassen, wenn sie die DDR zu verlassen versuchten. Die Linke hat sich zwar von diesem Unrecht distanziert, aber manchen nicht stark genug.

						Die AfD

						Kommen wir zur umstrittensten Partei, die im Deutschen Bundestag sitzt. Die AfD wurde 2013 gegründet, ihr Thema war damals Kritik am Euro. Mittlerweile werden drei Landesverbände der AfD vom Verfassungsschutz als gesichert rechtsextremistisch eingestuft, Thüringen, Sachsen und Sachsen-Anhalt. Außerdem wird sie in sechs Bundesländern als rechtsextremer Verdachtsfall beobachtet. Ihre Jugendorganisation Junge Alternative (JA) wird auf Bundesebene vom Verfassungsschutz als gesichert rechtsextrem eingestuft sowie fünf Landesverbände. Schauen wir uns an, wofür die Partei so steht.

						Ein großes Thema der AfD ist die Zuwanderung. Sie will die Grenzen stark kontrollieren, es Geflüchteten schwer machen, nach Deutschland zu kommen, und sie in großem Stil wieder abschieben. Sie möchte nichts für den Klimaschutz machen, da man in der Partei nicht an den menschengemachten Klimawandel glaubt. Die AfD sieht die EU sehr kritisch, möchte sie weit zurückbauen und am liebsten verlassen. Außerdem will sie mehr direkte Demokratie wie in der Schweiz. Die AfD ist im politischen Spektrum sehr weit rechts.

						Das BSW

						Das Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW) ist eine politische Partei, die im Jahr 2023 von der bekannten Politikerin Sahra Wagenknecht gegründet wurde, die vorher eine wichtige Person in der Linkspartei war. Aus der trat sie aus, weil es innerhalb der Partei große Meinungsverschiedenheiten gab und sie eine neue politische Bewegung schaffen wollte. Das BSW setzt sich besonders für einen stärkeren Sozialstaat und mehr Mitsprache in Wirtschaftsfragen ein und will eine andere Friedens- und Außenpolitik. Die Partei sieht sich links der Mitte. Sie will vor allem Menschen ansprechen, die enttäuscht von der Linkspartei sind, aber auch solche, die der AfD zuneigen.

					
					
						
							Die fünf Prozent, die alles entscheiden

						
						Ihr erinnert euch noch, dass 47 Parteien zur Bundestagswahl 2021 zugelassen worden sind. Von ihnen sitzt aber nur ein Bruchteil im Bundestag. Das liegt daran, dass die meisten an der Fünf-Prozent-Hürde scheitern.

						Die Fünf-Prozent-Hürde bedeutet, dass Parteien mindestens fünf Prozent der gültigen Zweitstimmen erhalten müssen, um ins Parlament einziehen zu können (was genau es mit den Erst- und Zweitstimmen auf sich hat, kommt später dran). Gelingt das nicht, werden der Partei keine Sitze zugeteilt. Allerdings gibt es Ausnahmen. Erhält zum Beispiel eine Kandidatin oder ein Kandidat einer Partei in einem Wahlkreis die meisten Erststimmen, dann kann sie oder er auch dann in den Bundestag einziehen, wenn seine Partei keine fünf Prozent geholt hat. Das war 2002 der Fall, als die PDS an der Fünf-Prozent-Hürde scheiterte, aber zwei PDS-Politikerinnen in ihren Berliner Wahlkreisen die Direktmandate gewannen.

						Und es gibt noch eine Ausnahme. Diese erklärt, warum Die Linke im Bundestag sitzt, obwohl sie bei der Bundestagswahl 2021 nur 4,9 Prozent der Stimmen erreicht hat. Es geht um die Grundmandatsklausel: Wenn eine Partei drei Wahlkreise direkt gewonnen hat, kommt sie in den Bundestag und darf ihre Abgeordnetenzahl sogar entsprechend ihrem Zweitstimmenergebnis aufstocken. Die Linke gewann die benötigten drei Direktmandate und 4,9 Prozent der gültigen Zweitstimmen. Daraufhin wurden ihr 36 Landeslistensitze zugeteilt.

						Das sollte sich mit der Wahlrechtsreform zur Bundestagswahl 2025 ändern. Nach einem Urteil des Bundesverfassungsgericht soll die Regelung aber vorläufig fortbestehen.

						Der Grund für die Sperrklausel ist eine Lehre aus dem politischen System der Weimarer Republik. Damals, nach dem Ersten Weltkrieg, war die Parteienlandschaft der jungen Republik sehr zersplittert, was die Bildung stabiler Regierungen erschwerte. Dem wollte man in der Bundesrepublik mit der Fünf-Prozent-Hürde entgegenwirken. Allerdings ist die Sperrklausel nicht unumstritten. Die Kritik an ihr lautet, dass viele Menschen so eher etablierte Parteien wählten, aus Angst, dass ihre Stimme »verloren geht«. So würden die ohnehin starken Parteien noch mehr gestärkt. Außerdem sei dies ein Widerspruch zu dem im Grundgesetz verankerten Gebot, dass jede Stimme gleich viel wert sein müsse. 2014 wurde die Diskussion um die Fünf-Prozent-Hürde so intensiv geführt, dass das Bundesverfassungsgericht die deutsche Drei-Prozent-Hürde bei der Europawahl letztlich für verfassungswidrig erklärt hat. Der Grund: Die Richterinnen und Richter sahen es als erwiesen an, dass eine solche Sperrklausel gegen die Chancengleichheit der Parteien verstößt.

						Auch andere Staaten in Europa kennen die Sperrklausel. Dabei haben die Niederlande die niedrigste Hürde mit rund 0,67 Prozent. Dort teilen sich nicht weniger als 15 Parteien die 150 Sitze im Parlament. Die Türkei dagegen hat eine der höchsten. Dort müssen Parteien mindestens sieben Prozent der Stimmen erreichen, um ins Parlament einzuziehen. Fünf Parteien haben das geschafft.

					
					
						
							(Un-)Perfect Matches – Koalitionen

						
						Stellen wir uns vor, dass gerade Bundestagswahl war. Mehrheiten müssen gefunden werden, denn von der absoluten Mehrheit können die heutigen Parteien nur träumen. Generell gelang es in der Geschichte der Bundesrepublik einer Partei nur einmal, über 50 Prozent zu kommen. Könnt ihr euch denken, welche Partei das war? Es war 1957, und die Union erreichte mit dem ersten Bundeskanzler Konrad Adenauer mit 50,2 Prozent aller Stimmen die absolute Mehrheit. Das bedeutet, dass Adenauer ohne Koalitionspartner ganz allein regieren konnte.

						Heute scheint so etwas undenkbar, und selbst zwei Parteien genügen inzwischen oft nicht mehr zur Bildung einer Regierungskoalition. Lass uns die möglichen Koalitionen durchspielen. Schauen wir uns dafür zunächst die »politischen Farben« der Parteien an, wie du sie zum Beispiel aus der Wahlberichterstattung kennst:

						CDU/CSU: schwarz – SPD: rot – Die Grünen bzw. Bündnis 90/Die Grünen: grün – FDP: gelb – Die Linke: auch rot, meist dunkelrot oder pink zur Abgrenzung von der SPD – AfD: blau – BSW: lila.

						Warum müssen wir uns merken, welche Farbe für welche Partei steht? Weil Koalitionen von Parteien oft nach ihren Farben benannt werden. Für die 2013 gebildete Große Koalition aus SPD und der Union auf Bundesebene, also schwarz-rot, hat sich damals das Kürzel »GroKo« durchgesetzt. Große Koalitionen sollten die Ausnahme bleiben, als Notlösung, wenn nichts anderes geht. Denn wenn die beiden größten Parteien gemeinsam Regierungspolitik betreiben, fehlt es an einer starken Opposition. Das gilt in der Bundespolitik genauso wie auf Länderebene.

						Kommen wir zu Koalitionen, die einfach nach Farben benannt werden: schwarz-gelb, also aus Union und der FDP, oder rot-grün aus SPD und den Grünen oder rot-rot-grün, also SPD, Die Linke und den Grünen. Die Jamaika-Koalition aus Union, FDP und den Grünen heißt so, weil schwarz, gelb und grün die Farben der jamaikanischen Flagge sind. Fast hätte es auf Bundesebene im Jahr 2017 eine Jamaika-Koalition gegeben, doch am Ende wurde die GroKo unter Bundeskanzlerin Angela Merkel fortgesetzt. Auf Länderebene ist es auch schon zu einer schwarz-rot-grünen Kenia-Koalition gekommen.

						Die 2021 gebildete Ampel-Koalition, oft nur »Ampel« genannt, aus SPD, Grünen und FDP bestand aus drei Parteien mit verschiedenen politischen Ansätzen. Die SPD setzt sich stark für soziale Gerechtigkeit ein, die Grünen fokussieren sich vor allem auf den Umweltschutz, und die FDP will möglichst wenig staatliche Eingriffe in die Wirtschaft. Das hat alles seine Berechtigung, muss aber zu einer gemeinsamen Politik zusammengeführt werden, und da knirscht es stark unter allen Beteiligten.

						Ich will hier nicht deren Arbeit bewerten, sondern aufzeigen, wie mühsam politische Arbeit werden kann, wenn zu unterschiedliche Vorstellungen der Parteien unter einen Hut gebracht werden müssen. Und das Thema wird uns in Zukunft immer stärker begleiten. Was in vielen anderen Staaten eine Selbstverständlichkeit ist, dass nämlich drei und mehr Parteien eine arbeitsfähige Koalition bilden, damit tut man sich in Deutschland noch sehr schwer. Zumal wenn mit der AfD eine immer stärker werdende Partei von allen anderen Parteien aus guten Gründen kategorisch von der Zusammenarbeit ausgeschlossen wird.

						Trotzdem: Wenn Mehrheiten zusammenkommen sollen, müssen alle Parteien entspannter aufeinander zugehen. Früher, vor 40, 50 Jahren, gab es das Problem noch gar nicht. Da hatte die Union die Nase vorn oder die SPD, und die FDP konnte sich trotz ihrer wenigen Prozente an Wählerstimmen überlegen, mit welcher der beiden Parteien sie eine Koalition eingehen wollte. Später wurden die Grünen wenige Jahre nach ihrer Gründung als vierte Partei koalitionsfähig. Inzwischen gibt es immer mehr relativ junge Parteien, die es aus dem Status einer Splitterpartei herausschaffen und mitmischen wollen.

						Was uns zu der Frage führt, wie das überhaupt geht, eine Partei gründen. Denn im Prinzip kann das jeder. Dazu braucht man einen gewählten Vorstand aus mindestens drei Personen und eine offizielle Gründungsvereinbarung. Außerdem muss die Partei ein Programm haben, das konkrete Ziele ihrer politischen Arbeit aufzeigt. Und natürlich braucht man Mitglieder, wobei die Mindestanzahl nicht festgelegt ist. Deine Parteimitglieder müssen größtenteils die deutsche Staatsbürgerschaft haben. Die Partei muss von den Landeswahlausschüssen oder dem Bundeswahlausschuss anerkannt werden. Diese Ausschüsse überprüfen, wie ernst ihr es meint. Hast du eine Partei gegründet, heißt das noch nicht, dass du automatisch bei Wahlen mitmachen darfst.

						Jetzt wissen wir also, wie man eine Partei gründet. Aber vielleicht fragst du dich auch, wie eine Partei wieder verboten werden kann. Ich wette, dass 70 Prozent der Menschen, die dieses Buch lesen, mal darüber nachgedacht haben. Denn diese Debatte wird immer wieder groß in den Medien und auf den sozialen Plattformen geführt, und zwar aufgrund einer ganz bestimmten Partei.

					
					
						
							Unsere Demokratie ist wehrhaft: alles zum Parteiverbotsverfahren

						
						Nach jeder neuen AfD-Entgleisung kommt das Thema wieder hoch: Wie lässt sich eine Partei in Deutschland eigentlich verbieten? Für viele die Lösung, für andere ein No-Go. Und tatsächlich sprechen Dinge dafür und dagegen. So oder so werdet ihr sehen, dass die Hürden für ein Parteiverbot hoch sind.

						Warum könnte eine Partei verboten werden?

						Ihr wisst mittlerweile, dass die Meinungsfreiheit eines der höchsten Güter unserer Demokratie ist. Es ist wichtig, dass es unterschiedliche Meinungen und folglich unterschiedliche Parteien gibt. Aber es gibt eine Grenze, die unsere Demokratie klar aufzeigen kann: nämlich, wenn eine Partei verfassungsfeindlich handelt. Auf der einen Seite sind Parteien wichtige Bindeglieder zwischen Regierenden und den Bürgern. Der Staat soll sie möglichst in Ruhe lassen.

						Damit das gegeben ist, die Demokratie sich dennoch wehren kann, benennt das Grundgesetz ein unabhängiges Gericht, das sich mit Verfassungsfeinden beschäftigt. Ihr ahnt es vielleicht schon: das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe. Und die Richterinnen und Richter in Rot sind superstreng mit ihren Kriterien.

						Laut Bundesinnenministerium reicht es für ein Parteiverbotsverfahren nicht aus, dass eine Partei eine verfassungsfeindliche Haltung hat und sie auch ausspricht. Vielmehr muss erkennbar sein, dass sie diese in »aktiv-kämpferischer, aggressiver Weise umsetzen will«. Mehr noch: Es muss Anhaltspunkte dafür geben, dass die Partei mit ihrem Plan auch Erfolg haben kann.

					
					
						
							Der Prozess des Parteiverbots

						
						Ein Parteiverbot ist ein komplizierter und seltener Prozess, der mehrere Schritte umfasst:

						Antrag: Der Antrag auf ein Parteiverbot kann nur vom Bundestag, dem Bundesrat oder der Bundesregierung gestellt werden.

						Prüfung: Das Bundesverfassungsgericht prüft in einem Vorverfahren, ob überhaupt ein Hauptverfahren eröffnet wird. Es macht eine vorläufige Bewertung der Erfolgsaussichten nach Aktenlage.

						Verfahren und Urteil: Hält das Bundesverfassungsgericht den Antrag im Hauptverfahren für berechtigt, dann geht’s los: Im Urteil wird offiziell festgestellt, dass die Partei gegen die Verfassung verstößt. Das bedeutet, die Partei wird aufgelöst und darf auch keine neue, ähnliche Gruppe gründen. Mindestens zwei Drittel der Richter müssen hierbei zustimmen. Außerdem kann das Gericht beschließen, dass das Vermögen der Partei eingezogen wird.

						Wurde mal eine Partei in Deutschland verboten?

						In der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland wurde bereits zwei Mal eine Partei verboten. Ah, wahrscheinlich die NPD, die Nationaldemokratische Partei Deutschlands, denkst du. Eine Partei, die laut Bundeszentrale für politische Bildung ein rechtsextremes Menschen- und Weltbild hat. Vielleicht sagt dir die Partei auch gar nichts (sie hat sich inzwischen umbenannt), und sie wurde auch gar nicht verboten. Die zwei Fälle, in denen ein Parteiverbot ausgesprochen wurde, sind: die nationalsozialistisch orientierte Sozialistische Reichspartei (SRP) 1952 und die stalinistische Kommunistische Partei Deutschlands (KPD) vier Jahre später, 1956.

						Gegen die NPD wurde bereits zwei Mal ein Parteiverbotsverfahren eingeleitet. 2003 hat das Bundesverfassungsgericht ein von der Bundesregierung, dem Bundestag und dem Bundesrat beantragtes Verbotsverfahren wegen Verfahrenshindernissen eingestellt. Der Hauptgrund dafür war laut Bundesverfassungsgericht, dass die NPD vor und auch während des laufenden Verbotsverfahrens weiter von V-Leuten beobachtet wurde, die sogar als Mitglieder im Bundes- bzw. Landesvorstand fungiert haben. Das sei ein rechtsstaatlicher Verstoß. 2017 gab es ein zweites Verfahren, bei dem zwar festgestellt wurde, dass die NPD verfassungsfeindliche Ziele vertritt und die freiheitlich demokratische Grundordnung abschaffen will, aber man schätzte die Chancen der NPD, damit Erfolg zu haben, als so verschwindend gering ein, dass auch dieser Antrag abgelehnt wurde.

					
					
						
							Was spricht für und was gegen ein AfD-Verbot?

						
						In den letzten Jahren wurde immer wieder darüber gesprochen, ob die AfD als Partei verboten werden sollte.

						 

						Das würden Menschen sagen, die für ein Verbot sind:

							Verfassungsfeindlichkeit: Die AfD bedroht die Grundwerte unserer Demokratie. Einige Mitglieder äußern sich rassistisch oder hetzen gegen Minderheiten, was im Widerspruch zu den Grundzügen unserer Verfassung steht.


	Rechtsextreme Tendenzen: Die AfD hat immer wieder Verbindungen zu rechtsextremen Gruppen und Personen. Manche ihrer Mitglieder sympathisieren offen mit extrem rechten Ideologien. Das könnte extremistische Strömungen innerhalb der Partei verstärken.


	Hetze und Hass: Einige AfD-Politiker nutzen ihre Plattform, um Hass und Hetze zu verbreiten. Das kann zu mehr Gewalt und Diskriminierung führen und gefährdet den sozialen Frieden.


	Gefahr für die Demokratie: Wenn eine Partei gegen die Prinzipien der Demokratie arbeitet, indem sie etwa das Vertrauen in freie Wahlen und unabhängige Medien untergräbt, stellt das eine ernste Gefahr dar. Ein Verbot verhindert, dass solche antidemokratischen Ideen weiter verbreitet werden.






						 

						Das würden Menschen sagen, die gegen ein Verbot sind:

							Meinungsfreiheit: In einer Demokratie ist es wichtig, dass auch unbequeme Meinungen geäußert werden dürfen. Ein Verbot könnte als Angriff auf die Meinungsfreiheit gesehen werden und einen gefährlichen Präzedenzfall schaffen.


	Demokratischer Diskurs: Es ist wichtig, dass verschiedene politische Ansichten vertreten sind. Nur durch den Austausch unterschiedlicher Meinungen kann eine gesunde demokratische Debatte stattfinden. Ein Verbot könnte den Eindruck erwecken, dass unbequeme Meinungen einfach unterdrückt werden.


	Märtyrerrolle: Wenn die AfD verboten wird, könnten ihre Anhänger sie als Märtyrer ansehen und sich noch stärker radikalisieren. Das Verbot könnte somit das Gegenteil des beabsichtigten Ziels bewirken und die Partei in der Öffentlichkeit sogar stärken.


	Rechtsstaatliche Prinzipien: Ein Parteiverbot ist ein sehr starkes Mittel und sollte nur in extremen Fällen angewendet werden. Es muss klar bewiesen werden, dass die Partei aktiv und gezielt die Demokratie gefährdet. Ohne ausreichende Beweise wäre ein Verbot nicht gerechtfertigt.






						 

						Du siehst also: Ein Parteiverbot ist ein schwerwiegender Eingriff und wird nur in extremen Fällen überhaupt erwogen. Es ist ein Instrument unserer Demokratie, wehrhaft zu bleiben und sich gegen ihre Feinde verteidigen zu können. Gleichzeitig ist es wichtig, dass unterschiedliche Meinungen und Parteien ihren Platz haben – solange sie die Grundwerte der Verfassung respektieren.

						 

						 

						 

						
							Nice to know

							Politik mit Migrationshintergrund. – Im 2021 gewählten Bundestag sitzen 84 Abgeordnete mit Migrationshintergrund, das sind 11,4 Prozent der Abgeordneten. In den Landtagen waren es 137 Personen, somit 7,3 Prozent aller Abgeordneten. Menschen haben einen Migrationshintergrund, wenn sie selbst oder ihre Vorfahren aus einem anderen Land nach Deutschland gekommen sind und hier dauerhaft leben. Wenn eine Gruppe wie diese in den Parlamenten politisch unterrepräsentiert ist, spricht man von einer Repräsentationslücke. Die liegt im Fall der Migrantinnen und Migranten vor. Wobei die Entwicklung in eine gute Richtung geht. Anfang der 1990er-Jahre ließen sich nur fünf Landtagsabgeordnete mit Migrationshintergrund im Bundestag finden.

							Auf die einzelnen Parteien bezogen lautet die Faustregel: Je linker eine Partei, desto mehr migrantische Abgeordnete im Bundestag. Mit einer interessanten Ausnahme: Die AfD hat prozentual mehr Abgeordnete mit Migrationshintergrund als Union und FDP.

							 

							Denkbar knapp geschafft. – Irgendwann muss es eine kleinste Anzahl von Stimmen gegeben haben, mit der es eine Partei in Deutschland über die Fünf-Prozent-Hürde geschafft hat. Da wären wir bei der Landtagswahl in Thüringen 2019. Dort schaffte es die FDP gerade so über die Sperrklausel, und zwar mit 5,0066 Prozent der abgegebenen Stimmen. Konkret: 77 Stimmen haben die Partei damals vor dem Reißen der Latte bewahrt.

						

					
				


					Level 4

					How to wählen – 
eine Anleitung für Garnichtschecker

				

					»Die meisten Menschen geben ihre Macht auf, 
indem sie denken, sie hätten keine.«

					 

					Alice Walker, Schriftstellerin und politische Aktivistin

				

 

 

 


					In diesem Level bekommst du die ultimative Anleitung dazu, wie das geht: Wählen. Ich sage dir natürlich nicht, 
wo genau du dein Kreuzchen machen sollst, nenne dir aber gute Gründe, warum Nichtwählen keine gute Idee ist.

				




					
						2013, Sigmaringen – auf dem Weg zur Wahlurne

					
					Dieses Kapitel muss ich mit einem Geständnis beginnen. Ich habe ein Geheimnis, das ich lange mit mir herumgetragen habe und wofür mich bestimmt einige Menschen belächeln werden: Als ich zum ersten Mal wählen durfte, zur Bundestagswahl im Jahr 2013, habe ich mit meinen damals 18 Jahren kurz vor der Wahlkabine meinen Papa gefragt, was er wählt. Anschließend habe ich meine Kreuzchen exakt so gemacht, wie er es vorhatte. Warum? Nicht, weil mein Papa das so wollte. Nein, ich hatte einfach keinen Plan und war auch überfordert bei dem Thema. Wie im Matheunterricht, als mein Lehrer mich ständig aufforderte, eine Frage zu stellen, wenn ich was nicht kapierte, und ich nur dachte: »Puh, wo soll ich da anfangen?«

					Warum ich dir das erzähle? Weil ich dir wieder und wieder versichern will, dass niemand als Politik-Profi geboren wird und man sich nicht dafür schämen muss, etwas (noch) nicht zu wissen. Und weil ich nicht will, dass mir das jemand nachmacht: einfach das ankreuzen, was jemand anderes wählt. Gehen wir Vollgas ins Thema rein. Anschnallen, und ab geht’s.

					Wer darf eigentlich wählen in Deutschland? Grundsätzlich dürfen das alle volljährigen Deutschen, also alle Menschen über 18 Jahre mit deutscher Staatsbürgerschaft. Wobei, habt ihr ernsthaft gedacht, dass es so unkompliziert läuft? Natürlich gibt es Ausnahmen. Bei den Bundestagswahlen ist das Wahlrecht an die Volljährigkeit gekoppelt. Bei den Europawahlen 2024 durften in Deutschland alle Menschen ab 16 Jahren wählen. Und in einigen Bundesländern ist dies auch bei Kommunal- und Landtagswahlen möglich. In Baden-Württemberg, meinem Heimatbundesland, dürfen 16-Jährige zum Beispiel an den Landtagswahlen teilnehmen.

					Und dann gibt’s noch eine Ausnahme für Ausländerinnen und Ausländer aus EU-Staaten: Sie dürfen zumindest bei den Kommunalwahlen mitwählen. Das heißt, dein französischer Freund Luc darf zwar nicht bei den Bundestags- und Landtagswahlen seine Stimme abgeben, aber zumindest auf politisch unterster Ebene bei den Kommunalwahlen in den Städten, Gemeinden und Landkreisen. Ach ja, und Luc darf auch an der Wahl zum Ausländerbeirat teilnehmen. Der Ausländerbeirat ist die Vertretung in der Kommune für alle dort lebenden Ausländerinnen und Ausländer. Wahlberechtigt sind dabei alle ohne deutschen Pass, die volljährig sind und seit mindestens sechs Wochen ihren Hauptwohnsitz in der Kommune haben. In Deutschland lebenden türkischen Staatsbürgern ist es außerdem erlaubt, an den türkischen Parlamentswahlen teilzunehmen, zur Stimmabgabe gehen sie in die Konsulate ihres Landes.

					Wie die Wahlen in Deutschland auszusehen haben, regelt wieder das Grundgesetz: In Artikel 38 sind die Wahlrechtsgrundsätze festgelegt. Diese besagen, dass Wahlen allgemein, frei, unmittelbar, gleich und geheim sein müssen.

					Allgemein bedeutet, dass es allen wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürgern möglich ist, an der Wahl teilzunehmen.

					Frei lässt sich leicht herleiten: Niemand kann generell zum Wählen oder zu einer bestimmten Stimmabgabe gezwungen werden.

					Unmittelbar heißt, dass jede Stimme direkt und ohne Umwege in das Wahlergebnis einfließt.

					Gleich bedeutet natürlich, dass jede Stimme gleich viel zählt.

					Geheim meint, dass alle Wahlen geheim sind. Das wird zum Beispiel durch die Abgabe der Stimmen in Wahlkabinen und blickdichte Wahlurnen sichergestellt.

					Jede Bürgerin und jeder Bürger verfügen über das aktive und das passive Wahlrecht. Aktives Wahlrecht besagt: Du darfst wählen. Passives Wahlrecht meint: Du darfst gewählt werden.

					
						
							Eine Anleitung für die Bundestagswahl

						
						Einige Wochen vor der Wahl bekommst du per Post eine Wahlbenachrichtigung zugeschickt. Das ist wie deine persönliche Einladung zur Wahl. In diesem Brief steht, wann die Wahl stattfindet und wo dein Wahllokal ist, also der Ort, an dem du deine Stimme abgeben kannst. Bewahre diesen Brief gut auf, denn du musst ihn zum Wählen mitnehmen!

						Nun kannst du entscheiden: Möchtest du direkt am Wahltag ins Wahllokal gehen oder lieber vorher in Ruhe von zu Hause aus wählen? Wenn du dich für die Briefwahl entscheidest, kannst du deine Stimme bequem per Post abgeben. Dafür musst du rechtzeitig den Wahlschein und die Briefwahlunterlagen beantragen. Am besten machst du das sofort, wenn du weißt, dass du per Brief wählen willst. Du hast dafür ein paar Wochen Zeit, aber je früher, desto besser.

						Wenn du dich entscheidest, ins Wahllokal zu gehen, dann packst du am Wahltag deine Wahlbenachrichtigung und deinen Ausweis ein und machst dich auf den Weg. Im Wahllokal wird alles genau erklärt: Du bekommst einen Stimmzettel und gehst in eine Wahlkabine. Dort bist du ganz für dich und kannst in Ruhe deine Kreuzchen setzen.

						Jetzt wird’s spannend: Du hast zwei Stimmen – die Erststimme und die Zweitstimme. Mit der Erststimme wählst du eine bestimmte Person aus deinem Wahlkreis, die in den Bundestag einziehen soll. Das ist der Direktkandidat. Mit der Zweitstimme wählst du eine Partei. Diese Stimme entscheidet darüber, welches Wahlergebnis diese Partei insgesamt einfährt. Die Zweitstimme ist besonders wichtig, weil sie bestimmt, wie stark, also mit wie vielen Sitzen eine Partei im Bundestag vertreten sein wird.

						Schreib bitte niemals deinen Namen auf den Stimmzettel, das macht ihn nämlich ungültig. Wenn du deine Kreuzchen gemacht hast, faltest du den Stimmzettel und wirfst ihn in die Wahlurne. Damit hast du deinen Beitrag geleistet, und deine Stimme zählt! Ach ja, und sag noch tschüss zu den netten Wahlhelferinnen und Wahlhelfern. Gegen eine sehr kleine Aufwandsentschädigung händigen die den ganzen Tag Wahlunterlagen aus und wirken später noch beim Stimmenauszählen mit. Die haben freiwillig einen langen Tag im Wahllokal, damit Demokratie funktioniert.

					
					
						
							Nicht viel anders: So geht Europawahl

						
						Schauen wir uns jetzt an, wie die Europawahl funktioniert. Auch das ist ein spannendes Ereignis, bei dem du mit deiner Stimme etwas bewirken kannst – diesmal auf europäischer Ebene. Die Wahl findet alle fünf Jahre statt. Der Unterschied zur Bundestagswahl ist nicht sehr groß. Wieder bekommst du eine Wahlbenachrichtigung (schön aufheben!), wieder entscheidest du dich für Briefwahl oder gehst am Wahlsonntag direkt zum Wahllokal, denn in Deutschland wird immer sonntags gewählt.

						Anders als bei der Bundestagswahl hast du bei der Europawahl nur eine Stimme. Mit dieser Stimme wählst du eine Partei, die dich im Europäischen Parlament vertreten soll. Das Europaparlament beschließt Gesetze, die für alle Länder in der Europäischen Union gelten, und macht viele andere Dinge, mit denen wir uns später näher beschäftigen. Deine Stimme entscheidet also mit, wer aus Deutschland ins Europäische Parlament einzieht und dort für deine Interessen kämpft.

						Wenn du deine Entscheidung getroffen hast, machst du dein Kreuz bei der Partei, die du unterstützen möchtest. Danach faltest du den Stimmzettel, wirfst ihn in die Wahlurne und sagst tschüss (wobei deine Stimme natürlich auch gültig ist, wenn du nicht tschüss sagst, aber du bist doch ein höflicher Mensch). Damit hast du deine Stimme für Europa abgegeben!

					
					
						
							Schon wieder ist deine Stimme gefragt: Landtagswahl

						
						Bei der Landtagswahl entscheidest du darüber, wer in deinem Bundesland regiert. Wenn du in einem Stadtstaat lebst, also in Berlin, Hamburg oder Bremen, heißt das Landesparlament etwas anders, nämlich Abgeordnetenhaus (B) oder Bürgerschaft (HH und HB), und entsprechend heißen dort die Wahlen. Du bekommst wie gewohnt eine Wahlbenachrichtigung mit allen wichtigen Infos. Auch hier kannst du entweder ins Wahllokal gehen oder per Briefwahl abstimmen. Der Ablauf ist ganz ähnlich wie bei der Bundestagswahl: Du hast zwei Stimmen. Mit der Erststimme wählst du eine Person aus deinem Wahlkreis, die direkt in den Landtag einziehen soll, und mit der Zweitstimme gibst du dein Votum ab, welche Partei in deinem Bundesland das Sagen haben soll. Der Landtag ist das Parlament deines Bundeslandes und trifft die wichtigen Entscheidungen auf Länderebene, etwa zur Schulpolitik oder Strukturförderung, damit es allen Regionen wirtschaftlich gut geht. Und tschüss!

					
					
						
							Für die Politik vor deiner Haustür: Kommunalwahl

						
						Die Kommunalwahl ist die Wahl, bei der du darüber entscheidest, wer in deiner Stadt, deinem Dorf oder deiner Gemeinde das Sagen hat. Hier geht es also um die Politik direkt vor deiner Haustür. Auch hier bekommst du eine Wahlbenachrichtigung und kannst dich zwischen dem Gang ins Wahllokal oder der Briefwahl entscheiden. Bei der Kommunalwahl kann es etwas komplizierter sein, weil du oft mehrere Stimmen hast, je nachdem, was genau gewählt wird. Du wählst zum Beispiel den Gemeinderat oder Stadtrat, den Bürgermeister oder Landrat. Je nach Gemeinde kann über mehrere Räte und Posten gleichzeitig abgestimmt werden.

					
					
						
							Bezirks- und Kreistagswahlen

						
						In manchen Bundesländern gibt es zusätzlich die Wahl zu Bezirks- oder Kreistagen. Das sind Gremien, die in größeren Regionen innerhalb eines Bundeslandes Entscheidungen treffen. Wahlbenachrichtigung, Wahllokal oder Briefwahl – alles wie gehabt. Bei diesen Wahlen wählst du Vertreter, die sich um die Angelegenheiten in deinem Bezirk oder Landkreis kümmern.

					
					
						
							Bürgermeisterwahl

						
						Die Bürgermeisterwahl ist eine besondere Wahl, bei der du direkt darüber entscheidest, wer Bürgermeister oder Bürgermeisterin in deiner Stadt oder Gemeinde wird. Manchmal findet diese Wahl gleichzeitig mit der Kommunalwahl statt, manchmal separat. Auch hier gibt es die Möglichkeit, im Wahllokal zu wählen oder per Briefwahl abzustimmen. Die Person, die du wählst, wird direkt für die Leitung deiner Gemeinde oder Stadt verantwortlich sein.

					
					
						
							Weitere Wahlen

						
						Neben diesen großen Wahlen gibt es noch weitere, spezielle Wahlen, wie die Wahl zum Ortsbeirat oder zum Integrationsrat. Diese sind oft in kleineren Regionen wichtig und betreffen ganz bestimmte Gruppen oder Themen. Manchmal findet parallel zu einer Wahl auch ein Volksentscheid oder Bürgerentscheid statt, wenn nämlich Bewohner deines Ortes oder deiner Region aktiv geworden sind und genügend Unterschriften gesammelt haben, um über eine ganz konkrete Sache abstimmen zu lassen, ein neues Radwegkonzept oder so etwas.

					
					
						
							Warum Wählen wichtig ist!

						
						Ehrlich gesagt werde ich bei diesem Thema ganz schön zur missionierenden Stimme. Ich interessiere mich sehr für Länder wie den Iran oder Afghanistan. Ich sehe die Frauen dort vor mir, wie sie in den 1970er-Jahren frei und in kurzen Kleidern und Röcken tanzten. Vor der Islamischen Revolution, die alles verändert hat, die ihnen ihre Rechte und ihre Freiheit nahm. Im Winter 1978/79 geriet der Iran in Aufruhr. Generalstreiks und Massenproteste brachten das autokratische Regime von Schah Mohammad Reza Pahlavi ins Wanken. Schließlich sah sich der Schah gezwungen, gemeinsam mit seiner Frau Farah Diba ins Exil zu fliehen. In diesem Machtvakuum trat der religiöse Führer Ayatollah Khomeini auf den Plan und etablierte einen islamischen Gottesstaat, womit sich das politische System im Land grundlegend veränderte. Die Auswirkungen der Islamischen Revolution waren weltweit zu spüren, da radikal-islamistische Bewegungen von Westafrika bis Ostasien in ihr ein Vorbild sahen – und dies teils bis in die Gegenwart hinein tun.

						Ich sehe Frauen aus diesen Ländern heute vor meinem inneren Auge. Im Iran, wie sie im Jahr 2022 nach dem Tod von Jina Mahsa Amini – verursacht durch die iranische »Sittenpolizei« – versucht haben, gegen das Regime aufzustehen. In Afghanistan, wie sie seit der Machtübernahme der Taliban im Jahr 2021 beispiellos unterdrückt werden. Ich sehe diese Frauen vor mir, die von meiner Freiheit und meinen Rechten nur träumen können. Eine meiner engsten Freundinnen ist im Iran geboren. Ihre Eltern sind vor diesem Regime geflohen, als sie noch ganz klein war. Sie ist eine der stärksten und unabhängigsten Frauen, die ich kenne.

						Aber ich schaue auch nach Europa. Ich denke an die Menschen in Belarus, die im Jahr 2020 nach der Präsidentschaftswahl auf die Straßen gingen, um gegen ihren diktatorischen Präsidenten Alexander Lukaschenko zu demonstrieren und für Demokratie. Laut Amnesty International versuchte die Polizei monatelang, die Proteste niederzuschlagen, und ging dabei brutal gegen friedlich Demonstrierende vor. Es wurden nicht nur Tausende Menschen festgenommen, Amnesty liegen auch Berichte über Misshandlungen, Folter und das »Verschwindenlassen« von Menschen vor. Auch Journalistinnen und Journalisten wurden verfolgt. Monatelang hielten weite Teile der Bevölkerung mit ihren Protesten durch, am Ende aber kamen sie zum Erliegen. Auch diese Menschen können nur von meiner Freiheit und meinen Rechten träumen. Diejenigen, die nicht mehr nur träumen oder einfach dem Gefängnis entkommen wollten, sind geflüchtet.

						Ich könnte noch unzählige Beispiele nennen, von Russland über Mali bis Myanmar. Die ganze Welt ist voller Staaten, in denen die Menschen nicht die freie Wahl haben. Für mich, die sich sehr für Außenpolitik interessiert, ist dieser Blickwinkel der überzeugendste Grund, wählen zu gehen. Wir sind alle Menschen, wir sind alle gleich, und dennoch haben wir nicht alle die gleichen Rechte. Wenn ich wählen gehe, dann denke ich an alle Menschen, die das gerne tun würden, aber nicht können. Für manche von euch mag das dramatisch klingen. Andere werden mir vorwerfen, dass das zu weit weg ist. Für mich ist es einfach nur die Wahrheit.

						Und natürlich ist auch in Deutschland nicht alles perfekt. Viele Dinge laufen falsch: Wie kann es bitte sein, dass jeden zweiten Tag in Deutschland eine Frau wegen Partnerschaftsgewalt stirbt? Wie kann es sein, dass jedes fünfte Kind in Deutschland in Armut aufwächst? Also 2,8 Millionen Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren. Wir dürfen und sollen uns auch hier beschweren! Beschweren und dann bitte in den Dialog gehen – Demokratie leben. Es gemeinsam besser machen. Daher hier eine kurze Auflistung von Gründen, warum man wählen gehen sollte, inspiriert von der Landeszentrale für politische Bildung in Baden-Württemberg.

						Gründe, wählen zu gehen:

							Recht und Privileg: Artikel 20 des Grundgesetzes garantiert die Demokratie und ist die Grundlage dafür, dass alle Wahlberechtigten aktiv an ihr mitwirken können. Aber Demokratie, dieses kostbare Gut, ist kein Selbstläufer und immer nur das, was alle gemeinsam aus ihr machen.


	Jede Stimme zählt: Eine Wahl geht oft sehr eng aus, deshalb kommt es auf jede einzelne Stimme an. Deine Stimme ist wichtig. Außerdem: Wenn du nicht wählen gehst, entscheiden andere durch ihr Wahlverhalten für dich.


	Wählen schützt vor Extremismus: Nichtwählerinnen und Nichtwähler erleichtern es extremistischen Strömungen, einen größeren Einfluss auf die Politik zu bekommen. Eine hohe Wahlbeteiligung kann die böse Überraschung verhindern (mehr dazu gleich).


	Wer nicht wählt, soll sich nicht beschweren: Zumindest empfinde ich das so. Motzen ist okay, kann aber nicht alles sein. Geh wählen, und du tust etwas Konstruktives in deinem Sinne.


	Nicht wählen aus Protest funktioniert nicht: Niemand weiß, gegen was du protestierst, indem du nicht wählen gehst, oder ob du einfach nur zu faul warst, deine Stimme abzugeben. Deine Stimme fällt damit einfach unter den Tisch. Ciao Kakao.






					
					
						
							Mythos Nichtwählerinnen und Nichtwähler

						
						»Nichtwähler wählen auch« oder »Wählen ist wie Zähneputzen, wenn man es nicht macht, dann wird es halt braun«. Das sind bekannte Sprüche vor Wahlen, aber stimmt das? Ich sage dir, was mit deiner Stimme passiert, wenn du nicht wählen gehst: Nichts. Gar nichts. Denn natürlich werden nur die abgegebenen gültigen Stimmen gezählt. Aber: Wenn du deine Stimme nicht abgibst, trägst du eventuell dazu bei, dass diejenigen an die Macht kommen, die du dort am allerwenigsten sehen willst.

						Stell dir vor, dass ganz viele Menschen nicht zur Wahl gehen, weil sie denken, dass ihre Stimme sowieso nicht von Bedeutung ist. Rate mal, wer dagegen mit ziemlich hoher Wahrscheinlichkeit hingeht? Die polarisierten Menschen, die radikale Parteien wählen. Zumindest so die Annahme, deshalb auch der Spruch: »Wer nicht wählt, wählt rechts.« Was passiert also, wenn die Menschen, die »mittig« gewählt hätten, träge oder frustriert auf dem Sofa bleiben, aber die Extremen fleißig wählen gehen? Genau.

						 

						 

						 

						
							Nice to know

							Gibt es auch eine Wahlpflicht? – In manchen Ländern gibt es nicht nur ein Wahlrecht, sondern auch eine Wahlpflicht. Sie existierte in europäischen Ländern wie Niederlande und Österreich, wurde aber wieder abgeschafft. Weltweit gibt es einige Staaten mit Wahlpflicht: Ägypten, Bolivien oder Nordkorea zum Beispiel. Wer dieser Pflicht nicht nachkommt, kann eine Geldstrafe aufgebrummt bekommen. In Indonesien ist das Wählen für Muslime verpflichtend. In der italienischen Verfassung steht zum Thema Stimmabgabe: »Ihre Ausübung ist Bürgerpflicht.« Das ist eine formelle Wahlpflicht, wie sie auch zum Beispiel in Belgien und Griechenland weiterhin besteht, wobei dort keine Strafen mehr verhängt werden. In Australien geht die Einführung der Wahlpflicht auf die hohe Zahl der im Ersten Weltkrieg gefallenen australischen Soldaten zurück. Begründung: Man hätte eine Verpflichtung, die um einen so hohen Preis erkämpfte Freiheit auch wahrzunehmen.

							 

							Wählen nur am Sonntag? – In Deutschland wird traditionell an einem Sonntag gewählt. Das bietet sich an, denn da haben viele Leute frei. Es gibt aber auch Stimmen, die sagen, dass die Wahlbeteiligung steigen würde, wenn an einem Wochentag gewählt würde. Weltweit jedenfalls kommt jeder Tag der Woche für Wahlen infrage. In Norwegen zum Beispiel wählt man montags, in den USA dienstags, in Südafrika mittwochs, im Vereinigten Königreich donnerstags, in Irland freitags und in Australien samstags.

						

					
				


					Level 5

					Wozu Medien da sind und 
wie du Fake News ausweichst

				

					»Die Presse muss die Freiheit haben, 
alles zu sagen, 
damit gewisse Leute nicht die Freiheit haben, 
alles zu tun.«

 

					Alain Peyrefitte, französischer Politiker, 
Schriftsteller und Essayist

				

 

 

 


					Freie Medien sind unheimlich wichtig für eine Demokratie. In diesem Level erkläre ich dir, warum du gut informiert sein solltest und wie du das am besten machst.

				




					
						2009 – Sigmaringen, irgendwo zwischen Schwäbischer Alb und Bodensee

					
					Ich bin 14 Jahre alt und schwer verknallt. Mein Crush ist zwei Jahre älter, geht auf meine Schule, redet viel von Karriere und was er später mal arbeiten will. Was erwartest du, wir sind im Schwabenland. Da ist es ganz normal, dass bereits in den Teenagerjahren über »Schaffe, schaffe, Häusle baua« geredet wird. Ich bin also verliebt und möchte natürlich mindestens genauso ehrgeizig wirken, um ihn zu beeindrucken. Ich weiß nicht mehr, ob wir damals per SMS oder ICQ, einem Chatprogramm auf dem PC meines Papas, schreiben, jedenfalls kommt eines Abends die Frage von ihm: »Was willst du später mal werden?« Das wusste ich mit meinen 14 Jahren noch nicht. Natürlich nicht – es ist eine Frage, die manche Menschen ihr Leben lang nicht wirklich beantworten können.

					Da stehe ich also, oder besser: sitze, ahnungslos mit großem Druck, etwas zu antworten, das ihn beeindruckt. Ich laufe ins Wohnzimmer, weil ich meine Eltern um Rat fragen will. Der Fernseher läuft, es ist 19 Uhr, die ZDFheute-Nachrichten laufen. Petra Gerster, eine Frau mit halblangem Blondhaar, moderiert die Sendung. Da fällt es mir wie Schuppen von den Augen: Das will ich später mal machen! Ich will Nachrichtensprecherin werden, Fernsehmoderatorin. Das wird ihn und alle anderen beeindrucken, denke ich mir.

					Absurd, wenn ich heute daran denke. Damals war ich der Inbegriff von Unsicherheit und dass ich einmal eine kamerataugliche Präsenz entwickle, nicht absehbar. Meine Eltern haben mich das aber nie spüren lassen. Seit ich ihnen von meinem Berufswunsch erzählte, haben sie immer daran geglaubt und es möglich erscheinen lassen. Meinen Crush konnte ich damals übrigens nur kurz von mir überzeugen. Was rückblickend alles andere als schlimm ist. Denn nur zwei Jahre später traf ich den Mann, der mir den Namen Nini gegeben hat, mit dem ich anschließend mein halbes Leben verbracht habe und der sehr viel zu der Frau beigetragen hat, die ich heute bin. Danke an dieser Stelle.

					Meine erste Fernsehmoderation durfte ich mit 28 Jahren beim Bayerischen Rundfunk machen. Meine ganzen Zwanziger gingen für diesen Traum mit unzähligen Praktika und Co. drauf. Nach dem Bachelor habe ich zum Beispiel beim ZDF gearbeitet, während des Masterstudiums beim SWR. Und meine erste Podcast-Moderation durfte ich dann mit dem MDR realisieren. Ich habe eine persönliche Verbindung zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk, dieses Kapitel liegt mir deshalb am Herzen. Lasst uns in diesem Level gemeinsam auf die Medienlandschaft in Deutschland schauen.

					
						
							Die Medienlandschaft: ein vielfältiges Gelände

						
						Stell dir vor, du wachst morgens auf, schaltest den Fernseher ein oder öffnest deine Lieblings-News-App. Was ich persönlich übrigens nie nach dem Aufwachen machen würde. Puh, die Vorstellung, dass ich als kleiner Morgenmuffel morgens erst mal mit den Neuigkeiten dieser Welt konfrontiert werde – ein Albtraum. Jedenfalls, egal, ob du dich für die neuesten Schlagzeilen interessierst, genauer wissen möchtest, was in der Welt los ist, auf der Arbeit Radio hörst oder einfach nur ein spannendes YouTube-Video schauen willst – all das gehört zur Medienwelt. Deutschland hat ein besonders vielfältiges und reiches Angebot an Medien und Kommunikationsmitteln.

						Über 300 Tageszeitungen, zahlreiche Wochen- und Monatszeitschriften sowie unzählige Online-Nachrichtenportale bieten jeden Tag neue Informationen. Dazu kommen über 20 öffentlich-rechtliche und über 480 private Fernsehsender und mehr als 400 Radiosender, die ihre Programme in die deutschen Haushalte senden. Diese breite Palette an Medienangeboten sorgt dafür, dass Menschen in Deutschland Zugang zu einer Fülle von Informationen haben – sei es über Politik, Wirtschaft, Kultur oder Unterhaltung.

					
					
						
							Die Rolle der Medien in der Demokratie

						
						Medien haben in einer Demokratie eine unverzichtbare Rolle. Sie informieren die Bürgerinnen und Bürger über das, was in ihrer Umgebung, im Land und in der Welt passiert. Diese Information ist die Grundlage dafür, dass Menschen sich eine fundierte Meinung bilden können – eine wesentliche Voraussetzung für die Teilnahme an demokratischen Prozessen wie Wahlen oder öffentlichen Debatten.

						Darüber hinaus übernehmen die Medien eine wichtige Kontrollfunktion. Sie prüfen und hinterfragen das Handeln von Politikerinnen und Politikern, Institutionen, Unternehmen und anderen einflussreichen Akteuren. Nicht umsonst werden sie deshalb auch als die »vierte Gewalt« im Staat bezeichnet – neben den drei »amtlichen« Gewalten aus Level 2, Judikative, Legislative und Exekutive. Diese Kontrolle sorgt dafür, dass Machtmissbrauch aufgedeckt wird und die Öffentlichkeit informiert bleibt.

						Passend zum Thema und weil ich selbst in einer investigativen Redaktion beim ZDF gearbeitet habe, kann man mal den Begriff investigativer Journalismus droppen. Der hat das Ziel, durch gründliche und hartnäckige Recherche Missstände, Skandale und Affären aufzudecken. Dabei arbeiten investigative Journalistinnen und Journalisten mit Informationen, die nicht für die Öffentlichkeit zugänglich sind oder geheim gehalten werden. Die Recherche ist oft verdeckt und dauert länger als bei anderen Arten des Journalismus.

						Ein wichtiger Teil ihrer Arbeit ist es auch, Personen zu finden, die über Insiderwissen verfügen und bereit sind, dieses weiterzugeben. Solche »Whistleblower« haben oft einen direkten Bezug zu den Menschen oder Organisationen, über die berichtet wird.

						Investigativer Journalismus kann riskant sein – sowohl für die Journalistinnen und Journalisten als auch für die Informantinnen und Informanten, da oft Machenschaften von mächtigen Personen oder Organisationen aufgedeckt werden. Ein ganz bekanntes Beispiel ist die Watergate-Affäre. Das war ein großer politischer Skandal in den USA in den 1970er-Jahren. Mitarbeiter von Präsident Richard Nixon ließen das Hauptquartier der Demokratischen Partei im Watergate-Gebäude ausspionieren. Als das aufflog, versuchte Nixon, das Ganze zu vertuschen. Durch die Arbeit von Journalistinnen und Journalisten und Ermittlungen kam alles ans Licht, und Nixon musste schließlich als Präsident zurücktreten.

						Medien bieten außerdem eine Plattform für den Meinungsaustausch, sie ermöglichen es den Menschen, ihre Ansichten zu äußern und sich über gesellschaftliche Themen auszutauschen. Diese zentrale Rolle ist im Grundgesetz verankert. Artikel 5 garantiert die Meinungs- und Pressefreiheit und sichert das Recht, sich aus frei zugänglichen Quellen zu informieren. Und: »Eine Zensur findet nicht statt.«

						Diese Rechte sind die Basis für eine lebendige Demokratie, in der Meinungsvielfalt und freie Information gewährleistet sind. Du weißt, Deutschland war nicht immer eine Demokratie, und vor dem Hintergrund und den Erfahrungen mit der nationalsozialistischen Diktatur, in der es keine freie Presse und auch nicht mehr die Möglichkeit der freien Meinungsäußerung gab, war es unabdingbar, eben genau diese Rechte abzusichern. Eine gleichgeschaltete Presse, die nur dafür da ist, wie im Dritten Reich eine Ideologie zu propagieren, soll es nie wieder geben.

					
					
						
							Der öffentlich-rechtliche Rundfunk – von den Anfängen bis heute

						
						Lasst uns zurück in die Vergangenheit gehen, in das Jahr 1945, der Zweite Weltkrieg ist gerade zu Ende gegangen. Deutschland liegt in Trümmern, und das Land ist in vier Besatzungszonen aufgeteilt: die amerikanische, die britische und die französische im Westen und die sowjetische Zone im Osten. Diese Besatzungszonen werden von den Alliierten – den Ländern, die den Krieg gewonnen haben – kontrolliert. Sie sind entschlossen, dass so etwas Schreckliches wie der Krieg und die Propaganda des NS-Regimes nie wieder passieren dürfe. Ein wichtiger Teil dieses Neuanfangs ist der Rundfunk, also das Radio und später auch das Fernsehen. Nach dem Zusammenbruch des NS-Regimes und seiner Propagandamaschinerie braucht es ein Mediensystem, das unabhängig von staatlicher Kontrolle und den demokratischen Werten verpflichtet ist.

						So entstand der öffentlich-rechtliche Rundfunk. Die Verantwortung für ihn sollte nicht beim Staat liegen, sondern bei den einzelnen Bundesländern. Diese ganz bewusste Entscheidung wurde sogar ins Grundgesetz aufgenommen. Die Idee dahinter war, dass der Rundfunk nicht von einer zentralen Stelle kontrolliert werden sollte: »Nie wieder Staatsfunk!« Die Menschen hatten während der NS-Zeit erlebt, wie gefährlich es ist, wenn der Staat die Medien kontrolliert.

						Nach dem Krieg übernahmen zunächst die West-Alliierten den Rundfunk in ihren Zonen. Ihre Ziele waren klar: den Einfluss von Nationalsozialisten aus den Medien entfernen, die Demokratie fördern, Meinungsvielfalt herstellen und die Macht über den Rundfunk auf viele Schultern verteilen. Deshalb schufen sie eine föderale Rundfunklandschaft. Das bedeutet, dass in (fast) jedem Bundesland eigene Rundfunkanstalten gegründet wurden, die unabhängig voneinander arbeiten. Der Rundfunk sollte keinem bestimmten Glauben, keiner politischen Partei und keiner Weltanschauung dienen. Er sollte frei, offen und mutig sein und für das Wohl aller Menschen arbeiten.

						Diese Grundsätze wurden später immer wieder vom Bundesverfassungsgericht bestätigt. Das höchste Gericht in Deutschland stellte klar, dass der Rundfunk eine dienende Funktion haben müsse – er müsse für die Menschen da sein und ein breites Meinungsspektrum abbilden. Diese Prinzipien waren die Basis für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk, wie wir ihn heute kennen.

						Tatsächlich formulierten die Amerikaner schon 1946, also bevor es überhaupt eine Bundesrepublik und Bundesländer gab, ihre »zehn Gebote für den Rundfunk«. Viele dieser Gebote finden sich so oder ähnlich noch heute in den Rundfunkgesetzen wieder. Lasst uns das Selbstverständnis des öffentlich-rechtlichen Rundfunks mal genauer ansehen, auch um ihn besser verstehen zu können.

							Fairness für Religionen: Alle großen religiösen Gruppen sollen die Möglichkeit bekommen, im Radio oder Fernsehen gehört zu werden. Jede Religion, die das möchte, soll angemessene Sendezeit erhalten.


	Gleiches Recht für verschiedene Meinungen: Bei wichtigen Themen, die die Öffentlichkeit betreffen und über die es unterschiedliche Meinungen gibt, sollen alle Seiten die gleiche Sendezeit bekommen. So können die Menschen verschiedene Perspektiven hören und sich selbst eine Meinung bilden.


	Gleichbehandlung von Arbeitnehmern und Arbeitgebern: Die Organisationen der Arbeitnehmer (wie Gewerkschaften) und Arbeitgeber sollen ebenfalls die gleiche Sendezeit bekommen, um ihre Ansichten darzustellen.


	Gerechte Sendezeit für Parteien: Alle politischen Parteien, die in einem bestimmten Gebiet zugelassen sind, sollen bei Wahlen die gleiche Sendezeit bekommen. So wird sichergestellt, dass alle Parteien ihre Ideen vorstellen können.


	Neutralität der Moderatoren: Wer im Radio oder Fernsehen arbeitet, darf seinen Namen nicht dazu nutzen, um eine politische Partei zu unterstützen. Die Moderatoren und Kommentatoren sollen neutral bleiben.


	Wahrheit und Objektivität: Die Berichterstattung soll immer wahr und objektiv sein. Nachrichten sollten ohne Meinung oder Kommentar präsentiert werden, damit die Zuschauer oder Zuhörer sich ein eigenes Bild machen können.


	Unabhängige Nachrichtenquellen: Bei der Übermittlung von Nachrichten sollen möglichst nur Informationen von unabhängigen Nachrichtenagenturen oder vertrauenswürdigen Quellen verwendet werden. Es soll klar erkennbar sein, wenn Nachrichten aus weniger verlässlichen Quellen stammen.


	Kritik an der Regierung erlauben: Personen, die demokratisch eingestellt sind, sollen das Recht haben, Ungerechtigkeiten oder Missstände bei Behörden oder der Regierung zu kritisieren. Diese Kritik soll im Rundfunk frei geäußert werden können.


	Keine Diskriminierung: Es darf keine Sendungen geben, die Vorurteile oder Diskriminierung gegen Einzelpersonen oder Gruppen wegen ihrer Rasse, Religion oder Hautfarbe fördern.


	Respekt vor den Zuschauern: Der Rundfunk soll darauf achten, keine Inhalte zu verbreiten, die die moralischen Gefühle großer Teile der Zuhörer oder Zuschauer verletzen könnten.






						Die erste Rundfunkanstalt, die nach dem Krieg gegründet wurde, war der Nordwestdeutsche Rundfunk (NWDR), der 1948 auf Sendung ging. Später folgten weitere regionale Anstalten, die zusammen die ARD (Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutschland) bildeten. Ab Ende 1952 gab es ein Fernsehangebot, später auch über die »dritten« Programme. 1963 kam das ZDF (Zweites Deutsches Fernsehen) hinzu, um das Angebot durch einen zweiten nationalen Sender zu erweitern.

						Heute umfasst der ÖRR neben ARD und ZDF zahlreiche dritte Programme, die in den Sendeanstalten der Länder produziert werden, sowie spezialisierte Kanäle wie 3sat, Arte, Phoenix und KiKA. Diese Sender bieten ein breites Spektrum an Programmen, von Nachrichten und politischen Magazinen über Kultur- und Bildungsformate bis hin zu Unterhaltungs- und Kinderprogrammen.

					
					
						
							Die privaten Fernsehsender

						
						In den 1980er-Jahren öffnete sich der deutsche Fernsehmarkt für private Anbieter. Bis dahin hatten nur öffentlich-rechtliche Sender die Erlaubnis, Fernsehprogramme auszustrahlen. Doch mit der Gründung von RTL im Jahr 1984 und Sat.1 ein Jahr später begann eine neue Ära. Diese privaten Sender brachten frischen Wind in die deutsche Fernsehwelt und setzten auf Unterhaltung, um möglichst viele Zuschauer zu gewinnen.

						Heute gehören RTL, ProSieben, Sat.1 und Kabel Eins zu den größten privaten Fernsehsendern in Deutschland. Ihre Programme reichen von Reality-Shows und Talksendungen über Spielfilme und Serien bis hin zu Nachrichtenformaten. Um die Kosten für ihre Produktionen zu decken und Gewinne zu machen, sind diese Sender auf Werbeeinnahmen angewiesen. Das bedeutet, dass sie Programme produzieren müssen, die viele Menschen anziehen – denn nur dann können sie ihre Werbezeiten zu hohen Preisen verkaufen.

						Hast du noch einen Fernseher daheim, und wenn ja, schaust du klassisches, lineares Fernsehen? Damit meine ich, ob du zum Beispiel den Tatort am Sonntag wirklich um 20.15 Uhr schaust oder vielleicht lieber, wann du willst. Ich persönlich habe keinen Fernseher, einfach aus praktischen Gründen: Kein Platz und keine Ahnung, wie ich den zum Laufen bringen würde. Aber wenn ich bei Leuten bin, die einen haben, sitze ich völlig gebannt davor. Mir gibt das ein wohliges Gefühl von Ordnung und Struktur, dass zu einer festen Zeit ein Programm läuft und ich nicht vorspulen kann.

						Vielen Menschen in Deutschland muss das ähnlich gehen, denn laut einer Studie von You.Gov aus dem Jahr 2024 ist das klassische Fernsehen immer noch am meisten verbreitet. Allerdings nutzen vor allem die älteren Generationen überwiegend das klassische Fernsehen, während jüngere Menschen häufiger auf Online-Streamingdienste und soziale Medien zurückgreifen. Und auch generell geht die Tendenz in diese Richtung. Die Art der Mediennutzung verändert sich stetig, vor allem durch das wachsende Angebot an digitalen Inhalten.

					
					
						
							Radio – ein treuer Begleiter

						
						Das Radio ist nach wie vor ein wichtiges Medium, obwohl es in den letzten Jahren von digitalen Angeboten Konkurrenz bekommen hat. Der erste öffentliche Rundfunkdienst startete 1923 in Berlin. Heute gibt es in Deutschland über 500 Radiosender, die eine breite Palette an Programmen anbieten. Öffentlich-rechtliche Radioprogramme, die von den Rundfunkanstalten der ARD produziert werden, spielen dabei eine zentrale Rolle. Diese Programme sind oft regional ausgerichtet und bieten eine Mischung aus aktuellen Nachrichten, Kultur und Unterhaltung. Sie finanzieren sich, wie der öffentlich-rechtliche Rundfunk insgesamt, aus dem Rundfunkbeitrag und sind dadurch unabhängig von Werbeeinnahmen.

						Private Radiosender finanzieren sich hauptsächlich durch Werbung und Sponsoring. Diese Sender konzentrieren sich häufig auf Musik und unterhaltende Inhalte, um möglichst viele Hörer anzuziehen. Obwohl das Radio bei der jüngeren Generation an Bedeutung verloren hat, bleibt es ein wichtiges Medium, vor allem im Auto oder bei der Arbeit. Über 74 Prozent der Deutschen hören regelmäßig Radio.

						Ich weiß noch, früher lief bei uns zum Frühstück und Mittagessen immer das Radio. Damals fand ich das großartig – seit ich nicht mehr bei meinen Eltern lebe, ist das Radio komplett aus meinem Leben verschwunden. Das liegt wahrscheinlich vor allem daran, dass ich kein Auto habe.

					
					
						
							Zeitungen und Zeitschriften – Tradition trifft auf digitale Zukunft

						
						Zeitungen und Zeitschriften haben eine lange Tradition und waren über viele Jahrzehnte die wichtigste Informationsquelle. Die erste deutsche Tageszeitung, die Relation, wurde 1605 in Straßburg gedruckt. Heute gibt es in Deutschland mehr als 300 Tageszeitungen. Zeitungen erfüllen in der Demokratie eine wichtige Funktion: Sie informieren über das Tagesgeschehen, liefern Analysen und Kommentare und decken Missstände auf. Manche Tageszeitungen und Nachrichtenmagazine haben sich einen Namen gemacht durch investigativen Journalismus, der oft zu politischen Skandalen geführt und Veränderungen angestoßen hat.

						In den letzten Jahren haben Zeitungen und Zeitschriften allerdings stark mit den Veränderungen durch das Internet und die Digitalisierung zu kämpfen.

						Viele Menschen, besonders die jüngeren, lesen Nachrichten und Artikel lieber online, oft kostenlos. Das hat dazu geführt, dass die Auflagen gedruckter Zeitungen und Zeitschriften rückläufig sind und viele Verlage ihre Geschäftsmodelle anpassen mussten. Dennoch bleiben Printmedien ein wichtiger Teil der Medienlandschaft, und viele große Tageszeitungen und Magazine bieten heute eine Kombination aus Print- und Online-Angeboten an.

					
					
						
							Wie du dich richtig informierst und auf dem Laufenden bleibst

						
						In der heutigen Welt gibt es überall Informationen: im Internet, in sozialen Medien, im Fernsehen und in Zeitungen. Doch nicht alle Informationen sind gleichermaßen vertrauenswürdig. Manche wollen uns in die Irre führen oder uns dazu bringen, bestimmte Dinge zu glauben, die gar nicht stimmen. Deswegen ist es wichtig, zu wissen, wie man sich richtig informiert. Damit wir uns auf der Grundlage solider Informationen eine eigene Meinung bilden können und nicht auf Fake News oder Desinformation hereinfallen.

					
					
						
							Welche Informationsquellen gibt es?

						
						Nachrichtenseiten sind Websites von Zeitungen oder Fernsehsendern, die Nachrichten berichten. Hier ein paar Beispiele für seriöse Nachrichtenseiten in Deutschland. Natürlich kannst du auch auf die Blattausgabe der Zeitungen und Magazine zurückgreifen oder den Sender im Radio einschalten.

							Tagesschau.de und ZDFheute: Das sind die Nachrichtenseiten der ARD und des ZDF. Beide sind besonders vertrauenswürdige Quellen, hier wird aktuell und umfassend berichtet. Schau auch gern bei den anderen Seiten der ARD-Senderfamilie vorbei, wie dem SWR, dem MDR, NDR, RBB … Die nutze ich persönlich auch sehr häufig.


	Deutschlandfunk: Diese Seite gehört zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk und bietet tiefgehende Analysen und Reportagen. Der Deutschlandfunk ist besonders für seine objektive und umfassende Berichterstattung bekannt.






						Die Inhalte der folgenden Seiten stecken zu größeren Teilen hinter einer Paywall, wie man neudeutsch sagt, sind also kostenpflichtig. Trotzdem wirst du auch über die frei zugänglichen Inhalte schon ganz gut und vor allem seriös informiert.

							Der Spiegel: Der Spiegel ist ein bekanntes deutsches Nachrichtenmagazin. Die Website (früher: Spiegel online) bietet viele Artikel zu politischen, gesellschaftlichen und kulturellen Themen.


	Süddeutsche Zeitung (SZ): Die SZ ist eine der größten deutschen Tageszeitungen. Ihre Onlineversion bietet ausführliche Berichte und Analysen.


	Zeit Online: Die Zeit ist eine Wochenzeitung, die für ihre fundierten Artikel bekannt ist. Ihre Website bietet ausführliche Hintergrundberichte und Kommentare.


	Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ): Die FAZ ist eine renommierte Tageszeitung, die sich durch ihre gründliche Recherche und Berichterstattung auszeichnet. Sie ist eine gute Quelle für detaillierte Analysen und Hintergrundberichte.






						Diese Seiten arbeiten mit professionellen Journalistinnen und Journalisten und sind dafür bekannt, gründlich zu recherchieren. Natürlich ist diese Liste nicht vollständig, es gibt noch mehr Qualitätsjournalismus.

						Hier weitere Beispiele für seriöse Nachrichtenseiten, diesmal international:

							BBC News: BBC ist die britische Rundfunkanstalt und hat einen hervorragenden Ruf in Sachen objektive Berichterstattung. Sie bietet Nachrichten aus der ganzen Welt auf Englisch.


	Reuters: Reuters ist eine der größten und bekanntesten Nachrichtenagenturen weltweit. Sie beliefert viele Zeitungen und Fernsehsender und ist bekannt für ihre schnelle und präzise Berichterstattung.


	The New York Times: Diese US-amerikanische Zeitung zählt zu den bekanntesten der Welt. Sie bietet tiefgehende Berichte und Analysen zu internationalen Themen und ist für ihren investigativen Journalismus bekannt.


	The Guardian: Eine britische Tageszeitung, die für ihren Investigativjournalismus und ihre umfassende Berichterstattung über internationale Themen bekannt ist. Der Guardian legt großen Wert auf Unabhängigkeit und Transparenz.


	Le Monde: Diese Tageszeitung ist eine der angesehensten Frankreichs und bietet detaillierte Analysen und Berichte zu europäischen und internationalen Themen. Le Monde ist bekannt für gründliche Recherche und seriöse Berichterstattung.


	CNN: Dieser amerikanische Nachrichtensender bietet rund um die Uhr Nachrichten aus aller Welt. Die dazugehörige Website bietet eine Vielzahl von Artikeln und Videos zu aktuellen Ereignissen und ist eine der meistgenutzten Nachrichtenquellen weltweit.


	The Wall Street Journal: Eine der bekanntesten amerikanischen Zeitungen, besonders im Bereich Wirtschaft und Finanzen. Sie bietet umfassende Berichte und Analysen, die oft von Entscheidungsträgern gelesen werden.






						 

						Fernsehnachrichten sind eine klassische und oft verlässliche Quelle. Sie bieten dir visuelle Berichte, die in der Regel gut recherchiert sind. Besonders empfehlenswert sind Nachrichtenprogramme wie die Tagesschau, Tagesthemen, ZDFheute oder das heute journal. Wenn du Interesse an internationalen Themen hast, sind die Sendungen Weltspiegel in der ARD oder das Auslandsjournal im ZDF eine gute Wahl.

						Radio und Podcasts sind nützlich, besonders wenn du unterwegs bist. Für einen schnellen Überblick am Morgen bieten sich Podcasts wie das »Handelsblatt Morning Briefing« oder »Auf den Punkt« von der SZ an. Diese Formate sind praktisch, weil die Informationen eben auf den Punkt gebracht sind und dir aktuelle Themen schnell näherbringen.

						 

						Neben diesen traditionellen Medien gibt es Blogs und alternative Nachrichtenseiten. Doch sei vorsichtig, denn nicht alle dieser Quellen arbeiten nach journalistischen Standards. Manche verbreiten gezielt falsche Informationen. Deshalb ist es wichtig, bei Blogs und alternativen Seiten besonders kritisch zu sein.

						Soziale Medien wie Instagram, X (ehemals Twitter), TikTok oder YouTube sind voll von Informationen, aber hier ist Vorsicht geboten. Jeder kann dort etwas posten und behaupten, was er will. Daher solltest du Beiträge aus sozialen Medien immer kritisch hinterfragen und weitere, verlässliche Quellen aufsuchen, um die Informationen auf ihre Richtigkeit zu überprüfen.

						Auch Informationen von Freunden und Familie können hilfreich sein, aber selbst hier gilt: Jeder kann sich irren. Es ist immer ratsam, auch hier selbst nachzuforschen.

						Um seriöse Nachrichtenseiten zu erkennen, gibt es einige Dinge, auf die du achten kannst. Überprüfe die Quelle: Seiten wie die Tagesschau oder die BBC haben einen guten Ruf und sind seit Jahren etabliert. Achte auf den Schreibstil der Berichte – seriöse Seiten berichten neutral und sachlich, während emotional oder einseitig klingende Artikel oft ein Warnsignal sind. Gute Nachrichtenseiten geben ihre Quellen an oder verlinken auf vertrauenswürdige Quellen, also schau, ob du die Fakten selbst überprüfen kannst. Auch die Betreiber sind wichtig: Wenn die Seite von einer bekannten Nachrichtenagentur oder einer neutralen Organisation betrieben wird, ist sie in der Regel zuverlässiger. Schließlich sollten seriöse Nachrichtenportale ihre Informationen regelmäßig aktualisieren. Wenn du auf einer Seite alte Nachrichten als aktuell angezeigt bekommst, ist das ein schlechtes Zeichen.

						Umgekehrt kannst du auf Seiten stoßen, die dir Fake News andrehen wollen. Fake News sind gefälschte Nachrichten, die oft mit der Absicht verbreitet werden, Menschen zu täuschen und Stimmung für oder gegen eine Sache zu machen. Im größeren Kontext kann das bis zum Informationskrieg gehen. Fake News ist zudem ein Kampfbegriff von Leuten, die seriösen Journalismus in Misskredit bringen wollen, um seine Glaubwürdigkeit zu unterhöhlen.

						Hier ein paar Hinweise dazu, wie du Fake News erkennst:

						Schau dir an, wer die Nachricht verbreitet hat. Kennst du die Seite oder Person? Hast du schon einmal von ihr gehört? Wenn nicht, sei vorsichtig. Prüfe die Fakten: Gibt es andere vertrauenswürdige Quellen, die die gleiche Information melden? Sei skeptisch bei sensationellen Überschriften: Wenn eine Überschrift extrem dramatisch klingt, ist sie vielleicht darauf ausgelegt, deine Aufmerksamkeit zu erregen, ohne dass der Inhalt wirklich stimmt. Manchmal werden Bilder oder Videos aus dem Zusammenhang gerissen oder bearbeitet, um eine bestimmte Botschaft zu verbreiten. Du kannst diese Medien mit Tools wie Google Reverse Image Search überprüfen.

						Indem du auf diese Punkte achtest und verschiedene Informationsquellen kritisch überprüfst, kannst du dich besser vor Fehlinformationen schützen und bekommst ein fundiertes Bild von den aktuellen Geschehnissen.

						Aber auch andere kannst du vor falschen Nachrichten schützen. Verbreite eine Nachricht nicht weiter, wenn du sie für Fake News hältst. Bemerkst du, dass Freunde oder Familienmitglieder auf falsche Nachrichten hereingefallen sind, sprich sie darauf an. Erkläre ihnen, warum die Information falsch ist, und zeige ihnen, wie sie selbst besser recherchieren können. Darüber hinaus kannst du Fake News auf vielen sozialen Medien und Nachrichtenplattformen melden. Das hilft, die Verbreitung falscher Nachrichten einzudämmen, und sorgt dafür, dass sie überprüft und möglicherweise entfernt werden. Durch das Melden trägst du dazu bei, dass andere nicht durch Fehlinformationen in die Irre geführt werden.

					
					
						
							Tricks von Populisten – wie sie dich zu beeinflussen versuchen

						
						Populisten sind Personen aus der Politik oder der Öffentlichkeit, die oft mit einfachen Antworten auf komplexe Fragen Aufmerksamkeit erregen wollen. Dabei nutzen sie eine Reihe von Tricks, um dich zu beeinflussen.

						Eine grundlegende Methode von Populisten ist die Vereinfachung. Sie präsentieren komplexe Probleme in vereinfachten Schlagworten wie »Ganz Deutschland leidet unter Tugendterror« oder »Die Eliten verbreiten Lug und Trug«. Diese Aussagen klingen verlockend, denn ein einmal klar erkanntes Problem sollte sich doch einfach lösen lassen, wenn man denn nur will, oder? Doch die Realität ist oft viel komplizierter, und Probleme lassen sich selten mit simplen Lösungsansätzen bewältigen.

						Ein weiteres Mittel, das Populisten gerne einsetzen, ist, mit dem Finger auf andere zu zeigen. Sie machen oft bestimmte Gruppen oder Personen verantwortlich für gesellschaftliche oder wirtschaftliche Probleme. Das können »Ausländer«, »die Medien« oder »die Politiker« sein. So lenken sie von den wahren Zusammenhängen und Ursachen der Probleme ab und schaffen ein simples Feindbild, gegen das man ins Feld ziehen kann, obwohl der Kampf gegen das echte Problem ganz woanders ansetzen müsste.

						Populisten schüren gezielt Ängste. Sie reden von Bedrohungen und Gefahren, um Unsicherheit und Furcht zu verbreiten. Wenn Menschen besorgt sind, bekommen sie Angst um ihre Sicherheit. Sie sind dann leichter beeinflussbar und neigen dazu, sich den einfachen und schnellen Lösungen anzuschließen, die Populisten anbieten.

						Zudem machen Populisten oft falsche Versprechungen. Sie sagen, dass sie im Handumdrehen alle Probleme werden lösen können, sobald sie an der Macht sind, obwohl das unrealistisch ist. Mit diesen Versprechungen wollen Populisten die Unterstützung der Menschen gewinnen, ohne dass sie tatsächlich konkrete oder umsetzbare Pläne haben.

					
					
						
							Denke kritisch!

						
						In einer Welt voller Informationen ist es wichtig, kritisch zu denken und nicht alles zu glauben, was man liest oder hört. Indem du verschiedene Quellen nutzt, Fakten überprüfst und populistische Tricks durchschaust, kannst du eine fundierte eigene Meinung entwickeln. Das macht dich nicht nur schlauer, sondern hilft auch, unsere Gesellschaft vor Desinformation und Manipulation zu schützen. Bleib neugierig und hinterfrage alles – so bleibst du immer gut im Bild!

						 

						 

						 

						
							Nice to know

							Wo kommen die kleinen Sender her? – SWR, NDR, HR, MDR und so weiter, das sind Rundfunkanstalten, die jeweils große Flächen Deutschlands bespielen. Und dann gibt es da noch Radio Bremen und den Saarländischen Rundfunk mit sehr kleinen Sendegebieten. Wenn du dich mal gefragt hast, warum es diese kleinen Sender überhaupt gibt, hast du jetzt Glück, denn hier kommt die Antwort: Nach dem Zweiten Weltkrieg war der Süden Deutschlands amerikanische Besatzungszone. Die US-Amerikaner wollten aber im Norden über einen Hafen verfügen, deshalb wurden Bremen und Bremerhaven, gelegen in der britischen Besatzungszone, Exklaven der amerikanischen Besatzungszone. Für dieses Stück Zone, das auch ein Bundesland wurde, betrieben die Amerikaner ab 1945 einen Radiosender, der später nie in einem größeren Verbund aufging, eben Radio Bremen. Auch die Geschichte des Saarländischen Rundfunks hat mit den Folgen des Zweiten Weltkriegs zu tun. Als 1949 die Bundesrepublik gegründet wurde, war das Saarland noch gar nicht mit von der Partie. Nach dem Krieg gab es Überlegungen, das Saarland – in dieser Zeit eine Sonderzone der französischen Besatzungszone – offiziell Frankreich anzugliedern. So eine Sonderzone brauchte natürlich einen eigenen Radiosender. Erst 1957 trat das Saarland der Bundesrepublik Deutschland bei.

							 

							Ist ein Intelligenzblatt nur was für intelligente Leute? – In den Köpfen vor allem älterer Menschen gibt es noch den Begriff »Intelligenzblatt«. Er fällt manchmal, wenn jemand mit einer Frankfurter Allgemeinen Zeitung oder einem anderen niveauvollen Blatt dasitzt. Zu Recht? Überhaupt nicht. Der Begriff kommt von englisch intelligence = Nachricht, und Intelligenzblätter brachten seit dem 17. Jahrhundert Bekanntmachungen wie Gerichtstermine oder Konkurse, außerdem geschäftliche und private Anzeigen von Vermietungen bis hin zu Hochzeitsanzeigen. Das Intelligenzblatt war somit die erste Form eines Anzeigenblattes. Also einer Zeitung mit sehr wenig oder gar keinem redaktionellen Anteil.

						

					
				


					Level 6

					Social Media – 
gefährlich für die Demokratie?

				

					»Wenn die ganze Welt schweigt, 
kann auch eine Stimme mächtig sein.«

					 

					Malala Yousafzai, pakistanische Aktivistin

				

 

 

 


					Zwischen Fluch und Segen – dieses Level nimmt die positiven und negativen Seiten von Social-Media-Plattformen anhand konkreter Beispiele unter die Lupe.

				




					
						2024, Stuttgart-Mitte – am Schreibtisch meines WG-Zimmers

					
					Ist das nicht der Oberwitz, dass eine »Influencerin« in ihrem Buch fragt: »Wie gefährlich ist Social Media für die Demokratie?«

					Ehrlich gesagt will ich mit der Frage provozieren, denn ich persönlich beäuge Social-Media-Plattformen sehr kritisch, das gebe ich offen zu. Sie haben natürlich ihre guten Seiten (schließlich verdanke ich ihnen meine tägliche Arbeit und dass du dieses Buch liest), auch die werden wir betrachten. Aber wir schauen uns hier auch Beispiele an, die zeigen, warum ich so kritisch auf soziale Plattformen schaue.

					
						
							Mainz 1450 – Geburtsstunde der Massenkommunikation

						
						Nein, das ist kein Druckfehler, und eigentlich will ich über die Jahre 2017 bis 2019 sprechen, in denen ich in Mainz gelebt habe. Die waren nicht spektakulär, ganz im Unterschied zu dem, was Johannes Gutenberg dort fabriziert hat. Um das Jahr 1450, also im ausgehenden Mittelalter, erfand er den Buchdruck, genauer gesagt eine Druckerpresse mit beweglichen Lettern. Fortan konnten Informationen, Texte und Meinungen schnell und einfach verbreitet werden: eine der größten Revolutionen in der Mediengeschichte. Das Time Magazine bezeichnete seine Erfindung als die wichtigste Entwicklung des letzten Jahrtausends. Der Buchdruck bildet bis heute eine Grundlage für unsere moderne Gesellschaft und die Art, wie wir kommunizieren.

						Vor Gutenbergs Zeit mussten Bücher mühsam von Hand abgeschrieben oder in Holz geschnitzt werden, um sie dann wie einen Stempel zu drucken. Gutenbergs geniale Idee war es, Texte in einzelne, bewegliche Teile – die Buchstaben und Satzzeichen, die Lettern – zu zerlegen. Diese Lettern wurden aus einer speziellen Metalllegierung gegossen und konnten immer wieder neu zusammengesetzt werden. Dank dieser Technik ließen sich Fehler einfach korrigieren, und die Lettern konnten mehrfach verwendet werden.

						Gutenbergs erstes großes Werk, das mit diesen beweglichen Lettern gedruckt wurde, war eine prächtige Bibel, die zwischen 1452 und 1454 in einer Auflage von etwa 180 Exemplaren entstand. Während der Reformation, einer religiösen Bewegung gegen die katholische Kirche, spielte der Buchdruck eine entscheidende Rolle. Durch die schnelle und kostengünstige Vervielfältigung von Flugblättern konnte der Reformator Martin Luther seine Ideen in Windeseile verbreiten.

						Information wurde auf einmal viel leichter zugänglich. Gleichzeitig wuchs – wenn auch sehr langsam – die Zahl der Menschen, die lesen und schreiben lernten. Wissenschaften entwickelten sich weiter, mehr Universitäten wurden gegründet. Kultur und Kunst erlebten eine Blütezeit, weil sie durch den Buchdruck ein größeres Publikum erreichen konnten. Auch für die Entstehung von Zeitungen war Gutenbergs Erfindung entscheidend, sie legte den Grundstein für die modernen Medien.

						Die Kehrseite des Buchdrucks: Propaganda und falsche Informationen konnten sich genauso schnell verbreiten und erreichten eine große Anzahl von Menschen in kurzer Zeit. Fake News gab es schon lange, bevor man sie so nannte. Der Buchdruck läutete also das Zeitalter der Massenkommunikation ein. Aber passt auf, jetzt kommt der Twist, warum ich euch so lang und breit von Gutenberg erzählt habe, denn nicht die Technik prägt die Welt – das tun immer die Menschen, die sich ihrer bedienen.

						Vor Gutenbergs Erfindung waren Bücher und Wissen vor allem in der Hand des Klerus, also der Geistlichen. Sie konnten bestimmen, was wir heute den Diskurs nennen, also über welche Themen man auf welche Weise spricht oder nicht spricht. Danach waren mehrere Jahrhunderte lang, bis zur Erfindung des Internets, die Medien die »Gatekeeper«, sie bestimmten, was wichtig genug sei, um darüber zu berichten und eine Sache damit öffentlich zu machen. Medien gelten als Gatekeeper (deutsch: Torwächter), weil sie eine wichtige Rolle dabei spielen, welche Informationen und Nachrichten die Menschen erreichen und welche eben nicht. Dadurch beeinflussen sie, was die Gesellschaft wahrnimmt und wie sie über bestimmte Dinge denkt.

						Stell dir die Medien wie einen Filter vor. Jeden Tag passieren viele Dinge auf der Welt, aber nicht alles davon kann in den Nachrichten gezeigt werden. Die Redakteurinnen und Journalisten in den Medien wählen aus, was sie für besonders wichtig halten, und präsentieren es dann dem Publikum. Und wenn sie darüber berichten, entscheiden sie auch, wie sie darüber berichten – welche Fakten sie betonen und welche sie weglassen. Auf diese Weise lenken sie die öffentliche Meinung und können beeinflussen, worüber die Gesellschaft diskutiert.

						Durch das Internet und besonders durch die sozialen Medien hat sich das Konzept des Gatekeepings stark verändert. Früher hatten traditionelle Medien wie Zeitungen, Fernsehen und Radio die volle Kontrolle darüber, was berichtet wurde. Doch das Internet hat diese Macht stark verringert. Dank sozialer Medien wie Instagram, X, TikTok und YouTube kann jetzt fast jede und jeder seine Meinung oder Informationen mit der Welt teilen, ohne dass große Medienunternehmen dazwischenstehen. Menschen posten, liken, teilen und kommentieren Inhalte direkt. Das bedeutet, dass Informationen viel schneller und ohne Filter verbreitet werden.

						Was hat das alles bitte schön mit Politik zu tun? Das fragst du dich vielleicht gerade mit einem Blick auf den Titel dieses Buchs. Ich wollte tatsächlich gerade darauf kommen und beginne mit einem Beispiel.

						Wenn irgendwo auf der Welt eine Protestbewegung startet, zum Beispiel nachdem ein offenkundig gefälschtes Wahlergebnis die Hoffnungen der Menschen auf einen Wandel zunichtemacht, dann können die Menschen vor Ort Videos und Informationen direkt ins Internet stellen. Andere Nutzer und Nutzerinnen teilen diese Beiträge, und so erreicht die Information – und damit auch die Aufforderung: Komm her und mach mit – innerhalb von Minuten Millionen von Menschen, ohne dass traditionelle Medien daran beteiligt sind. Da ist es dann gut, dass alles so schnell geht, aber genauso schnell lassen sich Falschinformationen verbreiten.

						Und: Während der seriöse Journalismus traditioneller Medien gewisse Standards hat, nach denen man aussucht, was berichtenswert ist, bleibt die Frage, nach welchen Kriterien soziale Plattformen bestimmen, ob etwas viel oder wenig Aufmerksamkeit bekommt. Lasst uns einen Blick auf ausgewählte Skandale der Social-Media-Plattformen werfen. Ich will euch zeigen, welche Macht diese Plattformen haben und welchen Einfluss sie auf Politik nehmen können.

					
					
						
							Skandale über Skandale

						
						New York, USA 2011

						Das ist die Geschichte einer Bewegung gegen Ungerechtigkeit, die sich selbst ungerecht behandelt fühlte. Die Occupy-Bewegung war eine globale Protestbewegung, die im Jahr 2011 startete und sich vor allem gegen soziale Benachteiligung, die Macht großer Banken und Konzerne sowie den ungleich verteilten Reichtum in der Welt richtete. Die Bewegung nahm ihren Anfang in den USA, genauer gesagt in New York City, als Demonstranten den Zuccotti Park besetzten und das Lager »Occupy Wall Street« errichteten. Der Slogan der Bewegung »We are the 99 percent« spielte darauf an, dass ein Prozent der Bevölkerung einen Großteil des Wohlstands und der Macht kontrolliert, während der Rest – die 99 Prozent – von diesem Wohlstand kaum profitiert.

						Bei der Organisation und Verbreitung der Nachrichten der Occupy-Bewegung spielte Twitter eine wichtige Rolle. Aktivisten nutzten die Plattform, um Demonstrationen zu koordinieren, Informationen zu teilen und Unterstützer weltweit zu mobilisieren. Doch viele Mitglieder der Bewegung fühlten sich von Twitter zensiert. Sie behaupteten, dass bestimmte Hashtags, wie zum Beispiel #OccupyWallStreet, absichtlich nicht in den »Trending Topics« erschienen, obwohl sie von vielen Nutzern verwendet wurden. Trending Topics sind die Themen, über die gerade am meisten gesprochen wird. Wenn ein Thema dort erscheint, bekommt es mehr Aufmerksamkeit.

						Die Aktivistinnen und Aktivisten glaubten, Twitter habe verhindern wollen, dass die Bewegung mehr öffentliche Aufmerksamkeit erhält. Es gab auch Berichte, dass einige Twitter-Accounts, die zur Bewegung gehörten, gesperrt oder ihre Reichweite eingeschränkt wurden. Twitter hat solche Vorwürfe stets zurückgewiesen und erklärt, dass ihre Algorithmen neutral seien und nicht auf politische Inhalte abzielen.

						USA und Großbritannien 2016

						Eine kleine Firma in Großbritannien namens Cambridge Analytica hat einmal große politische Ereignisse mit einer scheinbar harmlosen App beeinflusst. Das ist die Geschichte eines Skandals, der uns zeigt, wie gefährlich der Missbrauch persönlicher Daten im Internet sein kann.

						Cambridge Analytica arbeitete mit einer Facebook-App namens »This Is Your Digital Life« zusammen, die wie ein harmloses Persönlichkeitsquiz aussah. Doch wenn Leute diese App nutzten, gaben sie der App nicht nur Zugang zu ihren eigenen Daten, sondern auch zu den Daten ihrer Facebook-Freunde. Dadurch sammelte Cambridge Analytica die Informationen von etwa 87 Millionen Facebook-Nutzern.

						Die Daten wurden verwendet, um gezielt Werbung zu schalten und Wählerprofile zu erstellen. Cambridge Analytica nutzte diese Daten, um politische Botschaften zu verbreiten, die speziell auf die Interessen und Ängste der Nutzer zugeschnitten waren. Das Ziel war es, die Meinungen der Menschen zu beeinflussen und sie dazu zu bringen, bei Wahlen in einer bestimmten Weise abzustimmen. Die Firma arbeitete mit verschiedenen politischen Parteien und Organisationen zusammen, um für diese maßgeschneiderte Wahlwerbung zu erstellen. Diese Art von Werbung nennt man auch »Mikrotargeting«, weil sie sehr genau auf kleine Gruppen von Menschen abzielt, basierend auf deren persönlichen Daten.

						Besonders bekannt ist der Einsatz dieser Methoden bei der US-Präsidentschaftswahl 2016, bei der Donald Trump gewählt wurde, und beim Brexit-Referendum im gleichen Jahr. Cambridge Analytica hatte Verbindungen zur Wahlkampagne von Donald Trump und den Brexit-Befürwortern. Berichten zufolge haben sie mit weiteren politischen und kommerziellen Organisationen weltweit zusammengearbeitet, um ähnliche Daten für politische oder wirtschaftliche Zwecke zu nutzen.

						Es gab außerdem Spekulationen und Berichte darüber, dass Cambridge Analytica indirekt Verbindungen nach Russland hatte, insbesondere im Zusammenhang mit der US-Präsidentschaftswahl 2016. Zum Beispiel wurde berichtet, dass Alexander Nix, der CEO von Cambridge Analytica, angeboten haben soll, bestimmte Dienste an russische Oligarchen zu verkaufen. Auch Verbindungen zu dem russischen Ölkonzern Lukoil wurden unter die Lupe genommen. Lukoil interessierte sich Berichten zufolge für die Strategien von Cambridge Analytica im Bereich der Datenanalyse und -manipulation. Jedoch gibt es keine eindeutigen Beweise, die bestätigen, dass Cambridge Analytica direkt mit russischen Regierungsstellen zusammengearbeitet hat, um die US-Wahlen zu beeinflussen. Der genaue Umfang der möglichen Verbindungen bleibt daher weiterhin umstritten und wird unterschiedlich bewertet.

						Das große Problem bei diesem Skandal war: Die meisten Menschen wussten nicht, dass ihre Daten auf diese Weise verwendet wurden. Sie hatten keine Kontrolle darüber, wie ihre persönlichen Informationen genutzt wurden, und viele fühlten sich betrogen. Der Skandal führte zu einem großen Vertrauensverlust. Facebook musste sich vor dem US-Kongress und anderen Behörden verantworten. Facebook-Gründer Mark Zuckerberg entschuldigte sich öffentlich und versprach, die Privatsphäre der Nutzer besser zu schützen. Cambridge Analytica musste schließlich Insolvenz anmelden und wurde aufgelöst.

						Der Cambridge-Analytica-Skandal zeigt, wie wichtig es ist, auf den Schutz unserer persönlichen Daten im Internet zu achten. Wenn solche Daten in die falschen Hände geraten, können sie dazu benutzt werden, unsere Meinungen und Entscheidungen zu manipulieren. Es ist daher wichtig, dass wir alle bewusster mit unseren Informationen im Internet umgehen und dass Unternehmen wie Facebook mehr Verantwortung übernehmen.

						Myanmar 2017

						Was jetzt folgt, ist nichts für schwache Nerven. Es ist die Geschichte der Rohingya, einer muslimischen Minderheit in Myanmar, einem Land in Südostasien. Seit vielen Jahren werden die Rohingya, die eine eigene Ethnie bilden, dort schlecht behandelt und ausgegrenzt. Sie dürfen keine höhere Bildung erhalten und sich auch nicht frei im Land bewegen. Oft wird ihnen ihr Besitz weggenommen oder zerstört. Sie müssen Extrasteuern zahlen, werden zur Arbeit gezwungen, und es gibt strenge Regeln darüber, wen sie heiraten dürfen. Besonders schlimm ist, dass ihnen die Staatsbürgerschaft von Myanmar verweigert wird, obwohl sie dort geboren wurden, denn das bedeutet, dass sie keine Rechte haben und nicht wählen dürfen.

						Seit Anfang der 1990er-Jahre sind mehr als eine Million Rohingya aus Myanmar vor der Gewalt gegen sie geflohen. Die schlimmste Fluchtwelle begann im August 2017, als das Militär eine große Angriffswelle startete. Innerhalb kürzester Zeit flohen etwa 771000 Menschen aus Myanmar. Viele von ihnen, darunter Kinder, Schwangere und alte Menschen, mussten tagelang zu Fuß unterwegs sein, um nach Bangladesch zu gelangen, wo sie in Sicherheit sind. Es gibt keine genauen Zahlen, aber Berichte sprechen davon, dass Tausende Rohingya während dieser Angriffe getötet wurden.

						Und was hat das mit Facebook zu tun? Facebook spielte eine entscheidende Rolle bei der Verfolgung und Vertreibung der Rohingya. Die Plattform wurde in Myanmar massiv genutzt, um Hassrede und Falschinformationen gegen die Rohingya zu verbreiten. Besonders brisant: Selbst hochrangige Generäle betrieben gefälschte Profile auf Facebook. Über diese Profile wurden gezielt falsche Nachrichten, hasserfüllte Propaganda und Aufrufe zur Gewalt verbreitet. Dies trug wesentlich dazu bei, die Stimmung gegen die Rohingya aufzuheizen und die brutale Militäraktion zu legitimieren.

						Facebooks Algorithmen verstärkten das Problem noch weiter. Inhalte, die viele Likes, Shares und Kommentare erhielten – oft die besonders emotionalen oder hasserfüllten Beiträge –, wurden von den Algorithmen bevorzugt und erreichten so ein noch größeres Publikum. Anstatt rechtzeitig einzugreifen, ließ Facebook diese gefährlichen Inhalte unkontrolliert weiterverbreiten. Diese Dynamik führte dazu, dass die Plattform in Myanmar zu einem Werkzeug für die Verbreitung von Hass und Gewalt wurde, was letztlich zu einem Völkermord beitrug. Der Fall Myanmar zeigt auf erschreckende Weise, wie soziale Medien für massive Menschenrechtsverletzungen missbraucht werden können, wenn sie nicht ausreichend überwacht werden.

						Washington, D.C., 6. Januar 2021

						Dichte Wolken hängen am Himmel, und die Kälte kriecht durch die Straßen, als Tausende Anhängerinnen und Anhänger von Donald Trump sich in der Nähe des Weißen Hauses versammeln. Heute, am 6. Januar 2021, trifft sich der Kongress, das Parlament der USA, zu einer Sitzung, um das Wahlergebnis vom November zu bestätigen. Donald Trump ist nicht wiedergewählt worden, Joe Biden wird der neue Präsident der USA. Die Menge ist aufgebracht und überzeugt, dass die Präsidentschaftswahl manipuliert worden sei.

						Nicht bereit, seine Niederlage anzuerkennen, hat Trump seit Wochen wütend in den sozialen Medien gepostet, er sei durch massiven Wahlbetrug um einen klaren Sieg gebracht worden, man habe ihm die Wahl »gestohlen«. An dem Tag hält Trump eine feurige Rede, in der er die Menge auffordert, »stark« zu bleiben und zum Kapitol zu marschieren, um die Zertifizierung des Wahlergebnisses durch den Kongress zu stoppen. Seinen Auftritt streamt er live auf Social-Media-Plattformen wie Facebook oder X. Den ganzen Tag über postet er provozierende Aussagen und heizt die Menge weiter an.

						Was als Protest begann, entwickelt sich rasch zu einem unkontrollierbaren Tumult. Gereizte Menschenmengen bewegen sich in Richtung des Kapitols, dem majestätischen Symbol der amerikanischen Demokratie. Als die Menge die Stufen des Kapitols erreicht, verwandelt sich der Protest in einen Sturm. Menschen klettern an Wänden hoch, zerschlagen Fenster und dringen gewaltsam in das Gebäude ein. Ein wütender Mob durchbricht Barrikaden, greift Polizisten an und hinterlässt eine Spur der Verwüstung.

						Erst nach Stunden kann die Nationalgarde, unterstützt von der Polizei, das Kapitol sichern und die Aufständischen vertreiben. Zurück blieb ein Ort der Verwüstung und des Schocks. Die Welt blickte entsetzt auf Amerika, dessen demokratische Institutionen an diesem Tag bis ins Mark erschüttert worden waren. Der Sturm auf das Kapitol war nicht nur ein Angriff auf ein Gebäude, sondern ein Angriff auf die Demokratie selbst. Ein Angriff, den ein Präsident über Wochen auf den sozialen Plattformen angeheizt hatte.

						Um zu verstehen, warum ich den Plattformen eine so große Mitschuld daran gebe, müssen wir uns mehr mit ihnen beschäftigen.

					
					
						
							Wie Content moderiert wird

						
						Gleich mal vorab: Nein, Algorithmen sind nicht neutral! Algorithmen werden von Menschen gemacht, die selbst auch nie neutral sind. Und Plattformen müssen Geld verdienen, deshalb ist die Hauptmotivation hinter inhaltlicher Moderation wirtschaftlicher Natur. Tarleton Gillespie arbeitet als leitender Forscher bei Microsoft Research New England. Er nennt vier Hauptgründe, warum Inhalte auf Social-Media-Plattformen nach wirtschaftlicher Sicht moderiert werden:

							Die Plattformen haben Angst, Werbekunden zu verlieren.


	Sie befürchten, dass sie Nutzerinnen und Nutzer verlieren könnten.


	Sie wollen bestimmte Creatorinnen und Creatoren fördern, die der Plattform nützen.


	Sie möchten ausländischen Regierungen gefallen.






						Die großen Plattformen verdienen ihr Geld mit Werbung und/oder den Daten ihrer Nutzerinnen und Nutzer. Also wollen sie weder potenzielle Werbekundinnen oder Nutzer durch negativ auffallenden Content wie Rassismus, Pornografie oder Hasskommentare verlieren. Alle Plattformen, egal, wie erfolgreich und etabliert sie scheinen, haben laut Gillespie immer Angst, dass wir Nutzerinnen und Nutzer zur Konkurrenz gehen und sie selbst in der Bedeutungslosigkeit verschwinden. Oder wie viele von euch kennen noch die Plattform »MySpace«?

						Deshalb ahmt Instagram ständig TikTok nach. Nicht umsonst wurden auf der Fotoplattform die »Reels« einführt. Heute kann man nicht nur diese kurzen Videos posten, sondern auch Langformate, wie auf YouTube. Das Gleiche gilt aber auch für TikTok, die App war für ihre kurzen Videos bekannt, mittlerweile hat TikTok die Länge der Videos, die man hochladen kann, immer weiter erhöht: von einer Minute auf drei und Anfang 2022 sogar auf zehn Minuten. Das Interesse an längeren Videos ist seitdem ständig gestiegen, sagt TikTok. Jetzt kann man sogar Videos mit bis zu 30 Minuten Länge ausprobieren. TikTok würde Creatorinnen und Creatoren sogar ermutigen, diese neuen Möglichkeiten zu nutzen. Kürzlich wurde das »Creator Rewards Program« offiziell gestartet. Damit will TikTok Creators zu längeren Videos motivieren, um mehr Geld zu verdienen und neue Einnahmequellen zu erschließen.

						Ermutigungen von Plattformen? Ja, alles ganz normal; auch, dass ich als Creatorin persönlich immer mal wieder Kontakt zu Plattformen habe. Aber dir ist klar geworden, worauf ich hinauswill: Plattformen sind nicht neutral und moderieren Content danach, wie es ihnen wirtschaftlich am besten nutzt. Medien moderieren Inhalte nach Brisanz und journalistischen Standards. Mittlerweile sind Plattformen aber so wichtig geworden, dass sich sogar Medien mit ihren Inhalten oft an Plattformen orientieren. Und das ist gefährlich.

					
					
						
							Polarisierung und Radikalisierung

						
						Ein großes Problem sind außerdem Filterblasen und Echokammern. Die Algorithmen von Social Media zeigen dir vor allem Inhalte, die dir gefallen und mit denen du oft interagierst. Das bedeutet, du bekommst immer mehr von dem zu sehen, was du sowieso schon magst oder denkst. So bleibst du in deiner eigenen kleinen Blase und bekommst kaum noch andere Meinungen mit.

						Dann führt Social Media dazu, dass sich die Gesellschaft immer mehr polarisiert, also dass die Meinungen immer weiter auseinandergehen. Wenn die Menschen nur noch extreme Meinungen hören, wird es schwerer, Kompromisse zu finden und friedlich miteinander auszukommen. Im schlimmsten Fall werden Menschen dadurch radikaler werden und unterstützen extreme Ansichten oder sogar Gewalt. Das ist ein Problem für die Demokratie, weil sie davon lebt, dass Menschen miteinander reden und bereit sind, verschiedene Meinungen zu hören. Wenn jeder nur in seiner eigenen Blase lebt, gibt es weniger Austausch und mehr Missverständnisse. Dadurch spaltet sich die Gesellschaft in Gruppen auf, die kaum noch miteinander reden und oft sogar kaum ertragen, dass es die anderen überhaupt gibt.

					
					
						
							Einfluss durch ausländische Akteure

						
						Ein weiteres Problem ist, dass ausländische Regierungen oder Organisationen Social Media nutzen können, um in anderen Ländern Einfluss auszuüben. Das haben wir zum Beispiel bei Wahlen gesehen, wo Fake News und andere Taktiken genutzt wurden, um die Meinung der Wähler zu manipulieren.

						Die Journalistin und Autorin des Buches Putins Armee der Trolle Jessikka Aro schreibt, dass Russland seit vielen Jahren einen gezielten Informationskrieg gegen den Westen betreibt, wobei es bewusst falsche oder irreführende Informationen verbreitet, um politischen Einfluss zu gewinnen und die Gesellschaften westlicher Länder zu destabilisieren. Diese Taktik der Desinformation geht laut Aro auf die Zeiten des KGB zurück, dem Geheimdienst der Sowjetunion. Der KGB entwickelte bereits damals Strategien, um gezielt Informationen zu manipulieren und politische Ziele durch Verwirrung und Täuschung zu erreichen.

						Heutzutage kombiniert Russland diese alten Strategien mit modernen Technologien. Besonders die sozialen Medien spielen dabei eine große Rolle. Russland verbreitet Desinformation über verschiedene Kanäle, darunter staatliche Medien wie RT (Russia Today) und Sputnik, die im Westen als Nachrichtenquellen auftreten, aber oft verzerrte oder falsche Informationen liefern. Solche Desinformationskampagnen zielen darauf, die westlichen Gesellschaften zu spalten und Konflikte zu schüren.

						Ein Beispiel dafür lieferte laut Aro die Situation vor dem Überfall Russlands auf die Ukraine und in den Folgemonaten. Russische Medien und Onlineplattformen verbreiteten zahlreiche falsche Berichte, die den Eindruck erwecken sollten, dass die Ukraine von Faschisten regiert wird oder die ukrainische Armee Gräueltaten an Russen begeht. Solche Berichte hatten das Ziel, Sympathien für Russlands Vorgehen zu wecken und die westlichen Länder in ihrer Haltung zur Ukraine zu verunsichern. Ein weiteres bekanntes Beispiel ist die Einmischung in die US-Präsidentschaftswahl 2016. Es ist umfassend belegt, dass Russland durch Desinformation, Cyberangriffe und die Verbreitung von Fake News versucht hat, Einfluss auf den Wahlausgang zu nehmen. Dabei wurden Gerüchte und Lügen über die Kandidaten verbreitet, um das Vertrauen der Bevölkerung in das Wahlsystem zu untergraben und Zwietracht in der Gesellschaft zu säen. Eine ähnliche Strategie wurde auch in anderen westlichen Ländern beobachtet, darunter Frankreich und Deutschland.

						Russland nutzt dabei »Trollfabriken« und Bot-Netzwerke, um Desinformation massiv in sozialen Netzwerken zu verbreiten. Trollfabriken bestehen aus großen Gruppen von Internetnutzerinnen und -nutzern, die gezielt gefälschte Nachrichten verbreiten und Diskussionen in sozialen Medien manipulieren. Bots – automatisierte Programme – verstärken diese Effekte, indem sie Inhalte teilen und liken, sodass diese in den sozialen Medien stärker sichtbar werden und den Eindruck erwecken, sie seien populär oder weitverbreitet.

						Diese Art der Manipulation ist besonders gefährlich, weil sie subtil und oft nicht sofort als Desinformation erkennbar ist. Es wird gezielt das Vertrauen in die traditionellen Medien und demokratischen Institutionen untergraben, sodass Menschen immer weniger wissen, wem sie überhaupt noch glauben können. Dadurch wird die Gesellschaft gespalten und das Vertrauen in die Demokratie geschwächt.

					
					
						
							Fluch und Segen

						
						In den letzten Jahren hat Social Media einen tiefgreifenden Einfluss auf unser Leben genommen, und das betrifft auch unsere politische Teilhabe. Plattformen wie Facebook, Instagram, TikTok und X sind nicht mehr nur Orte, um Urlaubsfotos zu teilen oder Memes zu posten; sie haben sich zu wichtigen Instrumenten entwickelt, die die Art und Weise, wie wir uns politisch engagieren und an der Demokratie teilnehmen, erheblich verändert haben.

						Daher haben Social Media auch die Organisation von Protesten und politischen Bewegungen revolutioniert. Durch die Vernetzung können Gruppen schnell und effektiv Unterstützung sammeln, Veranstaltungen organisieren und Informationen verbreiten. Bewegungen wie Fridays for Future oder die #MeToo-Kampagne zeigen eindrucksvoll, wie Social Media dazu beitragen kann, wichtige Themen ins Rampenlicht zu rücken und breite Unterstützung zu mobilisieren.

						Ein weiterer Vorteil ist der direkte Kontakt zu Politikerinnen und Politikern. Früher war es schwierig, diese direkt zu erreichen, doch heute können wir ihnen auf Social Media folgen, ihre Beiträge kommentieren und sogar Fragen stellen. Viele Politikerinnen und Politiker nutzen diese Plattformen, um direkt mit den Bürgerinnen und Bürgern zu kommunizieren, was die Politik zugänglicher macht und den Dialog fördert.

						Aber wir haben auch im negativen Sinne gesehen, wie machtvoll Social-Media-Plattformen sind. Denken wir an die Rohingya – gezielte Desinformation auf Facebook zerstörte Existenzen und kostete Menschen das Leben. Das zeigt, wie Autokratien die Plattformen für sich nutzen können. Die gezielte Desinformation ist Teil eines neuen Kriegs. Russland versucht zum Beispiel auf diese Weise, westliche Demokratien zu schwächen. Die Verbreitung von Falschinformationen ist eines der größten Probleme für die Demokratie.

						Auch Hassrede ist ein Problem, da Menschen anonym andere beleidigen oder bedrohen können. Extremisten nutzen das aus, um Leute für ihre radikalen Ideen zu gewinnen – immer wieder kannst du in den Nachrichten hören, dass sich ein Attentäter »radikalisiert« habe, und der eben noch offenbar ganz unauffällige junge Mann begeht »plötzlich« einen Anschlag. Ein weiteres Problem ist, dass nur wenige große Unternehmen wie Facebook oder X die sozialen Netzwerke kontrollieren. Diese Firmen haben eine riesige Macht, zu entscheiden, welche Inhalte gesehen werden und welche nicht. Das kann die öffentliche Meinung beeinflussen.

						Schließlich machen die sozialen Medien es schwerer, tiefgründige Diskussionen zu führen. Oft wird das gepostet, was am meisten Aufmerksamkeit erregt – das sind meist kurze und provokante Aussagen, die echte Diskussionen erschweren. Es liegt an dir und uns allen, diese Werkzeuge klug und verantwortungsbewusst zu nutzen, um etwas beizutragen zu einer besseren und gerechteren Gesellschaft. Und an der Politik, die Plattformen entsprechend zu regulieren.

					 

						 

						 

						
							Nice to know

							Die erste Social-Media-Plattform. – »Six Degrees«, gegründet 1997 von Andrew Weinreich, war das erste soziale Netzwerk. Nutzerinnen und Nutzer konnten Profile erstellen, Freunde hinzufügen und bis zur dritten Bekanntheitsstufe kommunizieren. Es basierte auf der »Six Degrees of Separation«-Theorie, die besagt, dass jeder Mensch über sechs Verbindungen mit jedem anderen Menschen verbunden ist. Trotz über einer Million User war Six Degrees nie profitabel und wurde 2001 eingestellt. 2010 gab es einen gescheiterten Wiederbelebungsversuch, und heute existiert unter dem Namen eine E-Scooter-Firma.

							 

							Nur für Harvard-Studierende! – Facebook begann 2004 als ein kleines, exklusives Netzwerk für Studierende der Harvard University, gegründet von Mark Zuckerberg und seinen Mitbewohnern. Die Plattform ermöglichte es den Nutzerinnen und Nutzern, Profile zu erstellen, Fotos zu teilen und sich über ein einfaches Nachrichtensystem zu verbinden. Der ursprüngliche Name war »The Facebook«, und der Zugang war nur für Harvard-Studenten möglich. Heute ist Facebook eines der mächtigsten und einflussreichsten Unternehmen der Welt mit Milliarden Nutzern weltweit.

						

					
				


					
						PAUSE

					
					Politik kann ermüdend, frustrierend und anstrengend sein. Schließe die Augen. Atme tief durch. Hier kommen Tipps, um mit Weltschmerz und Co. klarzukommen.

					 

					Lass uns mal kurz Pause machen. Sie soll sich wie eine Umarmung von mir anfühlen, wenn du magst, oder wie eine heiße Schokolade an einem Herbsttag in deinem Lieblingscafé. Und dabei beschäftigen wir uns mit der Frage: »Nini, wie schaffst du es, mit all den schlimmen Nachrichten auf der Welt umzugehen? Mit der Nachrichtenflut? Mit dem Weltschmerz?« Diese oder ähnliche Fragen werden mir von meiner Community oft gestellt. Und was soll ich sagen: Ich kann das mehr als verstehen.

					Denken wir zurück an den 24. Februar 2022. Russland startet einen Angriffskrieg gegen die Ukraine. Die Nachrichten aller Kanäle und ständige Sondersendungen versorgen uns 24/7 mit Informationen und Bildern zum aktuellen Geschehen. Dazu die vielen Expertenmeinungen und etliche Kriegsblogger. Und die Menschen in der Ukraine teilen live aus Bunkern und U-Bahnhöfen ihr Leben auf TikTok. Es scheint, als könnte man dieser Nachrichtenflut kaum mehr ausweichen: Gerade siehst du noch ein lustiges Reel von Katzen, die sich vor irgendwas erschrecken, oder Dating-Pannen, und im nächsten Moment kannst du Leichen in Gaza sehen. Denn auch dort tobt ein »Krieg der Bilder«.

					Kriege produzieren schon immer Bilder. Vielleicht sagt dir das berühmte Foto »Napalm Girl« etwas. Das Bild zeigt weinende und schreiende Kinder, die auf den Fotografen zulaufen, im Zentrum ein nacktes Mädchen mit Verbrennungen – der Vietnamkrieg im Jahr 1972, konzentriert auf ein einziges erschütterndes Motiv. Das Foto war einer der Gründe, warum sich die Stimmung der amerikanischen Bevölkerung zunehmend gegen diesen Krieg wendete. Das macht deutlich: Bilder können Stimmung erzeugen und damit Macht entfalten.

					Es ist völlig normal, sich überwältigt zu fühlen, wenn die Gegenwart so hart auf einen eindringt. Mit all den Nachrichten auf allen Kanälen, die auf dich einprasseln. Das kann echt manchmal zu viel werden. Und dann empfindest du einen regelrechten Schmerz angesichts von so viel Leid in der Welt. Hier sind ein paar Tipps, die dir helfen können, mit diesem »Weltschmerz« umzugehen:

					Erstens, gönn dir Pausen. Du musst nicht jede Nachricht sofort lesen oder auf jeden Post reagieren. Es ist völlig in Ordnung, mal das Handy wegzulegen, den Fernseher auszuschalten und etwas zu tun, das dir guttut. Mach einen Spaziergang, lies ein Buch oder höre Musik, die dich beruhigt. Deine mentale Gesundheit ist wichtig, und Pausen helfen dir, wieder Energie zu tanken.

					Ich persönlich schaue und lese an Wochenenden keine Nachrichten, obwohl es mein Job ist, immer informiert zu sein. Ich brauche den Abstand und Rückzug in mein Privatleben und ziehe das konsequent durch. Dafür nehme ich mir montags mehr Zeit, wieder auf den aktuellen Stand zu kommen. Es ist wichtig, zu wissen, wann es genug ist. Du musst nicht immer auf dem Laufenden sein. Es ist okay, mal offline zu gehen und dir Zeit für dich selbst zu nehmen. Du bestimmst, wie viel du von der Welt um dich herum zulässt. Morgens nach dem Aufstehen und abends vor dem Schlafengehen ist bei mir auch immer handyfreie Zeit, probier’s mal. Für mich der absolute Gamechanger.

					Zweitens, such dir kleine Dinge, die dich glücklich machen. Auch wenn die Welt manchmal dunkel erscheint, gibt es immer die kleinen, schönen Momente im Alltag. Ein Lächeln von einer Freundin, gutes Essen oder einfach die Sonne, die durch die Wolken bricht.

					Wenn du dich auf solche positiven Dinge konzentrierst, fällt es leichter, das Gute im Leben zu sehen. Mir hat jahrelang ein »Dankbarkeitstagebuch« geholfen, in das ich abends die schönen Momente des Tages geschrieben habe.

					Drittens, sprich darüber, wie es dir geht. Oft hilft es, sich mit Freundinnen und Freunden oder der Familie auszutauschen, wenn dir etwas auf dem Herzen liegt oder dich einfach stark beschäftigt. Manchmal tut es gut, alles rauszulassen und dann zu hören, dass andere sich ähnlich fühlen. Du bist nicht allein, und es gibt immer Menschen, die für dich da sind.

					Viertens, fokussiere dich auf das Gute in der Welt. Jeden Tag passieren auch viele gute Dinge, die in den Nachrichten oft untergehen. Schau dir bewusst Nachrichten an, die positive Geschichten erzählen – zum Beispiel von Menschen, die anderen helfen, oder von Projekten, die die Welt ein Stück besser machen.

					Es gibt auch spezielle Seiten und Accounts, die sich auf positive Nachrichten konzentrieren. Diese Geschichten können dir zeigen, dass es immer noch viel Hoffnung und Licht gibt, auch wenn es manchmal nicht so scheint.

					Fünftens, wenn du dich hilflos fühlst, weil so viele Probleme in der Welt existieren, kann es helfen, selbst aktiv zu werden. Du musst nicht die Welt retten, kannst es auch gar nicht, aber vielleicht kannst du in deiner Umgebung etwas Gutes tun. Ob du dich in einem Verein engagierst, an einer Spendenaktion teilnimmst oder einfach jemandem in deinem Umfeld hilfst – jede kleine Tat kann einen Unterschied machen und dir das Gefühl geben, etwas Positives beizutragen.

					Und: Erlaube dir, mitfühlend mit dir selbst zu sein. Du musst nicht immer stark sein. Es ist in Ordnung, auch mal schwach zu sein und sich eine Auszeit zu nehmen.

					Die Welt mag voller Krisen und schier unlösbarer Herausforderungen sein, aber du bist stark genug, um durch diese Zeiten zu kommen – auf deine eigene Art und in deinem eigenen Tempo.

				


					Level 7

					Ich will mich engagieren! 
Aber wie?

				

					»Ich möchte, dass man sich an mich als einen Menschen erinnert, 
der frei sein wollte … damit auch andere frei wären.«

					 

					Rosa Louise Parks, US-amerikanische Bürgerrechtlerin

				

 

 

 


					Was hilft gegen das Gefühl der Ohnmacht? Genau, Anpacken! In diesem Level erkunden wir die Möglichkeiten, in einer Demokratie selbst aktiv zu werden. So kannst du dich engagieren.

				




					
						2021 – Glasgow, Schottland

					
					An einem grauen Novembertag laufe ich mit einer kleinen Gruppe junger Journalistinnen und Journalisten auf das Gelände der UN-Klimakonferenz. Es ist der zweite von insgesamt sieben Tagen, an denen wir vor Ort sind, um zu berichten. Alle in meiner Gruppe sind absolute Klimapolitikprofis, ganz im Gegensatz zu mir. Eine Kollegin ist ziemlich gut vernetzt in der Szene und erzählt, dass die bekannte Klimaaktivistin Luisa Neubauer von Fridays for Future viele Protestaktionen geplant hat. Ich bin aufgeregt. Mit Protest, Streiks oder Ähnlichem hatte ich privat nie viel zu tun. Na ja, das ist glatt gelogen. Ich hatte gar nichts damit zu tun! An diesem Tag erlebe ich unter anderem, wie Fridays for Future mit ihren laut gerufenen Parolen eine Gesprächsrunde von Politikerinnen und Politikern kapert.

					Wahrscheinlich haben sich die wenigsten von euch schon mal auf die Straße geklebt oder an einen Baum gekettet. Demonstrationen oder Streiks sind dir persönlich wohl eher geläufig. Vielleicht bist du bereits selbst bei einer Demo mitgelaufen, hast schon gestreikt oder warst von einem Streik betroffen. In den letzten Jahren gab es drei große Demo-Wellen, die große Massen auf die Straßen gebracht haben oder zumindest groß in den Schlagzeilen waren: die Montagsdemos während der Coronapandemie, die Solidaritätsdemos mit zahlreich wehenden Ukraine-Flaggen zu Beginn des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine 2022 und die Demokratie-Demos Anfang 2024 gegen rechtsextreme Kräfte nach der Correctiv-Recherche. Diese hatte aufgedeckt, dass unter anderem AfD-Politikerinnen und -Politiker sowie Neonazis darüber sprachen, Millionen von Menschen aus Deutschland zu vertreiben.

					Viele Menschen schrieben mir daraufhin und fragten, was man denn sonst noch so tun kann, um sich zu engagieren. Und genau darum soll es in diesem Kapitel gehen. Ums Tun. Denn politisches Engagement ist ein wesentlicher Bestandteil einer lebendigen Demokratie. Es ist eine Möglichkeit, die eigenen Interessen und Meinungen zu vertreten und aktiv an der Gestaltung der Gesellschaft mitzuwirken. In Deutschland gibt es viele Wege, sich politisch zu engagieren.

					Deine Stimme zählt! – So kannst du dich in einer Demokratie engagieren

					Stell dir vor, du hast die Möglichkeit, die Welt ein bisschen besser zu machen – und zwar nicht irgendwann, sondern jetzt. In einer Demokratie können wir Einfluss darauf nehmen, wie die Zukunft aussieht. Und diese Möglichkeit sollten wir nicht ungenutzt lassen. Politisches Engagement ist nicht nur etwas für Menschen in Anzügen oder an der Uni. Möchtest du, dass der Klimaschutz endlich stärker vorankommt? Dass Bildung gerechter organisiert wird? Oder dass alle Menschen gleichberechtigt leben können, egal woher sie kommen? All das sind Themen, bei denen du mitreden kannst.

					Eine freie Gesellschaft lebt davon, dass alle mitmachen. Wenn sich nur wenige engagieren, verlieren wir die Vielfalt von Ideen und Perspektiven, die eine starke Demokratie braucht. Jede und jeder von uns hat die Verantwortung, dafür zu sorgen, dass unsere Gesellschaft gerecht und lebendig bleibt. Und ja, das ist anstrengend! Demokratie bedeutet Arbeit, endlose Diskussionen, Streit, manchmal einen Schritt nach vorn und direkt zwei Schritte wieder zurück. Aber so ist es doch mit allen guten Dingen im Leben – dass man etwas dafür tun muss. Eine schöne Beziehung oder Freundschaft bleibt auch nur schön, wenn wir sie pflegen.

					Das Beste daran? Es fühlt sich gut an, etwas zu bewegen und Teil einer Gemeinschaft zu sein, die für eine bessere Zukunft arbeitet. Du wirst sehen, wie erfüllend es ist, selbst die Richtung mitzubestimmen. In diesem Level geht es mir darum, dich zu empowern! Dich zum Mitmachen zu ermutigen und dir Wege dafür aufzuzeigen.

					
						
							Parteien und ihre Jugendorganisationen

						
						Parteien sind das Herzstück jeder Demokratie. Sie bieten eine Plattform, um Ideen zu diskutieren, Programme zu entwickeln und Menschen für gemeinsame Ziele zu mobilisieren. Eine der direktesten Arten, politisch aktiv zu werden, ist, einer Partei beizutreten. Den Parteien CDU, CSU und FDP können Menschen ab 16 Jahre beitreten. Der SPD und der Linken beizutreten, ist ab einem Alter von 14 Jahren möglich. Die Grünen legen als einzige Partei kein Mindestalter fest. Wer einer Partei beitritt, bezahlt einen Mitgliedsbeitrag.

						Wenn du nicht gleich in eine Partei eintreten willst, kannst du dich in ihren Jugendorganisationen engagieren. Dort kannst du dich mit anderen jungen Menschen austauschen, Workshops besuchen, lernen, wie Politik funktioniert, und eigene Projekte auf die Beine stellen. Hier übt man sich auch darin, wie man Reden hält, Kampagnen plant und sich Gehör verschafft.

						 

						Und das sind die Jugendorganisationen der Parteien:

							Junge Union (JU): Die Jugendorganisation der CDU/CSU, für junge Leute mit konservativen und wirtschaftsliberalen Ansichten.


	Jungsozialisten (Jusos): Die Jugendorganisation der SPD, für diejenigen, die sich für soziale Gerechtigkeit und Chancengleichheit einsetzen.


	Grüne Jugend: Die Jugendorganisation von Bündnis 90/Die Grünen, für alle, denen Umweltschutz und Menschenrechte besonders am Herzen liegen.


	Junge Liberale (JuLis): Die Jugendorganisation der FDP, für junge Menschen, die für Liberalismus und Eigenverantwortung eintreten.


	Linksjugend [’solid]: Die Jugendorganisation der Partei Die Linke, für alle, die eine sozialistische und kapitalismuskritische Politik unterstützen.






						Natürlich hat auch die AfD eine Jugendorganisation, die Junge Alternative (JA), aber diese wird vom Verfassungsschutz als gesichert rechtsextremistisch eingestuft.

						 

						An den Universitäten kann man sich hochschulpolitisch betätigen, und dort finden regelmäßig Wahlen zum Studierendenparlament statt. Es gibt Gruppierungen, die einen politischen »Mutterverband« haben, wie die Juso-Hochschulgruppen und der Ring Christlich-Demokratischer Studenten (RCDS), und andere, die sich in Basisgruppen organisieren. Das ist insgesamt ein bunter Haufen, der genauso Mehrheiten finden muss wie die große Politik.

						Geh doch in die Politik

						Und wenn dir das alles irgendwann zu klein ist, geh doch in die »richtige« Politik. Bewirb dich um ein Amt im Stadtrat, im Landtag, im Bundestag, sogar im Europaparlament. Jeder »alte Hase« hat mal jung angefangen, und junge Leute findest du in den Parlamenten öfter, als man denkt. Die jüngste Abgeordnete im aktuellen Deutschen Bundestag wurde im Jahr 2000 geboren, und auch in den Landesparlamenten sitzen etliche Menschen unter dreißig.

						Wenn du ein politisches Talent bist und dich stark engagierst, erkennt man das in einer Partei rasch und versucht, das zu fördern. Du kannst dich als Direktkandidat deines Wahlkreises bewerben oder ergatterst einen aussichtsreichen Listenplatz. Auf Landes- und Bundesebene stellen die Parteien solche Listen ihrer Kandidaten auf, und je nach dem Wahlergebnis deiner Partei ziehen dann soundso viele Leute von ihr ins Parlament ein. Eine Person ist immer die, die es haarscharf nicht geschafft hat, aber sie hat immer noch Chancen als Nachrücker.

						Gerade die Listenplätze werden so vergeben, dass auf ein ausgewogenes Verhältnis der Geschlechter und Altergruppen geachtet wird.

					
					
						
							Aktivismus und Protest – wenn du für deine Überzeugungen einstehst

						
						Manchmal reicht es nicht aus, einfach nur seine Meinung zu äußern und mit anderen zu debattieren, dann kannst du an den Punkt gelangen, deine Überzeugungen durch Protest und Aktivismus zu verteidigen.

						Aktivismus ist eine Form des politischen Engagements, bei der man durch konkrete Aktionen auf Missstände aufmerksam macht und Veränderungen fordert. Aktivistinnen und Aktivisten können allein für ihr Thema kämpfen, wie anfangs die mittlerweile weltweit bekannte schwedische Umweltaktivistin Greta Thunberg, die freitags einen Schulstreik startete, um auf die Klimakrise aufmerksam zu machen; erst anschließend entwickelte sich daraus die globale Bewegung Fridays for Future. Oder sie sind gleich als Gruppe organisiert, wie die Black-Lives-Matter-Bewegung, die sich in den USA nach der Tötung des Schwarzen George Floyd durch einen Polizisten gründete.

						Aktivismus kann viele Formen haben, und wohl alle verweisen auf das Konzept des zivilen Ungehorsams. Manche Aktionen sind legal, andere illegal, manche stoßen auf breite Sympathien in der Bevölkerung, und wieder andere sorgen für viel Unmut. Die Sitzblockaden der Umweltaktivisten der »Letzten Generation« zum Beispiel, bei denen sie sich auf den Asphalt klebten, um Straßen zu blockieren, waren am Ende so umstritten, dass die Gruppe sogar selbst bekannt gab, damit aufhören zu wollen.

						Hier sind einige der häufigsten Formen des Protests:

							Demonstrationen: Zu Demonstrationen gehen Menschen gemeinsam auf die Straße, um ihre Meinung zu einem bestimmten Thema kundzutun, oder aus Empörung über ein aktuelles Geschehen. Beispiele sind die Fridays-for-Future-Demonstrationen für den Klimaschutz oder die Black-Lives-Matter-Proteste gegen Rassismus. Bei einer Demonstration kannst du Schilder tragen, Parolen rufen und zeigen, dass du mit einer Situation nicht einverstanden bist. Aber Achtung, Demonstrationen müssen vorher angemeldet werden.


	Streiks: Streiks sind gewerkschaftlich organisierte Arbeitsniederlegungen, mit denen die Beteiligten Druck auf Arbeitgeber oder die Regierung ausüben, meist für mehr Geld oder weniger Arbeitszeit. Was sie dabei alles dürfen, ist durch das Streikrecht geregelt. Schülerinnen und Schüler können in diesem Sinne gar nicht streiken, trotzdem haben sich Schulstreiks wie durch die Fridays-for-Future-Bewegung etabliert und sind ein weiteres Beispiel dafür, wie junge Menschen auf die sie bewegenden Themen aufmerksam machen können. Und apropos Gewerkschaften: Auch sie haben Jugendorganisationen wie die DGB-Jugend, in denen man sich engagieren kann.


	Boykotte: Bei einem Boykott weigern sich Menschen, bestimmte Produkte zu kaufen oder Dienstleistungen zu nutzen, um ein Unternehmen oder eine Regierung zu zwingen, ihr Verhalten zu ändern. Ein berühmtes historisches Beispiel ist der Boykott von Busunternehmen zur Zeit der Bürgerrechtsbewegung in den USA, der dazu führte, dass die Rassentrennung in öffentlichen Verkehrsmitteln abgeschafft wurde. Organisierter Boykott kann etwa dazu führen, dass eine Firma mit einem als rechtsextrem bekannten Chef empfindliche Umsatzeinbußen erleidet.


	Sitzblockaden: Sitzblockaden sind eine friedliche Form des Protests, bei der Demonstrierende sich an einem bestimmten Ort niederlassen und den Zugang blockieren. Sie finden schon seit Langem statt, um konkret gegen den Bau von Straßen, Flughäfen oder anderen Großprojekten zu protestieren. Heute sind sie oft auch ein Mittel von Gegendemonstranten, die Aufmärsche wie von selbst ernannten »Querdenkern« aufzuhalten versuchen.


	Besetzung: Bei einer Besetzung nehmen Aktivistinnen und Aktivisten einen Ort oder ein Gebäude ein, um auf ein Problem aufmerksam zu machen oder eine Veränderung zu erzwingen. Dabei bleiben sie oft so lange, bis ihre Forderungen gehört oder durchgesetzt werden. Hausbesetzungen sind ein bekanntes Beispiel für diese Art von Protest. Dabei besetzen Menschen leer stehende Gebäude, um auf Wohnungsmangel, Leerstand oder soziale Missstände aufmerksam zu machen. In letzter Zeit gab es auch wieder öfter politisch motivierte Institutsbesetzungen an Universitäten.






						Ein besonders bekanntes Beispiel für eine Besetzung ist der Protest im Hambacher Forst. Ich weiß noch, als ich während meines Bachelorstudiums in einem Seminar saß und zwei Mitstudierende meinten, dass sie in den Semesterferien wieder in den »Hambi« gehen. Nini, die schwäbische Unschuld vom Lande, wusste natürlich wieder nicht, worum es ging. Im Hambacher Forst besetzten Umweltaktivistinnen und -aktivisten die Bäume, um den alten Wald vor der Abholzung zu schützen, er sollte dem Braunkohleabbau weichen. Dazu lebten sie in Baumhäusern, oft über Monate. Diese Besetzung zog viel Aufmerksamkeit auf sich und wurde zu einem Symbol für den Kampf gegen Umweltzerstörung und für den Klimaschutz.

						Besetzungen können sehr wirkungsvoll sein, weil sie einen Konflikt vor Ort handfest machen und oft viel Aufmerksamkeit erzeugen. Sie sind mit Risiken verbunden, da sie meist nicht legal sind und zu Räumungen durch die Polizei führen können. Trotzdem haben Besetzungen in der Geschichte oft dazu beigetragen, wichtige soziale und politische Veränderungen zu erreichen.

							Petitionen: Petitionen sind schriftliche Forderungen, die von vielen Menschen unterzeichnet werden. Durch das Sammeln von Unterschriften können Bürger ihre Anliegen direkt an Politiker oder Unternehmen herantragen. Onlinepetitionen sind besonders effektiv, weil durch sie in kurzer Zeit viele Menschen mobilisiert werden können.


	Briefe und E-Mails: Auch das Schreiben von Briefen oder E-Mails an Politikerinnen und Politiker oder Unternehmen kann eine Form des Protests sein. Du richtest deine Meinung direkt an die Verantwortlichen und stellst konkrete Forderungen. Erwarte nicht zu viel, aber vielleicht bleibt ja irgendwas bei den Entscheidungsträgern hängen.


	Soziale Medien: In den letzten Jahren haben soziale Medien wie Instagram, X oder TikTok eine immer größere Rolle im Aktivismus gespielt. Hier kannst du Informationen schnell verbreiten, Menschen mobilisieren und auf Missstände aufmerksam machen. Hashtag-Kampagnen wie #MeToo oder #BlackLivesMatter haben gezeigt, wie mächtig digitaler Aktivismus sein kann.






					
					
						
							Warum ist Aktivismus wichtig?

						
						»Taten statt Worte« ist das Motto von Aktivistinnen und Aktivisten. Sie verweigern sich keineswegs der Diskussion, unterstreichen die Dringlichkeit ihres Anliegens jedoch durch konkrete und oft kreative Aktionen. Aktivismus ist wichtig, weil er gravierenden Problemen öffentliche und auch mediale Aufmerksamkeit verschafft und sie dadurch oft überhaupt erst ins Bewusstsein vieler Menschen bringt. Aktivismus ist oft die treibende Kraft hinter gesellschaftlichem Fortschritt, sei es im Kampf gegen Ungerechtigkeit, für den Umweltschutz oder für die Rechte von Minderheiten.

					
					
						
							Lobbyismus – wenn Interessen vertreten werden

						
						Neben direktem Protest gibt es auch andere Wege, Einfluss auf die Politik zu nehmen. Einer davon ist der Lobbyismus. Aber was genau ist das, und wie funktioniert er?

						Das Wort Lobbyismus kommt vom englischen Wort lobby für Vorzimmer, Foyer. Das meint: Leute, die Lobbyarbeit betreiben, dürfen nicht mit rein in den Parlamentssaal, denn sie sind ja keine gewählten Volksvertreter. Macht haben sie trotzdem, denn auf dem Weg ins Parlament müssen alle Politikerinnen und Politiker an ihnen vorbei. Jetzt nicht immer konkret, Lobbyistinnen und Lobbyisten hängen nicht direkt vor dem Saal herum und fangen einen ab. Sie schreiben Briefe und E-Mails, werden in Abgeordnetenzimmern und Sitzungssälen empfangen, oder man begegnet sich entspannt bei Sommerfesten.

						Dann versuchen sie, die Politikerinnen und Politiker im Sinne ihrer Interessen zu beeinflussen oder genauer gesagt im Sinne derjenigen, von denen sie bezahlt werden. Das können Verbände und Organisationen sein oder auch Firmen, die gern irgendwo nach Öl oder Erdgas bohren würden. Da haben aber vielleicht die Menschen vor Ort etwas dagegen, oder die Rechtslage verbietet es. Aber mit Hartnäckigkeit und geschickter Argumentation kann man eine Stimmung möglicherweise drehen, dann bekommt die Firma die Lizenz zum Bohren, und für den, der ihn angeheuert hat, hat der Lobbyist einen guten Job gemacht.

						Autolobby, Rüstungslobby – Lobbyisten haben irgendwie keinen guten Ruf. Dabei sind das keine verschlagenen Typen. Die mächtige Präsidentin des Verbandes der Automobilindustrie ist eigentlich die oberste Lobbyistin ihrer Sparte. Egal, wie zwiespältig dir Lobbyismus erscheint, er ist einfach da.

						Lobbyisten der Getränkeindustrie arbeiten dafür, dass Werbeverbote für Alkohol vom Gesetzgeber gelockert werden, damit man möglichst viele junge Menschen zu Alcopops verführen kann. Schlecht. Du findest Lobbyisten aber genauso bei Greenpeace im Kampf für Umweltschutz und Artenerhalt oder wenn es darum geht, die Aufmerksamkeit auf Konflikte oder Hunger in anderen Ländern zu lenken. Lobbyisten treten in großer Zahl und unterschiedlichster Gestalt auf. Damit man sie erkennt, müssen sie inzwischen per Gesetz im deutschen Lobbyregister oder auf EU-Ebene im Transparenzregister eingetragen sein. Man kann es im Netz abrufen. Dann weiß man als Politiker: Der freundliche Herr da, der einen Termin mit mir haben will, ist nicht einfach ein engagierter Zeitgenosse, der für sein Thema brennt, sondern jemand, der gezielt darauf geschult ist, meine Meinung zu beeinflussen.

						Vor- und Nachteile des Lobbyismus

							Vorteile: Lobbyismus kann als Quelle von Fachkenntnis angesehen werden und dazu beitragen, dass die Interessen verschiedener gesellschaftlicher Gruppen gehört werden. Durch den Austausch mit Experten können Politiker besser informierte Entscheidungen treffen.


	Nachteile: Es besteht die Gefahr, dass reiche und mächtige Gruppen zu viel Einfluss gewinnen und ihre eigenen Interessen durchsetzen, auch wenn diese der Allgemeinheit schaden könnten. Dies kann zu Ungerechtigkeiten führen, wenn zum Beispiel Umweltinteressen zugunsten von gewinnorientierten Unternehmenszielen vernachlässigt werden.






					
					
						
							Bürgerinitiativen und NGOs – gemeinsam etwas bewegen

						
						Wenn du dich in einer Partei engagierst, stehst du wahrscheinlich für ihre politische Ausrichtung insgesamt ein. Vielleicht hast du aber auch ein einzelnes, ganz bestimmtes Thema, bei dem du dich einbringen möchtest. Hier könnten Bürgerinitiativen und Nichtregierungsorganisationen (NGOs) dein Ding sein. Sie treiben konkrete gesellschaftliche Anliegen voran.

						Was sind Bürgerinitiativen?

						Bürgerinitiativen entstehen, wenn Menschen sich zusammenschließen, um ein konkretes Problem anzugehen, das sie selbst betrifft. Sie wollen dann zum Beispiel einen Park in ihrer Stadt erhalten, der abgeräumt werden soll, um Platz für ein Einkaufszentrum zu machen. Oder sie protestieren gegen den Bau einer Autobahn, die durch ein Naturschutzgebiet führen soll.

						Durch Maßnahmen wie Petitionen, Demonstrationen oder Medienkampagnen wollen die Bürger Druck auf die Entscheidungsträger ausüben. Bürgerinitiativen sind oft basisdemokratisch organisiert, das heißt, jeder kann mitmachen und mitbestimmen. Dabei ist deine Mithilfe sicher gern gesehen, vor allem, wenn du ganz bestimmte Dinge kannst wie die Pflege einer Website oder Finanzen verwalten.

						Was sind NGOs?

						Nichtregierungsorganisationen (englisch: Non-Governmental Organizations, NGOs) sind Organisationen, die unabhängig von Regierungen arbeiten und sich für gesellschaftliche, soziale oder ökologische Ziele einsetzen. Sie sind oft international tätig und verfolgen Themen wie Umweltschutz, Menschenrechte, Bildung oder Gesundheit. Bekannte NGOs sind Greenpeace, Amnesty International oder der World Wide Fund For Nature.

						Durch Spenden, die Mitarbeit an Kampagnen oder andere ehrenamtliche Tätigkeiten kannst du dich bei einer NGO engagieren. NGOs bieten dir die Möglichkeit, an spannenden Projekten mitzuarbeiten und dabei vielleicht sogar andere Länder und Kulturen kennenzulernen. Du kannst zum Beispiel an einer Umweltschutzkampagne mitarbeiten, bei der es darum geht, den Regenwald zu schützen, oder dich für die Rechte von Kindern in Krisengebieten einsetzen.

					
					
						
							Politische Bildung – Wissen ist Macht

						
						Um effektiv politisch aktiv zu sein, ist es wichtig, gut informiert zu sein. Politische Bildung spielt dabei eine zentrale Rolle. Sie gibt dir die Werkzeuge an die Hand, um kritisch zu denken, Informationen zu bewerten und dir eine eigene Meinung zu bilden. Sie hilft dir, die Welt um dich herum besser zu verstehen und die Auswirkungen politischer Entscheidungen auf dein eigenes Leben und die Gesellschaft als Ganzes zu erkennen. Ohne politische Bildung ist es schwer, sich in der Flut von Informationen zurechtzufinden und fundierte Entscheidungen zu treffen.

						Es gibt viele Möglichkeiten, sich politisch zu bilden:

							Schule und Universitäten: In der Schule lernst du oft die Grundlagen der Politik, wie das politische System funktioniert und welche Rechte du als Bürger hast. An Universitäten gibt es dann die Möglichkeit, noch tiefer in bestimmte Themen einzutauchen und sich zum Beispiel mit internationaler Politik oder politischer Philosophie zu beschäftigen.


	Jugendorganisationen und Vereine: Viele Jugendorganisationen und Vereine bieten Workshops, Seminare und Diskussionsrunden zu politischen Themen an. Diese Veranstaltungen sind oft speziell auf junge Menschen zugeschnitten und bieten die Möglichkeit, sich mit Gleichaltrigen auszutauschen.


	Politische Stiftungen: Politische Stiftungen bieten oft kostenlose Bildungsveranstaltungen an, die sich mit verschiedenen Aspekten der Politik auseinandersetzen. Diese Stiftungen sind oft mit Parteien verbunden, bieten aber auch überparteiliche Bildungsangebote an. Beispiele sind die Konrad-Adenauer-Stiftung, die Friedrich-Ebert-Stiftung oder die Heinrich-Böll-Stiftung.


	Die Bundeszentrale für politische Bildung: Mein Liebling unter den Anlaufstellen für solide Information. Die bpb bietet Tagungen, Seminare und Studienfahrten an und vor allem Publikationen zu wichtigen Themen. Die Website der Bundeszentrale steckt voller Informationen zu historischen und aktuellen Themen, und du erhältst sehr günstige Sonderausgaben wichtiger Bücher.






					
					
						
							Gewerkschaften – vereint für bessere Arbeitsbedingungen

						
						Gewerkschaften sind Organisationen, die sich für die Rechte von Arbeitnehmern einsetzen. Sie vertreten die Interessen ihrer Mitglieder gegenüber den Arbeitgebern. Sie führen Verhandlungen über Löhne, Arbeitszeiten und Arbeitsbedingungen. Wenn diese Verhandlungen scheitern, können Gewerkschaften zu Streiks aufrufen, um ihren Forderungen Nachdruck zu verleihen. Sie sind wichtiger Bestandteil einer Demokratie, weil sie sicherstellen, dass nicht nur die Interessen der Arbeitgeber, sondern auch die der Arbeitnehmer berücksichtigt werden.

						Es gibt zahlreiche Gewerkschaften für viele Berufsgruppen, unter ihnen sehr große wie die IG Metall oder die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft Verdi mit jeweils etwas über bzw. etwas unter zwei Millionen Mitgliedern. Es gibt viele Gründe, einer Gewerkschaft beizutreten und sich dort zu engagieren, und diese Gründe haben dann meist mit deinem unmittelbaren Arbeitsumfeld als Arbeitnehmer zu tun, gleich ob du in der Automobilindustrie tätig bist oder als Lehrerin.

					
					
						
							Politisches Engagement auf verschiedenen Ebenen

						
						Wir haben uns angeschaut, was es für Formen gibt, sich politisch zu beteiligen. Lass uns nun gemeinsam die Ebenen betrachten, auf denen dein Engagement stattfinden kann – die Stockwerke sozusagen vom Erdgeschoss der Lokalpolitik in deiner unmittelbaren Umgebung bis zu den Höhen internationaler Politik.

						In meinem Blog behandle ich das Thema Lokalpolitik leider sehr stiefmütterlich, weil mich andere Themengebiete so viel mehr interessieren. Was irgendwie absurd ist, denn es gibt eine ganz große Liebe in meinem Leben, die unmittelbar von der Lokalpolitik beeinflusst wird: Stuttgart. Meine Wahlheimat, der Ort, an dem ich angekommen bin und mich zu Hause fühle. Da passiert Politik praktisch vor meiner Haustür. So wie vor deiner Haustür auch und vor allen Haustüren aller Menschen.

						Lokalpolitik

						Die Vertreter der Lokalpolitik trifft man manchmal auch in Lokalen an, aber das ist nicht der Grund, warum sie so heißt. Lokal meint örtlich, hier wird die Politik für dein Dorf, deine Stadt oder deinen Landkreis gemacht. Allgemein sagt man: für die Kommune. Deshalb heißt das Kommunalpolitik. Und die hier aktiven Leute kommen aus genau der Ecke, für die sie Politik machen. Sie leben vor Ort, kennen die Eigenheiten und Probleme ihrer Region und sitzen dann eben im Stadtrat oder im Kreistag und machen Politik ganz ähnlich wie die Großen. Denn erst einmal müssen sie Mehrheiten finden, also Koalitionen bilden. Und einen Bundeskanzler und Minister haben die Städte und Gemeinden auch, die sind nur nicht ganz so mächtig und nennen sich Bürgermeister und Dezernenten.

						Nimm nur mal den schlechten Zustand des Radwegs, auf dem du täglich unterwegs bist. Der interessiert den Bundesverkehrsminister nicht, das ist eine Sache für den Stadtrat, dass der beschließt, finanzielle Mittel in die Verbesserung der Radwege zu stecken. Oder die politische Mehrheit dort ist so, dass der sagt: Die Radwege bleiben erst einmal so schlecht, wie sie sind, denn das Geld, das wir zur Verfügung haben, müssen wir dringend in die Sanierung der Schulen stecken. Hier wird genauso gekämpft wie auf der großen Bühne. Die eine Partei will die Autos raushaben aus der Innenstadt, die andere Partei sagt, das ist schlecht für die Geschäfte. Bestimmt kennst du Aufregerthemen aus deiner Stadt oder deinem Dorf.

						Auf der Landesebene und insbesondere in der Lokalpolitik begegnest du Parteien, die du aus dem Bundestag nicht kennst. Vor allem die Freien Wähler. Die können so zustande kommen: Einige Stadträte der CDU finden, dass ihr CDU-Bürgermeister für ihren Geschmack eine zu »linke« Politik macht. Also beschließen sie, bei der nächsten Wahl als eigene Partei anzutreten. Die nennen sie dann oft »Freie Wählergemeinschaft« oder so. Und wenn Leute vor Ort denken, die kenne ich, das sind anständige Leute mit guten Zielen, dann werden sie auch gewählt.

						Auf Bundesebene ist man den traditionellen Parteien ziemlich treu. Auf Kommunalebene kann das ganz anders sein. Da entstammt der Bürgermeister oft irgendeinem Wahlbündnis. Oder er gehört gar keiner Partei an, das braucht er nämlich nicht. In Dörfern ist das oft so, da macht den Bürgermeisterjob derjenige, der überhaupt dazu bereit ist und von seinen Nachbarn dafür geschätzt wird. Ordentlich zur Wahl antreten und ins Amt gewählt werden muss er natürlich trotzdem.

					
					
						
							Kommunal vs. lokal

						
						Übrigens, Lokalpolitik und Kommunalpolitik werden oft durcheinandergebracht, aber es gibt einen kleinen Unterschied:

						Lokalpolitik bezieht sich auf politische Entscheidungen, die in einer bestimmten, meist kleineren Region getroffen werden – das kann eine Stadt, eine Gemeinde oder auch ein Stadtteil sein. Hier geht es darum, wie das Leben vor Ort gestaltet wird: ob es neue Sportplätze geben soll, wie der öffentliche Nahverkehr verbessert wird oder wo neue Schulen gebaut werden. Lokalpolitik betrifft also ganz direkt dein Umfeld und die Dinge, die du täglich erlebst.

						Kommunalpolitik ist ein bisschen weiter gefasst und umfasst die gesamte Politik auf der Ebene der Städte, Gemeinden und Landkreise. Sie regelt die »großen« Fragen, die eine ganze Kommune, also eine größere Gemeinschaft von Menschen, betreffen. Das können Entscheidungen sein, wie viel Geld in die Schulen, den Straßenbau oder in kulturelle Projekte gesteckt wird.

						So, lass uns nun endlich die verschiedenen Ebenen deines möglichen Engagements anschauen.

					
					
						
							Kommunalebene: Gestalte dein direktes Umfeld

						
						Auf kommunaler Ebene ist alles noch einigermaßen übersichtlich. Wenn du dich hier einbringst, lernst du, wie der Hase läuft, machst gute und schlechte Erfahrungen, arbeitest dich in Themen ein, die dir am Herzen liegen, bildest dein eigenes Netzwerk und kannst direkt darüber mitentscheiden, was in deinem Ort politisch umgesetzt wird. Auf dieser Ebene geht es um ganz konkrete Themen: Wo sollen neue Spielplätze entstehen? Wie können Schulwege sicherer gemacht werden? Welche Wünsche gibt es im Bereich kultureller Veranstaltungen? Darüber debattieren und entscheiden kommunale Gremien wie der Stadtrat. Und vielleicht wurde ein Thema zuvor von einer Bürgerinitiative angeschoben, bei der du mitwirkst. Durch das Sammeln von Unterschriften, das Organisieren von Infoveranstaltungen oder das direkte Gespräch mit Verantwortlichen kannst du dazu beitragen, dass eure Anliegen gehört werden.

						In vielen Städten gibt es Jugendräte oder Jugendparlamente, in denen junge Menschen ihre Perspektiven einbringen können. Diese Gremien haben oft eine beratende Funktion und können Vorschläge für Projekte und Maßnahmen machen, die besonders die jüngere Bevölkerung betreffen. Hier kannst du lernen, wie politische Entscheidungsprozesse funktionieren.

						Du musst kein Mitglied in einem offiziellen Gremium sein, um dich aktiv einzubringen. Nimm an Stadtversammlungen teil, bei denen Bürger über aktuelle Themen informiert werden und ihre Meinungen äußern können. Hier kannst du direkt Fragen stellen oder Anregungen geben – oft sind solche Versammlungen ein direkter Draht zu den Entscheidungsträgern.

					
					
						
							Landesebene: deine Ideen für deine Region

						
						Auf der Landesebene werden Themen behandelt, die ein ganzes Bundesland betreffen. Dazu gehören unter anderem die Bildungspolitik, Fragen des Umweltschutzes oder die wirtschaftliche Entwicklung der Region. Hier kannst du dich für Anliegen engagieren, die über deine Stadt hinausgehen und viele Menschen in deiner Region betreffen.

						Vielleicht interessiert dich, wie die Schulpolitik in deinem Bundesland gestaltet wird. Wie sehen die Pläne für neue Schulformen aus? Wie sollen Lehrpläne geändert werden? Wenn dir solche Fragen wichtig sind, kannst du dich in Verbänden engagieren, die sich mit diesen Themen befassen. Viele Bundesländer bieten die Möglichkeit, sich in Landesjugendringen oder ähnlichen Organisationen einzubringen, die speziell junge Menschen ansprechen. Hier kannst du an Diskussionen teilnehmen, eigene Projekte vorschlagen und sogar an offiziellen Anhörungen teilnehmen, um deine Meinung zu äußern.

						Wenn du in eine Partei eintreten möchtest, kannst du in ihr auf Landesebene mitwirken. Hier hast du die Möglichkeit, an Landesparteitagen teilzunehmen und in Arbeitskreisen mitzuwirken, die sich mit spezifischen Themen befassen. Dadurch lernst du, wie politische Programme entwickelt werden und wie du selbst Einfluss auf diese Programme nehmen kannst.

					
					
						
							Bundesebene: Einfluss auf nationale Entscheidungen

						
						Auf Bundesebene werden die großen politischen Fragen entschieden, die das ganze Land betreffen. Hier geht es um Themen wie die Gesundheitsversorgung, den Klimaschutz, die Sozialpolitik oder die Außenpolitik. Diese Ebene bietet dir die Möglichkeit, an den zentralen Debatten teilzunehmen, die die Richtung vorgeben, in die sich das Land entwickelt.

						Eine Möglichkeit, sich auf Bundesebene zu engagieren, ist die Mitgliedschaft in einer politischen Partei. Als Mitglied kannst du dich an der Gestaltung der Parteiprogramme beteiligen, an Parteitagen teilnehmen und sogar in die Parteiführung gewählt werden. Wenn du dich besonders für ein bestimmtes Thema interessierst, kannst du in entsprechenden Arbeitsgruppen oder Kommissionen mitwirken, die sich gezielt mit diesem Thema beschäftigen.

						Auch über die Parteiebene hinaus gibt es viele Möglichkeiten, sich auf Bundesebene zu engagieren. Du kannst Mitglied in bundesweiten Bürgerinitiativen werden, die sich für spezifische Anliegen einsetzen, wie etwa den Schutz der Umwelt, die Gleichstellung der Geschlechter oder die Förderung von Bildung. Solche Initiativen organisieren oft Kampagnen, um die öffentliche Meinung zu mobilisieren, oder versuchen, Einfluss auf die Gesetzgebung zu nehmen, indem sie Petitionen starten oder direkt mit Abgeordneten zusammenarbeiten.

					
					
						
							Europaebene: dein Beitrag für ein vereintes Europa

						
						Europa wird immer wichtiger, denn viele Entscheidungen, die unseren Alltag beeinflussen, werden heute auf europäischer Ebene getroffen. Ob es um den Umweltschutz, die Regulierung von Märkten oder die Außenpolitik geht – die Europäische Union (EU) spielt eine entscheidende Rolle. Hier kannst du dich engagieren, um nicht nur die Zukunft deines Landes, sondern auch die Zukunft Europas mitzugestalten.

						Ein Weg dazu ist die Mitarbeit in europaweit agierenden Jugendorganisationen oder NGOs. Sie bieten dir die Möglichkeit, mit Menschen aus anderen Ländern zusammenzuarbeiten und an internationalen Projekten teilzunehmen. Ein Beispiel dafür ist das Europäische Jugendparlament, in dem junge Menschen aus verschiedenen Ländern zusammenkommen, um über aktuelle politische Themen zu diskutieren und Lösungsvorschläge zu erarbeiten.

						Du kannst dich an europäischen Bürgerinitiativen beteiligen. Das sind Kampagnen, bei denen Bürger aus verschiedenen EU-Ländern Unterschriften sammeln, um bestimmte Themen auf die politische Tagesordnung der EU zu setzen. Erhält eine Bürgerinitiative genügend Unterstützung, muss die Europäische Kommission sich mit ihrem Anliegen befassen. Die EU bietet zudem zahlreiche Förderprogramme und Austauschprojekte. Sie sind oft darauf ausgelegt, den interkulturellen Austausch zu fördern und junge Menschen zu ermutigen, sich aktiv in die Gestaltung Europas einzubringen.

					
					
						
							Dein Engagement zählt auf jeder Ebene

						
						Egal, ob auf kommunaler, regionaler, nationaler oder europäischer Ebene, im Stadtrat oder in einer NGO – dein Engagement ist wichtig, denn mit ihm trägst du ein kleines Stück dazu bei, wie die Gesellschaft heute und in Zukunft aussehen soll. Aber: Engagement ist kein Abenteuer, sondern anstrengende, oft mühselige Arbeit. Es bedeutet auch nicht unbedingt, mit dabei zu sein, wenn in einer spektakulären Aktion ein riesiges Banner vom Kühlturm eines Kohlekraftwerks entrollt wird. Oft bedeutet es: bürokratische Sachen erledigen, Daten einpflegen, einen Raum organisieren oder etwas zu essen, Leuten hinterherrennen, reden und zuhören und noch mal reden und zuhören. Hier gibt es nichts, wofür du dir im Dienst an der gemeinsamen Sache zu schade sein solltest.

						 

						 

						 

						
							Nice to know

							Kunst als Aufschrei gegen Missstände. – Viele Künstlerinnen und Künstler betreiben Aktivismus durch ihre Werke, so auch Banksy. Er ist einer der bekanntesten Streetart-Künstler der Welt, aber auch ein Mysterium, denn er verbirgt seine Identität. Seine Werke tauchen plötzlich in Städten auf, oft an markanten Orten. Sie handeln von Themen wie Konsum, Kapitalismus, Krieg, Überwachung und staatliche Kontrolle und haben eine starke gesellschafts- oder sozialkritische Botschaft. Viele seiner bekanntesten Werke entstehen im Kontext von Protesten oder politischen Ereignissen. Beispiele sind seine Murals an der Grenzmauer in Palästina, die den Nahostkonflikt anprangern, oder seine Kunstwerke, die auf die Flüchtlingskrise in Europa aufmerksam machen. Ein wiederkehrendes Thema in Banksys Kunst ist die Kritik am Konsumverhalten und der Kommerzialisierung der Kunst. Eines seiner berühmtesten Werke, »Girl with Balloon«, wurde 2018 bei einer Auktion von Sotheby’s verkauft. Kurz nach dem Verkauf aktivierte sich eine im Rahmen versteckte Schreddermaschine, die das Bild teilweise zerstörte.

							 

							Ein Konzept der Gewaltlosigkeit. – Mahatma Gandhi war ein Pionier des gewaltlosen Widerstands und hat mit seiner Philosophie des Satyagraha die politische Landschaft im 20. Jahrhundert grundlegend beeinflusst. Gandhi argumentierte, dass Gewalt die Menschlichkeit entmachtet und den langfristigen Erfolg eines Widerstands schwächt. Er sah Gewalt als Ausdruck von Schwäche und Angst, während Gewaltlosigkeit Mut und moralische Stärke erfordere. Gandhi glaubte, dass nur gewaltlose Bewegungen einen dauerhaften positiven Wandel bewirken können, da sie auf Prinzipien wie Moral und Wahrheit basieren. Gandhis Konzept der Gewaltlosigkeit war nicht frei von Kritik. Einige argumentieren, dass Satyagraha nur in bestimmten Kontexten funktioniere, wo der Unterdrücker auf moralischen Druck reagiert. In Fällen extremer Brutalität, wie bei totalitären Regimen oder in Situationen ohne internationale Aufmerksamkeit, sei gewaltloser Widerstand weniger wirksam. Dennoch bleibt Satyagraha eine der mächtigsten Philosophien der sozialen Gerechtigkeit. Gandhis Konzept inspirierte zahlreiche Bewegungen und Persönlichkeiten, darunter Martin Luther King Jr. in den USA und Nelson Mandela in Südafrika.

						

					
				


					Level 8

					Europa – ein Kontinent und 
wie er aufgestellt ist

				

					»Der Friede der Welt kann nicht gewahrt werden ohne schöpferische Anstrengungen, 
die der Größe der Bedrohung entsprechen.«

					 

					Robert Schuman, französischer Politiker

				

 

 

 


					Ich bin nicht nur Deutsche, sondern natürlich auch Europäerin. Europa und insbesondere die EU sind so wichtig, dass dieses Level dich einmal durch ihre Geschichte, ihre Institutionen und alle wichtigen Infos katapultiert.

				




					
						2024, Stuttgart – in meinem Zimmer am Schreibtisch

					
					Das Jahr 2024 ist ein »Superwahljahr«, mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung ist aufgerufen, ihre Stimme abzugeben. Unter anderem steht die Europawahl an, die alle fünf Jahre stattfindet. Die Stimmung vorab ist angespannt. In ganz Europa scharren rechtspopulistische Parteien mit den Hufen, sie wollen mehr Einfluss und Macht. Meine Aufgabe als Politik-Content-Creatorin ist klar: Erklären, worum es geht. Euch klarmachen, welche weitreichenden Kompetenzen die EU hat. Dass sie nicht der »zahnlose Tiger« ist, für den sie viele halten. Was passiert, wenn rechtspopulistische Parteien erstarken.

					Kurz bevor ich dieses Buch im Sommer 2024 zu schreiben begonnen habe, war ich wütend. Und ich bin es immer noch, denn etwas so Wichtiges und Komplexes wie Europa wird oft so wenig verstanden und erklärt. Viele Menschen wissen nicht mal, wer und was genau da gewählt wird. Und das ganze System ist verwirrend: Wieso gibt es Spitzenkandidierende auf Bundesebene und dann noch mal europaweit? Rund 350 Millionen Bürgerinnen und Bürger der EU sind wahlberechtigt. Es ist eine extrem wichtige Wahl und deshalb auch extrem wichtig, dass die Menschen verstehen, worum es geht.

					Zuerst dachte ich, dass ein Abschnitt über die Europäische Union reicht, aber nein, es muss ein eigenes Level sein. Eventuell müssen wir danach alle zur Beruhigung an einem Lavendelsäckchen schnüffeln, aber das nehmen wir dann in Kauf. In diesen unsicheren Zeiten ist die EU, die uns bereits über siebzig Jahre Frieden gegeben hat, wichtiger denn je.

					
						
							Storytime – die Geschichte der EU

						
						Wenn ich mit meinen 29 Jahren an Europa denke, dann kommt mir Urlaub in Spanien, Italien und Frankreich in den Sinn. Dass wir früher, als meine Schwester und ich klein waren, an unserem Feiertag Heilige Drei Könige rüber in die Schweiz gefahren sind zum Einkaufen, weil – jetzt nicht lachen – es dort früher billiger war als in Deutschland. Europa bedeutet für mich Freiheit, Sicherheit und Frieden. Das war nicht immer so. Früher wurde in Europa fast ständig irgendwo Krieg geführt, von zahllosen regionalen Konflikten über den Dreißigjährigen Krieg bis zu den beiden Weltkriegen, die ganz Europa in ihrem Griff hatten. Im 20. Jahrhundert starben im Ersten Weltkrieg mindestens 17 Millionen Menschen und mindestens 55 Millionen Menschen im Zweiten Weltkrieg. Sechs Millionen Juden wurden im Holocaust ermordet. Zahllose Menschen wurden verwundet, traumatisiert und aus ihrer Heimat vertrieben.

						Als der Zweite Weltkrieg vorüber war, 1945, gab es gerade mal elf Länder mit Demokratien in Europa. Heute sind alle demokratisch verfasst, auch wenn einige Staaten wie Großbritannien, Dänemark oder Schweden in ihrer Staatsform Monarchien sind und sich andere nach und nach von demokratischen Strukturen verabschieden, wie zum Beispiel Ungarn. 47 Staaten gibt es in Europa, der größte ist Deutschland mit gut 84 Millionen Einwohnern, der kleinste die Vatikanstadt mit (momentan) genau 764 Staatsbürgern.

						Insgesamt leben auf dem Gebiet Europas über 700 Millionen Menschen. Es werden über 60 Sprachen gesprochen, vom allgemein verbreiteten Englisch bis hin zum Sorbischen, das rund um Bautzen in der Lausitz noch 20000 bis 30000 Menschen beherrschen. Außerdem haben sich 27 europäische Staaten zusammengetan, um in der Europäischen Union (EU) in manchen Politikbereichen gemeinsame Sache zu machen. Lass uns einen Blick in die Geschichte werfen, um zu verstehen, warum es überhaupt dazu kam, dass Staaten Zusammenarbeit für eine gute Sache hielten.

						Der Zweite Weltkrieg von 1939 bis 1945 hatte Tod und Vernichtung gebracht. Der Kontinent war zerstört. Die Menschen machten sich an den Wiederaufbau und sehnten sich nach Frieden und Stabilität. Schon bald wurde klar, dass die Länder Europas zusammenarbeiten mussten, um einen weiteren Krieg zu verhindern und den Wiederaufbau zu fördern. Wir nähern uns der Geburt der Europäischen Union, die anfangs aber einen anderen Namen trug.

						Am 9. Mai 1950 stellte der französische Außenminister Robert Schuman einen Plan für eine engere Zusammenarbeit vor. Sein Vorschlag: Die Kohle- und Stahlindustrie der westeuropäischen Länder zu vereinen. Es sollte keinem einzelnen Land mehr möglich sein, wie in der Vergangenheit Kriegswaffen herzustellen, um sie gegen ein anderes Land zu richten. Kohle und Stahl waren die entscheidenden Rohstoffe für die Rüstungsindustrie, und durch die gemeinsame Kontrolle wollte man sicherstellen, dass kein Mitgliedsland heimlich aufrüsten konnte.

						Auf Grundlage des Schuman-Plans unterzeichneten ein Jahr später sechs Länder – Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und die Niederlande – einen Vertrag über die gemeinsame Kontrolle von Kohle und Stahl. Damit waren die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) gegründet und der erste Schritt in eine friedliche und kooperative Zukunft getan. Heutzutage wird der 9. Mai in der Europäischen Union als Europatag begangen.

						Nach dem Erfolg der EGKS beschlossen die sechs Mitgliedstaaten, ihre Zusammenarbeit weiter auszubauen. 1957 unterzeichneten sie die Römischen Verträge, die die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und die Europäische Atomgemeinschaft (Euratom) ins Leben riefen. Die EWG hatte das Ziel, einen gemeinsamen Markt zu schaffen, in dem Waren, Dienstleistungen, Kapital und Personen frei zirkulieren können. Dies sollte die Wirtschaft fördern und die Zusammenarbeit vertiefen. Die Euratom hingegen sollte die Zusammenarbeit im Bereich der friedlichen Nutzung der Kernenergie fördern.

						In den folgenden Jahrzehnten ging es in der Gemeinschaft um Wachstum: Sowohl die Anzahl an Mitgliedstaaten als auch die Bereiche der Zusammenarbeit nahmen zu. Einige neue Länder traten der EWG bei, und die Zusammenarbeit wurde auf Felder wie Umweltschutz, Bildung und Forschung ausgeweitet.

						1973 traten in einer ersten Erweiterungsrunde Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich der Gemeinschaft bei. Griechenland trat 1981 bei, gefolgt von Spanien und Portugal im Jahr 1986. Mit jedem neuen Mitglied wuchsen die Bedeutung und der Einfluss der Gemeinschaft. Zur Wahrheit gehört aber auch, dass jede Erweiterung Herausforderungen mit sich brachte. Die neuen Mitglieder mussten wirtschaftlich und politisch integriert werden und dazu bestimmte Voraussetzungen erfüllen, etwa bei der Höhe der Staatsverschuldung oder Inflation. Ich gebe euch gleich noch eine Übersicht zu den ganzen Beitritten.

						Ein sehr entscheidender Schritt auf dem Weg zur Europäischen Union war der Vertrag von Maastricht, der 1992 unterzeichnet wurde und 1993 in Kraft trat. Er markiert die offizielle Gründung der Europäischen Union.

						Der Vertrag von Maastricht etablierte die EU auf drei Säulen:

							Die Europäische Gemeinschaft (Nachfolgerin der EWG), die sich mit wirtschaftlichen und sozialen Fragen befasst.


	Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), die eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der Mitgliedstaaten vorsieht.


	Die Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres, die gemeinsame Maßnahmen in der Innen- und Rechtspolitik ermöglicht.






						Tatsächlich brachte der Vertrag von Maastricht bereits die Einführung des Euro auf den Weg. Unsere heutige gemeinsame Währung wurde 1999 für den elektronischen Zahlungsverkehr und 2002 für Bargeldtransaktionen eingeführt. Der Euro wurde ein Symbol der wirtschaftlichen Integration und des Zusammenhalts der EU, auch wenn ihn nicht jedes EU-Land eingeführt hat, in Dänemark zum Beispiel bezahlt man weiterhin mit Kronen.

						Die EU hat sich seit ihrer Gründung immer weiterentwickelt und vergrößert. Zumindest bis zum Jahr 2020, als Großbritannien sie wieder verließ. Nach dem Ende des Kalten Kriegs 1989/90 traten viele ehemalige Ostblockstaaten der EU bei. 2004 fand die größte Erweiterungsrunde statt, als zehn neue Länder, darunter Polen, Ungarn und die Tschechische Republik, der EU beitraten. Weitere Länder wie Bulgarien und Rumänien folgten 2007, und Kroatien trat 2013 bei. Heute leben laut Angaben der Europäischen Union fast eine halbe Milliarde Menschen in ihren Mitgliedstaaten. Zum Vergleich: Das ist zwar nur knapp ein Drittel der Einwohner Chinas, aber deutlich mehr, als in den USA leben.

						Hier eine Übersicht, wann wer in die EU eingetreten ist:

						1958: Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg, Niederlande. 1973: Dänemark, Irland, Vereinigtes Königreich (am 31. Januar 2020 ausgetreten). 1981: Griechenland. 1986: Portugal, Spanien. 1995: Finnland, Österreich, Schweden. 2004: Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn, Zypern. 2007: Bulgarien, Rumänien. 2013: Kroatien.

						Nicht alle Länder Europas sind Mitglied der Europäischen Union. Von den 47 Staaten des europäischen Kontinents sind es 27. Das Vereinigte Königreich ist wie gesagt ausgetreten, Norwegen würde sicher aufgenommen werden, wenn es wollte, ist aber ebenso wie Island Mitglied im Europäischen Wirtschaftsraum (EWR). Die Schweiz als das Land der Neutralität schlechthin ist nicht in der EU, hat aber viele bilaterale Verträge mit ihr. Andere Länder würden gern hinein und sind offizielle Beitrittskandidaten, mit denen Verhandlungen geführt werden. Für den Beitritt müssen aber immer bestimmte Kriterien erfüllt sein. Geradezu händeringend aufgenommen werden möchte die Ukraine, da dies ihre Position gegenüber Russland im russischen Angriffskrieg deutlich verbessern würde.

						Wenn wir über die Geschichte der EU sprechen, dürfen wir den Vertrag von Lissabon nicht übergehen, er wurde 2007 unterzeichnet und trat 2009 in Kraft. Er reformierte die Struktur der EU als Institution und machte sie effizienter und demokratischer. Der Vertrag von Lissabon stärkte das Europäische Parlament und führte die Position des Präsidenten des Europäischen Rates ein. Womit wir bei den politischen Institutionen der EU wären. Und dabei versuchen wollen, die Übersicht zu behalten, was nicht ganz so einfach ist.

					
					
						
							Die Institutionen der EU

						
						Werfen wir einen Blick auf das Land, in dem man angeblich die besten Pommes der Welt essen kann. Nein, nicht die USA, die Vereinigten Staaten des Fast Food, sondern Belgien. Genauer gesagt müssen wir uns in dessen Hauptstadt beamen, um die wichtigsten Organe der EU genauer beleuchten zu können, die dort ihren Sitz haben. Warum in Belgien? Weil keines der großen Gründungsländer bevorzugt werden sollte. Brüssel liegt zudem im Herzen Westeuropas und ist ohnehin mehrsprachig – wie praktisch. Heute haben die Kommission, der Europäische Rat und der Rat der Europäischen Union ihren Sitz dort. Und ja, das ist kein Tippfehler: Es gibt tatsächlich den Europäischen Rat und den Rat der Europäischen Union. Ich muss gerade tief Luft holen, weil mich das persönlich sehr aufregt. Die Institutionen sind wirklich komplex – ob man da mit fast identischen Namen noch mehr Verwirrung stiften muss?

						Der Europäische Rat

						Der Europäische Rat besteht aus den 27 Staats- und Regierungschefinnen und -chefs von jedem Mitgliedstaat der EU. Zweimal pro Halbjahr tagt der Europäische Rat, wir kennen das aus den Nachrichten als EU-Gipfel. Du kannst dir sicher denken, wenn die Mitgliedstaaten ihre wichtigsten Leute in dieses Gremium schicken, dann wird der Europäische Rat auch sehr wichtig sein. Und so ist es auch. Artikel 15 des Vertrags über die Europäische Union besagt: »Der Europäische Rat gibt der Union die für ihre Entwicklung erforderlichen Impulse und legt die allgemeinen politischen Zielvorstellungen und Prioritäten hierfür fest. Er wird nicht gesetzgeberisch tätig.«

						Der Europäische Rat bestimmt also, wo es langgeht. Jedes Halbjahr kann ein anderes Land »Impulse« geben, indem es den Vorsitz übernimmt, die Ratspräsidentschaft. Während ich dieses Buch schreibe, im Sommer 2024, hat Ungarn die Ratspräsidentschaft inne und sorgt dabei für viel Unruhe. Der ungarische Ministerpräsident hat sich nämlich in den Kopf gesetzt, »Frieden« zu seinem persönlichen Thema zu machen, und führt relativ eigenmächtig Gespräche mit China, Russland und der Ukraine.

						Im Namen der EU würden das, wenn schon, andere machen, zum Beispiel der Präsident des Europäischen Rates, aber auch nicht einfach so ohne gründliche Abstimmung mit den Mitgliedern des Europäischen Rates. Das Amt des EU-Ratspräsidenten gibt es, weil die Ratspräsidentschaft nebenher für ein Land ganz schön aufwendig ist und es noch einer Person bedarf, die hauptberuflich alles leitet. Auch der Hohe Vertreter für die Außen- und Sicherheitspolitik der EU, der an den Sitzungen des Europäischen Rates teilnimmt, könnte für die EU sprechen. Was ein Titel, oder? Der EU-Außenbeauftragte hat aber eher wenig zu entscheiden.

						Wenn der Europäische Rat etwas beschließt, dann sind das, wie wir bereits wissen, keine Gesetze. Seine Ergebnisse heißen Schlussfolgerungen und bilden die politischen Leitlinien für die Arbeit der EU-Kommission und des Rates der Europäischen Union.

						Der Rat der Europäischen Union

						Der Rat der Europäischen Union, auch Ministerrat genannt, hat eine andere Zusammensetzung als der Europäische Rat. Ihm gehören nicht die Staats- und Regierungschefs an, sondern die jeweiligen Fachministerinnen und -minister der Mitgliedstaaten. Je nachdem, welche Entscheidungen aus welchem Bereich gerade anstehen, bilden sich verschiedene Ratsformationen. Um euch ein Beispiel zu geben: Die Außenministerinnen und -minister etwa bilden den Rat für Auswärtige Angelegenheiten, die Wirtschafts- und Finanzministerinnen und -minister den Rat Wirtschaft und Finanzen.

						Koordiniert wird die Arbeit beider Räte vom Generalsekretariat (kurz auch Ratssekretariat) mit Hauptsitz in Brüssel. Rund 2500 Mitarbeitende sorgen hier für alles Organisatorische rund um die vertrackt komplizierte Arbeit dieser Institutionen.

						Und um noch mehr Verwirrung zu stiften, gibt es außerdem den Europarat. Dieser ist jedoch kein Organ der Europäischen Union, sondern ein eigenständiger Zusammenschluss europäischer Staaten mit 46 Mitgliedsländern, darunter alle 27 EU-Mitgliedstaaten. Der Europarat wurde 1949 als erste große europäische Nachkriegsorganisation gegründet und setzt sich hauptsächlich für den Schutz der Menschenrechte, der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit ein.

						Wir haben zwei zentrale EU-Institutionen geschafft, zwei kommen noch.

						Das Europäische Parlament

						Machen wir weiter mit dem Europäischen Parlament. Ich habe in anderen Büchern gelesen, das sei eine vergleichbar langweilige Institution. Finde ich nicht. Aber erst mal die key facts: Das Europäische Parlament wird alle fünf Jahre gewählt – die Wahlbeteiligung ist dabei mehr schlecht als recht. Wobei die Wahlbeteiligung 2024 erstmals wieder gestiegen ist, wohl aus Angst vieler Menschen vor einem Rechtsruck. Bei der Wahl zum Europäischen Parlament, auch Europawahl genannt, stimmt die gesamte Europäische Union ab, verteilt über mehrere Tage. Dabei wählen die Menschen keine europäischen Parteien, sondern über Landeslisten. Das bedeutet, unsere deutschen Parteien stellen Abgeordnete auf, die wir wählen können. Diese schließen sich anschließend im Parlament mit Abgeordneten der anderen Länder zu Fraktionen zusammen.

						Wow, das klingt superkompliziert. Ich gebe euch ein Beispiel: Viele Menschen wählen die SPD in Deutschland bei der Europawahl. Entsprechend den Ergebnissen ziehen nun Abgeordnete dieser Partei ins Europäische Parlament ein. Dort bilden sie mit anderen ähnlich gesinnten Parteien aus anderen Staaten eine Fraktion. Im Fall der SPD ist das die »Fraktion der Progressiven Allianz der Sozialdemokraten im Europäischen Parlament«, kurz: S&D. Insgesamt gibt es acht Fraktionen im Europäischen Parlament und natürlich auch Parteien, die keiner Fraktion angehören.

						Ich zeige euch mal die Fraktionen, wie es sie nach der Europawahl 2024 gibt, und sage dazu, wo welche deutsche Partei angesiedelt ist. Die Fraktionen sind absteigend ihrer Größe nach geordnet, also gestartet wird mit der größten Fraktion.

						Überblick der Fraktionen im Europäischen Parlament:

							Fraktion der Europäischen Volkspartei (EVP): Das ist die Fraktion, in der die CDU/CSU ihr Plätzchen gefunden hat. Gemeinsam mit Christdemokraten aus allen anderen EU-Staaten wie der Österreichischen Volkspartei ÖVP bildet sie die größte Fraktion im EU-Parlament.


	Fraktion der Progressiven Allianz der Sozialdemokraten im Europäischen Parlament (S&D): Das Kürzel steht für englisch Socialists & Democrats. Wie schon vom Namen her klar wird, gehört die SPD wie etwa auch die irische Labour Party zu den Sozialdemokraten in der zweitgrößten Fraktion des EU-Parlaments.


	Fraktion der Patrioten für Europa (PfE): Sie hieß ehemals »Identität und Demokratie« (ID) und war die Fraktion der AfD. Diese musste jedoch bereits vor der Europawahl 2024 im Juni die Fraktion verlassen, weshalb ihr keine deutsche Partei angehört. Die Parteien hier sind rechtspopulistisch bis rechtsextrem. Beispiele sind die österreichische FPÖ oder der französische Rassemblement National, die Partei von Marine Le Pen.


	Fraktion der Europäischen Konservativen und Reformer (EKR): Die Parteien der EKR-Fraktion sind rechtspopulistisch, konservativ sowie EU-skeptisch. Auch in dieser Fraktion gibt es keine deutsche Partei. Bekannte Beispiele sind die polnische PiS-Partei sowie die italienische Partei Fratelli d’Italia.


	Fraktion Renew Europe (Renew): Hinter diesem nichtssagenden Namen könnte meiner Meinung nach politisch alles stecken, tatsächlich handelt es sich um die liberale Fraktion. Dort sind die FDP, aber auch die Freien Wähler angesiedelt. Ein weiteres bekanntes Mitglied ist die Partei Renaissance des französischen Präsidenten Emmanuel Macron.


	Fraktion der Grünen/Europäische Freie Allianz (Grüne/EFA): Okay, ich glaube, der Name der Fraktion und welche deutsche Partei hier Mitglied ist, erklärt sich selbst: Die Grünen. Allerdings haben dort zwei weitere deutsche Kleinstparteien ihren Platz gefunden: Volt sowie die Ökologisch-Demokratische Partei (ÖDP). Das Spannende an Volt: Das ist eine linksliberale Partei, die es europaweit gibt.


	Fraktion Die Linke im Europäischen Parlament (GUE-NGL): Auch bei dieser Fraktion ist klar: Hier muss Die Linke ein Zuhause gefunden haben. So ist es auch, außerdem andere linke, sozialistische und kommunistische Parteien.


	Fraktion Europa der Souveränen Nationen (ESN): Da die AfD aus ihrer alten Fraktion ID rausgeschmissen wurde und sie niemand sonst aufnehmen wollte, hat sie nach der Europawahl 2024 eine eigene Fraktion gegründet. Die ESN ist ein Sammelbecken für rechtspopulistische bis rechtsextreme Parteien.






						 

						[image: Abgebildet ist die Sitzverteilung im Europäischen Parlament in einem Halbkreis. Aktuell werden 720 Sitze auf die EU-Mitgliedstaaten verteilt. Von links nach rechts verteilen sich 46 Sitze auf The Left (Fraktion Die Linke im Europäischen Parlament – GUE/NGL), 136 auf die S & D (Fraktion der Progressiven Allianz der Sozialdemokratie im Europäischen Parlament), 53 auf die Grünen / EFA (Fraktion der Grünen/Freie Europäische Allianz), 77 auf Renew Europe (Renew Europe Group), 188 auf die EVP (Fraktion der Europäischen Volkspartei (Christdemokraten)), 78 auf die EKR (Fraktion der Europäischen Konservativen und Reformer), 84 auf die Patriots for Europe, 25 auf die ESN (Europe of Sovereign Nations), 12 auf NI (Fraktionslose) und 21 auf Sonstige.]
						
						 

						Die Abbildung zeigt, wie das EU-Parlament in der Legislaturperiode 2024 bis 2029 zusammengesetzt ist. Insgesamt 720 Abgeordnete, acht Fraktionen und ein paar Fraktionslose.

						Das Europäische Parlament hat seinen Sitz nicht nur in der belgischen Hauptstadt Brüssel, sondern auch in Straßburg. Denn passt auf: Die Ausschüsse und Fraktionen tagen überwiegend in Brüssel, und die Plenarsitzungen finden hauptsächlich in Straßburg statt. Für viele ein teurer Irrsinn, zwei Parlamentssitze zu unterhalten und die Angeordneten hin und her zu schicken. Und dazu kommt, dass ein Großteil der Parlamentsverwaltung sich in der Stadt Luxemburg befindet. Dort, zwei Autostunden bzw. drei Stunden Bahnfahrt entfernt, sitzt nämlich das Sekretariat, also das Personal des Parlaments.

						Wie im Deutschen Bundestag hat das EU-Parlament eine Präsidentin oder einen Präsidenten. Allerdings wird diese Person nicht für die gesamte Legislaturperiode von fünf Jahren gewählt, sondern nach zweieinhalb Jahren wird das Amt durch eine Wahl neu besetzt. Die Aufgaben des Parlaments ähneln denen auf Bundesebene: die Kommissionspräsidentin oder den Kommissionspräsidenten wählen. EU-Organe wie zum Beispiel die Kommission zu überwachen. Über den Haushalt sowie über Verordnungen und Richtlinien abstimmen. Im Gegensatz zum Deutschen Bundestag kann das Parlament kein Gesetz vorschlagen, es kann nur die EU-Kommission auffordern, tätig zu werden. Der Deutsche Bundestag hat also bei Weitem mehr Einfluss auf die Politik der Bundesregierung als das Europäische Parlament auf die Politik der Europäischen Kommission.

						Und das ist die uns noch fehlende EU-Institution, die wir uns jetzt näher ansehen.

						Die Europäische Kommission

						Die Europäische Kommission ist quasi die Regierung der EU, und die Chefin des Ganzen, die Kommissionspräsidentin, aktuell die Deutsche Ursula von der Leyen, kannst du dir in etwa wie unseren Bundeskanzler vorstellen. Die Kommission hat keine Ministerinnen und Minister, sondern Kommissarinnen und Kommissare. 27 Stück gibt es, aus jedem Land eine Person – soll ja bloß keinen Streit geben. Zusammen bilden sie das Kollegium. Die Kommissarinnen und Kommissare werden von ihren Ländern zwar vorgeschlagen und dann in einer Wahl vom Parlament bestätigt, aber sie sollen in ihrer Position keine nationalen, sondern ausschließlich EU-Interessen vertreten.

						Ich betone das so, weil das ganz anders ist als beim Rat der Europäischen Union und dem Europäischen Rat, die wir gerade besprochen haben. Du erinnerst dich, dort kommen die Regierungschefinnen bzw. nationalen Minister zusammen, und die vertreten dann die nationalen Interessen. Ob die Kommissarinnen und Kommissare wirklich ihre nationalen Interessen immer zu Hause lassen und auf politische Themen nur durch die EU-Brille blicken? Tja, in der Theorie zumindest schon.

						Die EU-Kommission hat vielfältige Aufgaben. Unter anderem überwacht sie als »Hüterin der Verträge« die Einhaltung des Europarechts durch die Mitgliedstaaten und kann beim Europäischen Gerichtshof Klage gegen einen EU-Staat erheben. Das machen aber nicht 27 Kommissarinnen und Kommissare plus Chefin allein: Die EU-Kommission ist eine Superbehörde mit insgesamt rund 32 000 Mitarbeitenden. Wie viele Übersetzerinnen und Übersetzer allein müssen da tätig sein, um alle Gesetze, Verordnungen usw. in die Amtssprachen sämtlicher Mitgliedstaaten zu bringen? Wenn ich schon frage, kann ich das auch gleich mal recherchieren und beantworten: rund 500.

					
					
						
							Der EU-Binnenmarkt

						
						Der EU-Binnenmarkt ist der größte gemeinsame Wirtschaftsraum der Welt. Halt, stopp, was heißt Binnenmarkt überhaupt? Dass man so tut, als seien alle 27 Mitgliedsländer zusammen ein großes Land. Das hat viele Vorteile: an den Grenzen gibt es keine Kontrollen, und es muss auch kein Zoll auf Waren gezahlt werden, Menschen können easy in ein anderes Land in der EU ziehen und dort einen Job annehmen, studieren oder eine Wohnung mieten. Übrigens ist die EU auch eine der größten Zollunionen der Welt. Für aus dem Ausland importierte Waren muss oft Zoll gezahlt werden, um die inländische Wirtschaft vor einer Dominanz ausländischer Produkte zu schützen. Die EU sieht sich durch ihren Binnenmarkt als eins, deshalb müssen keine Zölle gezahlt werden.

						Auf die EU entfallen etwa 14 Prozent des internationalen Warenverkehrs. Außerdem gehört die EU neben China und den Vereinigten Staaten zu den drei größten globalen Akteuren im internationalen Handel. Stellt euch mal vor, jedes der 27 Länder würde einzeln gegen die Riesen China oder USA in den Wettbewerb gehen, das wäre sehr mühsam und ungleich. Gemeinsam können die Länder ganz anders auftreten und ihre Forderungen besser durchsetzen.

						Und auch für uns als Verbraucherinnen und Verbraucher ist die EU eine gute Sache. Sie legt zum Beispiel gewisse Produktstandards fest, etwa bei Kosmetik oder Umweltstandards. Für viele Länder ist der Binnenmarkt ein Hauptgrund, in die EU zu wollen. Und gut drei Jahre nach dem Brexit kann man sagen, dass es unschöne Folgen für Großbritannien hat. Das Land hat sowohl den EU-Binnenmarkt als auch die Zollunion verlassen und seitdem, trotz Freihandelsabkommen mit der EU, mit den Folgen zu kämpfen. Mit mehr Bürokratie und höheren Kosten zum Beispiel.

						Für uns Normalbürgerinnen und Normalbürger ist das Tollste an der EU aber wohl die Freizügigkeit beim Reisen. Mit dem Schengener Übereinkommen von 1985 wurde beschlossen, Kontrollen an vielen Ländergrenzen abzuschaffen. Inzwischen umfasst der Schengenraum fast ganz Europa. Das Abkommen wurde nach dem Ort Schengen benannt, wo es 1985 unterzeichnet wurde, und zwar an Bord eines Schiffes auf der Mosel, die dort den Grenzfluss zwischen Luxemburg und Deutschland bildet.

					
					
						
							Herausforderungen der EU

						
						Fluchtbewegungen, Klimaschutz, Rechtsruck – die EU steht vor vielen Herausforderungen. Thema Migration: Zahlreiche Menschen wollen aus unterschiedlichen Gründen in die EU, das sorgt oft für Streit unter den Mitgliedstaaten. Länder mit Küsten wie Italien oder Griechenland sind meist die erste Anlaufstelle für geflüchtete Menschen. Laut Statistischem Bundesamt sind die Länder, in denen die meisten Erstanträge 2023 gestellt worden sind, Deutschland, Frankreich, Italien, Spanien und Griechenland.

						Länder wie Ungarn, die Slowakei oder Tschechien hingegen haben die niedrigsten Quoten. Dabei kann man das nicht darauf schieben, dass dort niemand ankommt. Im Gegenteil, viele Menschen, die über die sogenannte Balkanroute flüchten, also vor allem aus Ländern des Nahen Ostens stammen, kommen zum Beispiel in Ungarn an. Die Regierung dort hat aber im Mai 2020 neue Vorschriften eingeführt, die es fast unmöglich machen, in Ungarn Asyl zu beantragen. Die ungarische Regierung hat in den letzten Jahren aktiv Rassismus geschürt und diejenigen eingeschüchtert, die für eine offene Gesellschaft eintreten. Nichtregierungsorganisationen sollen zum Beispiel daran gehindert werden, Geflüchteten zu helfen oder auch nur über die Menschenrechtssituation zu berichten. Ungarn fällt immer wieder negativ auf, indem es liberale demokratische Werte mit Füßen tritt. Die EU ist weitestgehend machtlos dagegen, und mehr als Fördergelder einfrieren passiert meist nicht.

						Deshalb gilt die EU auch oft als »zahnloser Tiger«. Ich denke, was das bedeutet, kannst du dir denken – ein Raubtier ohne Zähne, davor hat man keine allzu große Angst. Aber es gibt noch mehr Gründe, warum die EU so bezeichnet wird:

							Komplexe Entscheidungsprozesse: Die EU hat ein kompliziertes System mit vielen Institutionen, die zusammenarbeiten müssen. Dies kann zu langen Verhandlungen führen, die Kompromissfindung ist dadurch erschwert und die Entscheidungsfindung verlangsamt. Besonders in der Außen- und Sicherheitspolitik, wo Einstimmigkeit erforderlich ist, reagiert die EU oft träge und ineffektiv.


	Nationale Souveränität: Mitgliedstaaten der EU behalten viel nationale Souveränität und sind oft zögerlich, Kompetenzen an die EU abzugeben. Das schränkt die EU in ihrer Fähigkeit ein, als einheitlicher Akteur aufzutreten. Während der Eurokrise beispielsweise war die Reaktion der EU aufgrund nationaler Interessen langsam und unkoordiniert.


	Uneinigkeit unter den Mitgliedstaaten: Die unterschiedlichen politischen Systeme, Kulturen und wirtschaftlichen Interessen der 27 Mitgliedstaaten führen häufig zu einander widersprechenden Positionen. Die Flüchtlingskrise von 2015 zeigte deutlich, wie diese Uneinigkeit die Fähigkeit der EU beeinträchtigt, gemeinsame Lösungen zu finden.


	Schwierigkeiten bei der Durchsetzung von EU-Recht: Die EU erlässt viele Gesetze, aber ihre Umsetzung hängt von den Mitgliedstaaten ab. Oft halten sich Länder nicht vollständig an EU-Recht, und die Durchsetzung durch die Europäische Kommission ist langwierig und schwierig. Verstöße gegen Umweltvorschriften sind ein Beispiel dafür, wie mangelnde Sanktionen die Glaubwürdigkeit der EU-Politik untergraben.






						Eine weitere Herausforderung für die Europäische Union ist der Aufstieg populistischer und rechtsextremer Bewegungen. Bei der Europawahl 2024 erzielten Rechtsaußen-Parteien wie die AfD im Vergleich zur letzten Wahl vor fünf Jahren deutliche Zugewinne. Die gute Nachricht ist, dass das klar proeuropäische Lager das größte geblieben ist. Selbst wenn sich alle rechten Parteien zusammenschließen würden, wären sie noch sehr weit von einer Mehrheit entfernt. Dennoch wird die EU auch künftig von innen herausgefordert, denn die rechten Parteien sind EU-kritisch und wollen ihren Einfluss möglichst begrenzen, wenn sie nicht sogar den Austritt ihres Landes aus der EU fordern. Dabei konnte man am Brexit erkennen, dass dadurch nichts besser und vieles schlechter wird.

						 

						 

						 

						
							Nice to know

							Zwölf goldene Sterne. – Die Europäische Union hat eine Flagge: Ein Kranz von zwölf goldenen Sternen auf azurblauem Grund. Die Zahl Zwölf soll »Vollkommenheit, Vollständigkeit und Einheit« zum Ausdruck bringen. Die zwölf EU-Sterne gehen täglich durch deine Hand, denn du findest sie auf allen Euromünzen, und zwar jeweils auf beiden Seiten. Auf jeder Euromünze von 1 Cent bis 2 Euro befinden sich 24 Sterne. Auf den Geldscheinen ist das übrigens genauso.

							 

							Die jüngste Ministerpräsidentin der Welt. – Sanna Marin wurde im Dezember 2019 mit nur 34 Jahren zur Premierministerin von Finnland gewählt. Damit war sie die jüngste amtierende Regierungschefin der Welt. Marin gehört der Sozialdemokratischen Partei Finnlands an und wurde bekannt für ihren modernen und progressiven Führungsstil. Sie setzte sich für Themen wie Klimaschutz, soziale Gerechtigkeit und die Rechte der LGBTQA+-Community ein. Ihre Ernennung war ein historischer Moment nicht nur für Finnland, sondern auch weltweit, da sie zu einem Symbol für die politische Beteiligung junger Menschen und insbesondere von Frauen wurde. Während ihrer Amtszeit führte sie Finnland durch die Herausforderungen der COVID-19-Pandemie und sorgte dafür, dass ihr Land international stärker wahrgenommen wurde. Sanna Marin ist auch für ihren offenen Umgang mit Social Media bekannt, wo sie oft Einblicke in ihr Leben als junge Politikerin und Mutter teilte. Im April 2023 endete ihre Amtszeit, nachdem sie bei den Parlamentswahlen ihre Mehrheit verloren hatte.

						

					
				


					Level 9

					NATO, UN, G7, G20 und Co. – 
let’s talk about Bündnisse

				

					»Die UNO wurde nicht gegründet, um uns den Himmel zu bringen, 
sondern um uns vor der Hölle zu bewahren.«

					 

					Winston Churchill, britischer Premierminister, im August 1945

				

 

 

 


					Jetzt erweitern wir deinen Horizont: von der NATO über die Vereinten Nationen bis zur Afrikanischen Union. In diesem Level werfen wir einen Blick auf internationale Bündnisse.

				




					
						2014 – irgendwo zwischen den Welten

					
					Deutschland ist gerade Fußballweltmeister geworden, und gefühlt haben alle in Deutschland den Sommer ihres Lebens. Außer mir. Ich habe vielleicht ein Spiel gesehen und saß die WM über in der Übergangsjacke Tausende Kilometer von Deutschland entfernt am Strand. In Australien, im Winter, in einem Land, in dem Fußball nicht wirklich eine Rolle spielt. Ganz Deutschland scheint mir vom Sieg benebelt, als ich heimkehre.

					Dabei ziehen scheinbar unbemerkt dunkle Wolken nicht nur im Nahen Osten, sondern auch für den Westen auf. Wenig später schaut die Welt zu, wie eine Terrorgruppe, die sich Islamischer Staat nennt, eben genau das in Syrien und dem Irak zu etablieren versucht: einen islamischen Staat, ein Kalifat. Kurz vor dem Start meines Politikstudiums im Herbst bin ich besonders sensibilisiert für diese Themen. Und aus irgendeinem Grund habe ich ein spezielles Interesse an dieser Region, obwohl ich keinen persönlichen Bezug zu ihr habe.

					Ihren Terror übt die Gruppe übrigens nicht nur in der Region aus, sondern plant und vollzieht die nächsten Jahre immer wieder Anschläge auch in Europa.

					Traurige Berühmtheit erlangte die Anschlagsserie am 13. November 2015 in Paris, bei der allein bei einem Angriff auf die Besucherinnen und Besucher eines Konzerts im Bataclan 89 Menschen starben. Die Gruppe war besonders zwischen 2014 und 2019 aktiv, als sie große Teile Syriens und des Iraks kontrollierte. Im Frühjahr 2018 gebe ich meine Bachelorarbeit über den Islamischen Staat ab, den ich anhand von zwei Konzepten aus der politischen Theorie untersucht habe. Bis heute interessiert mich vor allem, was auf internationaler Bühne passiert.

					Falls du meinem Kanal »Nini erklärt Politik« folgst, ist dir bestimmt aufgefallen, dass ich in meinen Videos oft über außenpolitische Themen spreche. Ich will immer das große Ganze sehen und verstehen. Ich liebe Außen- und Sicherheitspolitik. Ich will wissen, welche Länder gut miteinander auskommen und welche nicht. Und welche Auswirkungen das für uns hat. Lass uns also die politischen Freundschaften und Bündnisse dieser Welt unter die Lupe nehmen.

					In diesem Kapitel schauen wir uns die NATO, die Vereinten Nationen, die G7-Staaten und auch andere Bündnisse an, die dir vielleicht noch nichts sagen. Politische Bündnisse spielen eine zentrale Rolle in unserer vernetzten Welt und sind heute unverzichtbar in der internationalen Gemeinschaft. Ob es um die Förderung des Friedens, wirtschaftliche Zusammenarbeit oder kulturelle Integration geht – diese Organisationen schaffen Plattformen für Dialog und Kooperation. Dabei verfolgt jedes Bündnis seine eigenen Ziele.

					
						
							Die NATO

						
						Starten wir mit einem für uns in Europa ganz zentralen Bündnis: Die NATO ist seit einigen Jahren mehr denn je im Fokus, und das hat mehrere Gründe. Zum einen natürlich der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine. Der hat vielen in Europa vor Augen geführt, wie sinnvoll ein militärisches Bündnis doch ist. Das hat der NATO sogar zwei neue Mitglieder gebracht, Schweden und Finnland. Zum anderen brachte und bringt der ehemalige US-Präsident Donald Trump das Thema regelmäßig aufs Tapet. Immer wieder schimpfte er auf das Bündnis und drohte gar damit, ihm seine Loyalität zu entziehen, sollten die anderen Mitglieder nicht deutlich mehr Geld dafür aufbringen. Lass uns aber zunächst mal klären, was der Begriff NATO überhaupt heißt.

						NATO steht für North Atlantic Treaty Organization, was auf Deutsch Nordatlantikpakt heißt. Sie ist ein politisch-militärisches Bündnis. Die NATO ist wie so vieles, was wir uns bereits angeschaut haben, aus den Folgen des Zweiten Weltkriegs entstanden. Im April 1949 gründeten die USA, Kanada sowie zehn europäische Staaten die Organisation in Washington. Sie wird daher auch als transatlantisches Bündnis bezeichnet. Die Bundesrepublik Deutschland kam erst ein paar Jahre später dazu, als sie mit der 1955 gegründeten Bundeswehr wieder über eine eigene Armee verfügte.

						Du musst wissen, dass in der Gründungszeit der NATO die USA und die Sowjetunion die bestimmenden Weltmächte waren, und die standen sich feindlich gegenüber. Gerade erst hatten beide Länder im Zweiten Weltkrieg gemeinsam mit den Briten und den Franzosen Hitlers Nazideutschland besiegt, doch da zeigte sich schon der Konflikt der Systeme: Die kapitalistische Demokratie USA und die kommunistische Sowjetunion wurden von Verbündeten schnell zu politischen Konkurrenten und Gegnern. Beide begannen ihre Einflusssphären in der Welt weiter abzustecken und sich durch massive Aufrüstung eine neue Art von Krieg zu liefern: den Kalten Krieg.

						Deshalb folgte nur wenige Jahre nach der Gründung der NATO die Antwort der Sowjetunion: 1955 entstand unter ihrer Führung der Warschauer Pakt. Mit dem »Vertrag über Freundschaft, Zusammenarbeit und gegenseitigen Beistand« (so hieß er offiziell) wollte die Sowjetunion ein Gegengewicht zur NATO bilden und ihre Vormachtstellung in Mittel- und Osteuropa sichern. Die kommunistischen Staaten Albanien, Bulgarien, die DDR, die Tschechoslowakei, Ungarn, Polen und Rumänien gehörten zu diesem Bündnis. NATO und Warschauer Pakt standen sich im Kalten Krieg feindlich gegenüber, es kam zu Kriegsdrohungen bis hin zur Gefahr eines Atomkriegs mitten in Europa, und die Grenze beider Systeme verlief auch quer durch das heutige Deutschland.

						Mitte der 1980er-Jahre begann das autoritäre Sowjetsystem langsam zu zerfallen. Die Sowjetunion zerbrach in zahlreiche Nachfolgestaaten wie Russland, Kasachstan oder die Ukraine. Nach dem Mauerfall 1989 kam es zur Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten Bundesrepublik und DDR, und die ehemals kommunistischen Länder Osteuropas wurden wirklich unabhängige Staaten, die allesamt nicht mehr Teil des Warschauer Pakts sein wollten. Damit war der Warschauer Pakt Geschichte, während die NATO bis heute besteht.

						Nach wie vor steht bei ihr die gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik an oberster Stelle. Alle Mitgliedstaaten der NATO haben sich gegenseitigen Beistand versprochen. Kollektive Verteidigung nennt sich das System.

						Bei einem Angriff auf einen Mitgliedstaat tritt der Bündnisfall ein. Dieser ist in Artikel 5 des NATO-Vertrags geregelt und seine wichtigste Grundlage. In der Beistandsklausel steht, dass ein Angriff auf einen Mitgliedstaat als Angriff auf alle gewertet wird. Also wie bei den drei Musketieren: Einer für alle und alle für einen.

						Wobei ein Angriff auf einen NATO-Staat zunächst von allen NATO-Staaten als solcher anerkannt werden muss. Ist das der Fall, wird gemeinsam der Bündnisfall im Nordatlantikrat ausgerufen. Jedes Mitgliedsland entscheidet dann auf nationaler Ebene im Einklang mit der jeweiligen Verfassung über die Maßnahmen und das Ausmaß der Unterstützung. Nationale Prinzipien und Rechte werden damit respektiert und verlässlich eingehalten. Deshalb kann jedes Land auf seine Weise Unterstützung leisten: in militärischer Form mit Waffen oder Soldatinnen und Soldaten genauso wie mit Geld und anderen Hilfsgütern. Theoretisch können sich Staaten auch gegen eine direkte Unterstützung entscheiden. Aus Artikel 5 ergibt sich »kein rechtlicher Anspruch auf Beistand und militärische Unterstützung der Mitgliedstaaten«, aber die politischen Kosten für eine Beistandsverweigerung wären hoch.

						Dieser Bündnisfall ist bisher einmal eingetreten, und zwar nach den terroristischen Anschlägen vom 11. September 2001 auf das World Trade Center in New York und andere Orte in den USA. Heute versteht sich die NATO auch verstärkt als »Wertegemeinschaft freier demokratischer Staaten«. Dabei stehen »Frieden, Demokratie, Freiheit und eine Herrschaft des Rechts« im Mittelpunkt. Schauen wir uns die Entwicklung der NATO hinsichtlich ihrer Mitglieder näher an, bevor wir noch einen Blick auf aktuelle Debatten um die NATO werfen.

						 

						Die NATO hat heute 32 Mitgliedstaaten:

						Gründungsmitglieder 1949: USA, Kanada, Frankreich, Island, Italien, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Portugal, Vereinigtes Königreich, Belgien, Dänemark. 1952: Griechenland und Türkei. 1955: Bundesrepublik Deutschland. 1982: Spanien. 1999: Polen, Tschechien, Ungarn. 2004: Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Rumänien, Slowakei, Slowenien. 2009: Albanien und Kroatien. 2017: Montenegro. 2020: Nordmazedonien. 2023: Finnland. 2024: Schweden.

						Dir ist sicher aufgefallen, dass sowohl 1999 als auch 2004 mehrere osteuropäische Staaten eingetreten sind. Die NATO-Osterweiterung wird bis heute diskutiert. Und zwar im Kontext des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine. Immer wieder wird behauptet, die NATO habe Russland keine andere Wahl gelassen, diesen Krieg zu starten. Warum? Weil sie Russland mit der Osterweiterung zu nah gekommen sei und die NATO damit auch ein Versprechen gebrochen habe. Nämlich, dass sie sich niemals in Richtung Osten erweitern würde. Das sei mündlich bei den »Zwei plus Vier«-Gesprächen besprochen worden.

						Der »Zwei-plus-Vier-Vertrag« wurde 1990 in Moskau zwischen den vier Siegermächten des Zweiten Weltkriegs, also USA, Sowjetunion, Frankreich und Großbritannien, sowie den beiden deutschen Staaten geschlossen. Er stellte die endgültige innere und äußere Souveränität des vereinten Deutschlands her. Und genau dort hätte es das Versprechen gegeben. Eine Lüge, sagt der Ex-General Klaus Naumann, ehemaliger Chef der Bundeswehr und Vorsitzender des NATO-Militärausschusses. Zudem habe nicht die NATO auf eine Osterweiterung gedrängt, sondern die ehemaligen Staaten aus dem sowjetischen Einflussgebiet Polen, Tschechien (damals noch Teil der Tschechoslowakei) und Ungarn, auch Rumänien. »Und man hat auch immer im Kontakt mit Russland versucht, Russland deutlich zu machen, dass die NATO-Osterweiterung sich nicht gegen Russland richtet, sondern letztlich für Russland eine Versicherung ist, dass an der Westgrenze Russlands nichts passieren wird. Die NATO bleibt ein defensives Bündnis.«

						Wieso wird immer wieder behauptet, die NATO habe dieses Versprechen gegeben? Es soll ein Gespräch des damaligen Bundesaußenministers Hans-Dietrich Genscher mit seinem sowjetischen Amtskollegen Eduard Schewardnadse gegeben haben, bei dem das mündlich zugesichert worden sei. Laut Naumann hat es das Gespräch wohl gegeben, aber er sieht da es ein fettes ABER: Als Außenminister konnte Genscher gar nicht für die Bundesregierung sprechen, das hätte nur der Kanzler tun können, und selbst der Kanzler hätte nicht für die gesamte NATO sprechen können.

						Ich hoffe, dass ich etwas Licht in ein sehr viel diskutiertes Thema bringen konnte. Ein Thema, das nicht nur auf diversen sozialen Plattformen Dauerbrenner ist, sondern auch am Stammtisch, bei Familientreffen oder in der Schlange beim Supermarkt. Überspitzt gesagt, aber alles schon erlebt.

						Der Beginn des russischen Kriegs gegen die Ukraine im Februar 2022 hat Schweden und Finnland veranlasst, einen Mitgliedsantrag zu stellen. Finnland ist im April 2023 dem Bündnis beigetreten, Schweden im März 2024. Auch die Ukraine würde dem Bündnis schon länger gerne beitreten, und in den vergangenen Jahren hat es verschiedene Schritte zu einer engeren Zusammenarbeit von NATO und Ukraine gegeben. Im Jahr 2019 hat die Ukraine die Mitgliedschaft in der NATO und der EU zum Staatsziel erklärt. Zwei Partnerschaftsabkommen sind seitdem unterzeichnet worden. Allerdings ist eine schnelle Aufnahme der Ukraine in die NATO derzeit nicht vorstellbar, solange sich das Land im Krieg befindet.

						Aktivitäten und Einsätze

						Die NATO ist auch in internationalen Friedensmissionen aktiv. Diese Einsätze können von der Unterstützung beim Wiederaufbau von kriegsverwüsteten Ländern bis hin zur Bekämpfung von Terrorismus reichen. Ein bekanntes Beispiel ist der Einsatz in Afghanistan. Die ganze Vorgeschichte rund um die Terroranschläge vom 11. September 2001 und die Invasion US-amerikanischer Truppen im Kampf gegen den von den Taliban geschürten Terrorismus ist sehr kompliziert. Jedenfalls half die NATO dort, die Sicherheit wiederherzustellen und das Land zu stabilisieren.

						Zumindest war das der Plan. Die Bilanz des knapp zwanzig Jahre anhaltenden Einsatzes unter Mitwirkung der Bundeswehr: extrem verlustreich und teuer und trotzdem gescheitert. Am 15. August 2021, kurz nach dem Abzug aller dort stationierten Truppen, übernahm die Terrorgruppe Taliban wieder die Macht im Land. Die Lage im Land ist seither katastrophal. Freiheitsrechte insbesondere für Mädchen und Frauen sind im Grunde ganz abgeschafft, Millionen Menschen leiden akut an Hunger und Armut.

						Das immerwährende Thema der NATO bleibt die Abschreckung. Durch die enge militärische Zusammenarbeit, regelmäßige gemeinsame Militärübungen und die Präsenz von NATO-Truppen in gefährdeten Regionen soll verhindert werden, dass potenzielle Gegner überhaupt erst angreifen. Das gilt ganz konkret für die drei baltischen Länder Estland, Lettland und Litauen, die früher Teil der Sowjetunion waren und sich heute von Russland stark bedroht fühlen. Die NATO ist gleichsam der sehr große Bruder im Hintergrund, mit dem man sich besser nicht anlegt.

						Warum die NATO wichtig ist

						Die NATO hat in den letzten Jahrzehnten eine zentrale Rolle bei der Sicherung des Friedens in Europa und Nordamerika gespielt. Gerade in Zeiten des Kalten Kriegs war sie ein wichtiger Faktor für die Stabilität, da sie als Gegengewicht zum Warschauer Pakt, dem Militärbündnis der Sowjetunion und ihrer Verbündeten, fungierte. Heute reagiert die NATO auch auf neue Bedrohungen wie Cyberangriffe oder die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen. Durch ihre Struktur und ihre Fähigkeiten bleibt sie ein wichtiges Instrument, um Frieden und Sicherheit in einer unruhigen Welt zu bewahren.

					
					
						
							Die Vereinten Nationen (UNO)

						
						Stell dir die Welt als eine große Familie vor. In dieser Familie gibt es viele Länder, jedes mit seiner eigenen Kultur, Sprache und Geschichte. Manchmal gibt es Meinungsverschiedenheiten oder sogar Streitigkeiten zwischen diesen Ländern. Um sicherzustellen, dass diese Konflikte friedlich gelöst werden und um für alle das Beste zu erreichen, braucht es jemanden, der vermitteln kann. Diese Aufgabe übernehmen die Vereinten Nationen – das mächtigste Staatenbündnis der Welt.

						Da müssen wir uns direkt mit einem Namenskuddelmuddel beschäftigen, zumindest ging es mir anfangs so: Ich schrieb Vereinte Nationen, aber man sagt auch UN (von United Nations), und UNO (von United Nations Organization) hört man auch sehr oft. Sie meinen alle dasselbe. Du kannst dir eine Bezeichnung aussuchen, ich weiß selbst nicht genau, was ich bevorzuge.

						Die Vereinten Nationen sind dir sicher ein Begriff, und vielleicht kennst du aus den Nachrichten die eindrucksvollen Bilder aus New York, wenn dort im UN-Hauptquartier die Generalversammlung stattfindet. Aber hast du eine nähere Ahnung, was die eigentlich machen und wofür genau sie gut sind? Lass uns mal schauen. Das ist alles ziemlich komplex – kein Wunder bei einer globalen Organisation, die fast alle Länder der Welt umfasst.

						Die Anfänge der Vereinten Nationen

						Um die Entstehung der Vereinten Nationen zu verstehen, müssen wir wieder einmal in die Geschichte zurückblicken. Von 1914 bis 1918 tobte in Europa der Erste Weltkrieg. Er war viel brutaler und schrecklicher als jeder andere Krieg zuvor, Millionen Menschen starben, und man musste sich fragen, wie Staaten einen solchen Hass aufeinander entwickeln konnten, dass sie so schlimm aufeinander einschlugen. Nach dem Krieg hieß es: »So etwas darf nie wieder passieren!« Deshalb wurde als »friedliche Gemeinschaft der Völker« der Völkerbund gegründet. Er hatte 63 Mitgliedstaaten und sollte dafür sorgen, dass die Länder miteinander reden, anstatt Krieg zu führen. Leider war der Völkerbund zu schwach, den Ausbruch des Zweiten Weltkriegs zu verhindern. Der tobte von 1939 bis 1945 und war noch weit zerstörerischer als der Erste Weltkrieg.

						Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs sollten die Fehler der Vergangenheit nicht wiederholt werden. Eine größere Anzahl Staaten beschloss, eine neue, stärkere Organisation zu gründen, die die Nationen der Welt zusammenbringt und verhindert, dass es erneut zu einem solch verheerenden Krieg kommt. So entstanden 1945 die Vereinten Nationen. 51 Länder schlossen sich ursprünglich zusammen, um sich gemeinsam für Frieden und die internationale Sicherheit einzusetzen. Heute gehören fast alle Länder der Welt – insgesamt 193 – den Vereinten Nationen an.

						Die Ziele der Vereinten Nationen

						Die Vereinten Nationen haben sich in Artikel 1 ihrer Charta vier große Ziele gesetzt, die ihnen als Leitfaden dienen. Das erste Ziel ist die Bewahrung des Weltfriedens. Zu diesem Zweck wollen sie »wirksame Kollektivmaßnahmen treffen, um Bedrohungen des Friedens zu verhüten und zu beseitigen«. Das zweite Ziel ist, »freundschaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker beruhende Beziehungen zwischen den Nationen zu entwickeln«. Das dritte Ziel ist die Förderung internationaler Zusammenarbeit zur Lösung wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und humanitärer Probleme. Dabei soll »die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle« gefördert und gefestigt werden. Viertens wollen die Vereinten Nationen ein Mittelpunkt sein, an dem die Nationen diese Ziele gemeinsam verhandeln.

						Um dies zu erreichen, haben die Vereinten Nationen verschiedene Organe mit unterschiedlichen Aufgaben. Besonders wichtig sind die Generalversammlung und der Sicherheitsrat.

						Die Generalversammlung: ein Treffpunkt für die Welt

						Die Generalversammlung ist das Herzstück der Vereinten Nationen. Hier kommen die Vertreter aller 193 Mitgliedsländer zusammen, um über Fragen von weltpolitischer Dimension zu sprechen und gemeinsam Entscheidungen zu treffen. Jedes Land, egal ob groß oder klein, reich oder arm, hat eine Stimme. Das bedeutet, dass alle Länder gleichberechtigt sind und ihre Meinung äußern können.

						Einmal im Jahr findet in der Generalversammlung die Generaldebatte statt. Das ist ein besonders wichtiges Ereignis, bei dem die Staats- und Regierungschefs aus aller Welt nach New York kommen, um ihre Ansichten und Pläne für die Zukunft zu präsentieren. Während dieser Debatte halten die Präsidenten und Premierminister der Länder Reden, in denen sie über Themen wie den Klimawandel, den Kampf gegen Armut oder die Förderung von Frieden sprechen. Diese Reden sind oft bedeutend, wobei die wichtigste Funktion der Generalversammlung vielleicht eher darin besteht, dass hier Tausende Diplomatinnen und Diplomaten aus aller Welt an einem Fleck versammelt sind und sich abseits von ihr zu intensiven Gesprächen treffen.

						In der Generalversammlung werden auch UN-Resolutionen verabschiedet. Eine Resolution ist ein Beschluss zu einer konkreten Maßnahme oder zur Verurteilung einer bestimmten Maßnahme eines Landes oder mehrerer Länder. UN-Resolutionen sind rechtlich nicht bindend, es kann also niemand gezwungen werden, sie zu befolgen, doch sie haben eine große moralische Bedeutung. Beschließt die Generalversammlung eine Resolution, dann zeigt das, dass sich die Mehrheit der Länder in einer Sache einig ist, und das kann andere Länder in ihrem Handeln beeinflussen. Während ich dieses Buch schreibe, wurde Resolution Nr. 2749 zur Situation im Nahen Osten erlassen.

						Der Sicherheitsrat: Wächter des Friedens

						Der Sicherheitsrat ist das mächtigste Organ der Vereinten Nationen, wenn es um Fragen von Krieg und Frieden geht. Er besteht aus 15 Mitgliedern, von denen fünf Länder immer dabei sind: die USA, Russland, China, Frankreich und Großbritannien. Diese fünf Länder sind die ständigen Mitglieder und haben ein besonderes Recht, das Vetorecht. Das bedeutet, dass sie jede Entscheidung des Sicherheitsrats blockieren können, wenn sie nicht damit einverstanden sind, selbst wenn alle anderen Mitglieder dafür stimmen. Die anderen zehn Mitglieder des Sicherheitsrats werden von der Generalversammlung für jeweils zwei Jahre gewählt. Diese Länder kommen aus verschiedenen Regionen der Welt, damit er möglichst vielfältig besetzt ist. Der Sicherheitsrat trifft sich oft, manchmal sogar täglich, wenn es eine Krise gibt. Er diskutiert darüber, wie auf internationale Konflikte reagiert werden soll, und kann friedenswahrende Maßnahmen beschließen.

						Ist der Sicherheitsrat der Meinung, dass ein Land gegen die Regeln der internationalen Gemeinschaft verstößt, kann er UN-Sanktionen verhängen. Sanktionen sind Strafmaßnahmen, die ein Land unter Druck setzen sollen, seine Politik zu ändern. Zum Beispiel kann der Sicherheitsrat beschließen, dass andere Länder keinen Handel mehr mit dem betreffenden Land betreiben dürfen oder dass bestimmte Personen nicht mehr grenzüberquerend reisen dürfen.

						Eine weitere wichtige Aufgabe des Sicherheitsrats ist die Entsendung von Soldaten in Krisengebiete. Diese im UN-Auftrag handelnden Soldaten tragen blaue Helme, deshalb nennt man sie auch Blauhelme. Sie kommen aus verschiedenen Ländern und sind Teil von Friedensmissionen der UN. Ihre Hauptaufgabe ist es, in Konfliktregionen den Frieden zu sichern und die Zivilbevölkerung zu schützen. Die Blauhelme kämpfen nicht, sondern sorgen dafür, dass Waffenstillstände eingehalten werden, und unterstützen die Menschen vor Ort, zum Beispiel, indem sie beim Wiederaufbau von Schulen und Krankenhäusern helfen.

						Der Generalsekretär: das Gesicht der Vereinten Nationen

						An der Spitze der Vereinten Nationen steht der Generalsekretär oder die Generalsekretärin (die es bisher noch nie gab). Der Generalsekretär ist sozusagen der Chef der UN und hat die Aufgabe, die Arbeit der Organisation zu leiten und zu koordinieren. Er wird von der Generalversammlung auf Vorschlag des Sicherheitsrats für eine Amtszeit von fünf Jahren gewählt und kann einmal wiedergewählt werden.

						Der Generalsekretär ist das Gesicht der Vereinten Nationen und eine wichtige Stimme für Frieden und Sicherheit in der Welt. Er spricht oft mit den Staatschefinnen und -chefs der Welt, um Konflikte zu lösen und die Zusammenarbeit zwischen den Ländern zu fördern. Der Generalsekretär reist viel, besucht Krisengebiete und spricht mit den Menschen vor Ort, um sich selbst ein Bild von der Lage zu machen und Lösungen zu finden. Außerdem vertritt er die Vereinten Nationen bei wichtigen internationalen Treffen und sorgt dafür, dass die Entscheidungen der Generalversammlung und des Sicherheitsrats umgesetzt werden.

						Die Vereinten Nationen verfügen über ein zentrales Rechtsprechungsorgan, den Internationalen Gerichtshof mit Sitz in Den Haag. Er verhandelt und entscheidet Rechtsstreitigkeiten zwischen Staaten. Neben dem Hauptsitz in New York haben sie drei weitere Sitze in Genf, Nairobi und Wien. Genf ist aufgrund seiner zahlreichen UN-Organisationen der größte UN-Standort mit dem meisten Personal.

						Die Sonderorganisationen

						Durch völkerrechtliche Abkommen sind den Vereinten Nationen zahlreiche Sonderorganisationen verbunden, die du oft daran erkennst, dass sie »UN« in ihrem Kürzel haben: Am bekanntesten sind die UNESCO, die Organisation für Bildung, Wissenschaft und Kultur, und UNICEF, das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen. Aber auch die Weltgesundheitsorganisation (WHO) ist eine Sonderorganisation der UN, wie auch der Internationale Währungsfonds (IWF) oder die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation FAO. So ist die Völkergemeinschaft auf praktisch jeder wichtigen Ebene auch abseits der ganz großen Politik miteinander vernetzt.

						Die Bedeutung der Vereinten Nationen

						Die Vereinten Nationen sind die zentrale Plattform der Weltpolitik. Hier kommen alle Länder zusammen, um gemeinsam über die großen Probleme der Welt zu sprechen und Lösungen zu finden. Durch ihre Arbeit konnten viele Konflikte verhindert oder beendet werden, und die Lebensbedingungen für Millionen von Menschen wurden verbessert. An vielen anderen Stellen hat die UN ihre Rolle als Gewissen der Welt nicht mit Erfolg spielen können – Konflikte und Kriege hören nicht auf, nur weil sie Stopp sagt. Und die Herausforderungen der Weltgemeinschaft werden nicht weniger. Ob es der Klimawandel ist, der Kampf gegen Armut oder die Sicherung des Friedens in Krisengebieten – die UN werden weiterhin gebraucht.

					
					
						
							G7 und G20

						
						Die G7 und G20 sind zwei wichtige Gruppen, in denen sich die mächtigsten Länder der Welt treffen, um über globale Probleme zu sprechen. Sie sind jeweils informelle Zusammenschlüsse, was bedeutet, dass sie nicht durch Wahl zustande gekommen sind, sondern rein aus der Idee, dass man sich unter Staaten mit bestimmten Gemeinsamkeiten öfter mal auf höchster Ebene treffen müsste.

						G7: die Gruppe der Sieben

						Die G7 steht für »Gruppe der Sieben« und besteht aus Deutschland, Frankreich, Italien, Japan, Kanada, dem Vereinigten Königreich und den USA. Dies sind die sieben größten Volkswirtschaften der Welt. Die G7 wurde ursprünglich in den 1970er-Jahren gegründet, um über wirtschaftliche Themen wie Handel, Finanzpolitik und Währungsfragen zu sprechen. Heute geht es um eine breite Palette von Themen wie Wirtschaft, Klimaschutz, Gesundheit und Sicherheit.

						Es gab eine Zeit, in der Russland ebenfalls Mitglied war und die Gruppe daher G8 genannt wurde, von 1998 bis 2014 war das. Russland wurde damals aufgenommen in der Hoffnung, dass es sich stärker in die internationale Gemeinschaft integrieren würde. Doch 2014, nach der Annexion der Krim, also von ukrainischem Staatsgebiet, wurde Russland aus der Gruppe ausgeschlossen.

						Die Länder der G7 treffen sich einmal im Jahr auf einem Gipfel, wo die Staats- und Regierungschefs miteinander reden. Das soll einen ganz entspannten Eindruck machen, ist aber in Wirklichkeit sehr gut vorbereitet, sodass immer wichtige Impulse von den bedeutendsten Staatsleuten der Welt ausgehen. Die G7 kann Empfehlungen aussprechen oder Abkommen schließen, aber keine offiziellen Gesetze beschließen. Wenn ein G7-Gipfel stattfindet – wie 2015 in Schloss Elmau bei Garmisch-Partenkirchen –, ist er nicht nur wegen seiner politischen Bedeutung in den Medien, sondern auch, weil immer lautstark und oft gewaltsam gegen dieses Treffen der Mächtigen demonstriert wird.

						G20: die Gruppe der Zwanzig

						Die G20 ist ein größerer Zusammenschuss und umfasst 19 Länder sowie die Europäische Union und die Afrikanische Union als Mitglieder. Zu den G20-Ländern gehören neben allen G7-Staaten unter anderem auch China, Indien, Brasilien, Russland und Südafrika. Die Gruppe der Zwanzig wurde im Jahr 1999 nach einer großen Finanzkrise gegründet. Die Idee war, mehr Länder in wichtige Diskussionen einzubeziehen, weil die Weltwirtschaft immer stärker vernetzt ist.

						Die G20 konzentriert sich stark auf Wirtschafts- und Finanzthemen, behandelt aber auch andere globale Herausforderungen wie den Klimawandel, Entwicklungshilfe, Migration und die Bekämpfung von Pandemien. Die G20 umfasst Länder ganz verschiedener Größe und Wirtschaftskraft, die keineswegs alle miteinander »befreundet« sind, sondern heftige politische Kämpfe miteinander austragen. Daher sind die Diskussionen oft schwieriger, aber auch vielfältiger. Genau wie bei der G7 treffen sich die G20-Staats- und Regierungschefs einmal im Jahr zu einem Gipfel.

						Warum sind die G7 und G20 wichtig?

						Die G7 und G20 sind wichtig, weil sie Länder zusammenbringen, die eine große Verantwortung für die Weltwirtschaft und globale Themen tragen. In diesen Gruppen können sie gemeinsam überlegen, wie sie Probleme angehen und Lösungen finden können, die möglichst vielen Menschen helfen. Auch wenn die Entscheidungen, die dort getroffen werden, längst nicht alle Probleme lösen und oft auch neue aufwerfen, setzen sie oft wichtige Impulse für die internationale Politik.

					
					
						
							Die Arabische Liga

						
						Die Arabische Liga wurde 1945 gegründet und besteht aus 22 arabischen Ländern, die hauptsächlich im Nahen Osten und in Nordafrika liegen, wie zum Beispiel Ägypten, Saudi-Arabien, Irak, Jordanien und Marokko. Insgesamtin leben dort rund 400 Millionen Menschen. Nach dem Zweiten Weltkrieg strebten viele dieser Länder in die Unabhängigkeit und hatten oft noch lange mit den Folgen der Kolonialzeit zu kämpfen. Durch die Gründung der Liga wollten sie sich gegenseitig unterstützen und an gemeinsamen Zielen arbeiten.

						Ein Hauptziel der Arabischen Liga besteht in der Vertretung ihrer politischen und wirtschaftlichen Interessen, auch gegenüber der nicht arabischen Welt. Zu ihren Mitgliedern zählt auch Palästina, daher ist ein zentrales Anliegen der Liga die Unterstützung der palästinensischen Sache im Nahostkonflikt mit Israel. Die Länder der Liga wollen zudem ihre Wirtschaften stärker verknüpfen, zum Beispiel durch die Schaffung einer Freihandelszone oder die Harmonisierung von Zoll- und Handelsbestimmungen.

						Die Arabische Liga hat verschiedene Organe: Der Rat der Arabischen Liga ist das wichtigste Entscheidungsgremium, in dem Vertreter aller Mitgliedstaaten sitzen. Im Generalsekretariat werden die Beschlüsse des Rats umgesetzt und die Arbeit der verschiedenen Organe der Liga koordiniert. Der Generalsekretär ist das Oberhaupt der Liga und vertritt sie nach außen. Der Wirtschafts- und Sozialrat fördert Projekte, die zur wirtschaftlichen Entwicklung der Region beitragen und die Lebensbedingungen der Menschen verbessern sollen.

						Die Arabische Liga und ihre Herausforderungen

						Die Arabische Liga ist seit ihrer Gründung durch politische und religiöse Spannungen zwischen den Mitgliedsländern in ihrem Handlungsspielraum eingeschränkt. Alle Mitglieder haben ein Vetorecht, was Entscheidungen oft blockiert. Außerdem gibt es immer wieder Rivalitäten über die Frage der Führung innerhalb der Liga. In der Vergangenheit gab es heftige Konflikte, wie den Friedensvertrag Ägyptens mit Israel 1979, der dazu führte, dass Ägypten vorübergehend aus der Liga ausgeschlossen wurde. Auch der Irakkrieg 2003 sorgte für Spannungen, da einige Mitglieder die USA unterstützten, während andere ihr feindlich gesinnt waren (und sind). Eine umstrittene Aktion der Liga war der Boykott israelischer Waren, der über fünfzig Jahre lang organisiert wurde.

						Die Situation des Mitgliedstaats Libyen, das politisch höchst instabil ist, führt häufig zu Schwierigkeiten. Auch im Bürgerkriegsland Syrien gibt es große Probleme. 2011 wurde die Mitgliedschaft Syriens ausgesetzt, weil das Assad-Regime einen Friedensplan der Liga nicht umsetzte. Seitdem sind die arabischen Länder in ihrer Syrienpolitik gespalten. Ein weiterer Streitpunkt ist die Annäherung Saudi-Arabiens an Israel. Wegen der gemeinsamen Angst vor dem islamischen, aber nicht arabischen Iran hat Saudi-Arabien begonnen, die Beziehungen zu Israel zu verbessern, was einige Mitgliedstaaten kritisch sehen.

						Die Liga steht vor der schwierigen Aufgabe, eine gemeinsame politische Agenda zu finden. Der ursprüngliche Gedanke eines arabischen Nationalismus ist in vielen Teilen durch den Konflikt zwischen Sunniten und Schiiten vereitelt worden, das sind zwei konkurrierende Glaubensgruppen im Islam, die einen Riss durch die arabische Welt gehen lassen. Vor allem in Ländern wie Syrien, Jemen und Libyen, die von Bürgerkriegen schwer betroffen sind, muss die Liga Wege finden, die Gesellschaften wieder zu stabilisieren.

					
					
						
							Was sind die BRICS-Staaten?

						
						Die BRICS-Staaten sind ein 2006 erfolgter Zusammenschluss fünf aufstrebender Volkswirtschaften: Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika (seit 2010). Auf Englisch ergeben die Anfangsbuchstaben dieser Länder wie im Deutschen: BRICS. Anfang 2024 traten Ägypten, Äthiopien, Iran und die Vereinigten Arabischen Emirate der BRICS-Vereinigung bei, seither spricht man auch von BRICS plus.

						Dieser informelle Zusammenschluss wurde gegründet, um die wirtschaftliche und politische Zusammenarbeit zu fördern und ihre gemeinsame Stimme auf der internationalen Bühne zu stärken. Die BRICS-Staaten repräsentieren einige der größten und am schnellsten wachsenden Volkswirtschaften der Welt. Zusammen machen sie einen erheblichen Teil der globalen Wirtschaftsleistung aus und spielen eine wichtige Rolle im internationalen Handel und bei globalen Investitionen.

						Die BRICS-Gruppe will ein Gegengewicht zur wirtschaftlichen Dominanz von USA und G7 und zu westlich dominierten internationalen Institutionen wie dem Internationalen Währungsfonds (IWF) und der Weltbank sein. Die BRICS-Staaten streben danach, ihre wirtschaftliche Macht zu bündeln, um auf globaler Ebene mehr Einfluss zu gewinnen. Die BRICS-Staaten unterscheiden sich erheblich in Bezug auf ihre politischen Systeme, wirtschaftlichen Bedingungen und kulturellen Hintergründe. Sie alle jedoch eint der Wunsch nach weniger »westlichem« Einfluss.

					
					
						
							Die Afrikanische Union (AU)

						
						Die im Jahr 2001 gegründete Afrikanische Union, kurz AU, ist eine Organisation aller 55 afrikanischen Länder. Vor ihr existierte eine ähnliche Organisation namens OAU (Organisation für Afrikanische Einheit), aber die AU sollte moderner und effektiver arbeiten. Ihr Hauptziel ist es, Frieden und Sicherheit auf dem Kontinent zu fördern, die wirtschaftliche Entwicklung voranzutreiben und die Menschenrechte zu schützen. Sie stärkt den Handel und die Wirtschaft in Afrika und engagiert sich für die Verbesserung von Bildung und Gesundheit. Mehr Menschen sollen Zugang zu Schulen und medizinischer Versorgung haben, um die Lebensqualität auf dem Kontinent zu erhöhen.

						Zu den Organen der AU gehört die regelmäßig einberufene Versammlung der Staats- und Regierungschefs. Der Ministerrat besteht aus den Außenministern der Mitgliedsländer. Zudem gibt es den Rat der Weisen, eine Gruppe erfahrener Persönlichkeiten, die beratend tätig ist und bei der Konfliktlösung hilft. Der Generalsekretär leitet die AU und sorgt dafür, dass die Beschlüsse umgesetzt werden.

						Die Afrikanische Union ist von großer Bedeutung, weil sie auf internationaler Ebene als starker Player auftreten kann. Die AU ist Mitglied der G20, die mit Südafrika sonst nur ein einziges Mitglied aus Afrika hat. Der Kontinent hat mit bewaffneten Konflikten, politischen, religiösen und ethnischen Spannungen, Grenzstreitigkeiten und instabilen staatlichen Strukturen zu kämpfen und birgt zugleich ein großes wirtschaftliches Potenzial, weshalb insbesondere China viel in Afrika investiert. Lange Zeit wurden die Länder Afrikas eigentlich nur als Empfänger von Entwicklungshilfe wahrgenommen. Das ändert sich gerade und hoffentlich zum Nutzen der dort lebenden Menschen.

						 

						Es gibt viele weitere Zusammenschlüsse von Ländern in ihren Weltregionen.

						Die 1967 gegründete ASEAN zum Beispiel – für Association of Southeast Asian Nations – ist eine Vereinigung Südostasiatischer Nationen und umfasst Indonesien, Malaysia, die Philippinen, Singapur, Thailand, Brunei, Vietnam, Laos, Myanmar und Kambodscha. Für sie gilt das Gleiche wie für alle Bündnisse, nämlich dass sie durch Bündelung von Kräften allen gemeinsam von Nutzen sein sollen. Nicht nur nach innen, sondern vor allem auch nach außen, also gegenüber anderen machtpolitischen Kräften in der Welt.

						Hier verschiebt sich momentan einiges weg von der Dominanz des Westens und der demokratischen Staaten hin zu einem stärkeren Einfluss von autokratisch bis diktatorisch regierten Ländern.

						Und: Zusammenschlüsse sind immer auch Bündnisse gegen jemand oder etwas. Gegen ein vermeintliches oder tatsächliches Machtdiktat der Wirtschaftsmacht USA oder des Weltwährungsfonds zum Beispiel. Gegen unfaire Handelsbeziehungen, unerwünschte Einflussnahme oder Versuche der Spaltung. Es geht immer um Machtinteressen, und Bündnisse sorgen da für eine stärkere Position, selbst wenn sich Länder zusammentun, die untereinander große Probleme haben.

						 

						 

						 

						
							Nice to know

							NATO rückwärts? – Wenn der Generalsekretär der NATO vor die Presse tritt, sieht man im Hintergrund das Emblem der Organisation, den NATO-Stern, daneben oben: NATO und darunter: OTAN. Was soll das bedeuten? NATO rückwärts? Nein, OTAN steht für »Organisation du traité de l’Atlantique nord«, also die französische Sprachform. Denn neben dem Englischen ist Französisch die zweite Amts- und Arbeitssprache der NATO.

							 

							Wer schweigt, stimmt zu. – Für eine Entscheidung braucht es nicht immer eine Mehrzahl ausgezählter Stimmen, man kann auch per Akklamation abstimmen. Darin steckt das lateinische Wort clamare = rufen. Wenn sich alle im Raum ziemlich einig sind über einen Kandidaten oder eine Sachfrage, kann es genügen, dass sie laut in zustimmenden Beifall ausbrechen. Die Vereinten Nationen kennen eine interessante Variante davon. Wenn eine Angelegenheit gründlich ausgehandelt wurde und am Ende mit der Zustimmung aller 193 UN-Mitglieder zu rechnen ist, besteht die Akklamation darin, dass alle schweigen. Dann wird es ganz still im Saal zum Zeichen, dass niemand mehr Einwände hat. Das ist rechtens, solange alle mit dieser Form einverstanden sind. Viele andere Abstimmungen in Parlamenten dürfen nicht per Akklamation erfolgen, sondern erfordern die geheime Abstimmung. Das ist richtig so, denn das Verfahren lässt sich auch missbrauchen, in Diktaturen etwa. Wenn alle nur jubeln, weil sie sonst üble Konsequenzen fürchten müssen, kann von einer freien Abstimmung keine Rede mehr sein.

							 

							Das jüngste Land der Welt. – Die Frage, welches eigentlich das älteste Land der Welt ist, lässt sich kaum einfach beantworten, denn definiere erst einmal »Land«. Es gibt uralte Länder, angefangen mit Ägypten, wo sich schon im vierten Jahrtausend v.Chr. Herrschaftsformen bildeten, und sehr alte Länder wie Irak, Syrien oder Griechenland. Die älteste Republik der Welt ist San Marino, die kleine Enklave innerhalb Italiens. Die Geschichte von San Marino geht bis auf das Jahr 301 zurück. Bei solchen Daten ist aber immer etwas Vorsicht geboten, da sie sich gern in Mythen und Legenden verlieren.

							Einfacher zu beantworten ist die Frage nach dem jüngsten Staat der Welt. Das ist der Südsudan im Nordosten Afrikas. Das Land entstand offiziell im Jahr 2011, als es sich nach einem langen Kampf um Unabhängigkeit vom Sudan abspaltete. Am 14. Juli 2011 wurde es als 193. Mitglied in die Vereinten Nationen aufgenommen. Der Südsudan hat schlimme Jahre des Bürgerkriegs hinter sich, ist sehr instabil und bitterarm.

						

					
				


					Level 10

					Was Politik kann – 
am Beispiel der Frauen

				

					»We should all be feminists.«

					 

					Chimamanda Ngozi Adichie, nigerianische Schriftstellerin

				

 

 

 


					Politik ist für alle da, aber nicht alle Menschen hatten und haben die gleichen Rechte. Dieses Level wirft einen Blick in die Geschichte der Frauenrechte und schaut sich an, wo wir in dieser Frage heute stehen.

				




					
						2010 – ein Dorf neben Sigmaringen

					
					Nina, junge Frauen müssen mobil sein! Du bekommst einen Roller, und wir zahlen dir einen Mofaführerschein«, sagt mein Opa voller Überzeugung und nickt dabei meiner Oma zu. Ich bin damals 15 Jahre alt, und das war der Beginn unzähliger Rollerunfälle. Ich entschuldige mich an dieser Stelle noch mal bei der Lehrerin, auf deren Auto ich auf dem Schulparkplatz aufgefahren bin, weil ich meinen Freundinnen gewunken habe.

					Ich finde, dass es echt verdammt mutig von allen Beteiligten war, mir einen Motorroller zu erlauben. Aber Oma und Opa wollten und wollen meine Schwester und mich immer in Richtung Selbstständigkeit pushen. Wir sind ihre einzigen Enkelkinder und deshalb so etwas wie ihre eigenen Kinder. Ich weiß nicht, ob meine Oma und mein Opa sich selbst als Feministin und Feminist bezeichnen würden, aber die Rechte von Frauen, Bildung und gelebte Selbstständigkeit liegen ihnen schon immer sehr am Herzen. Denn Oma und Opa kennen noch andere Zeiten.

					Blicken wir auf sie zurück und gehen dann noch etwas in die Gegenwart. Entlang der Geschichte von Emanzipationsbestrebungen und Frauenrechten erzählt dieses Kapitel eine Geschichte davon, was Politik ist und wie sie funktioniert. Politik ist immer auch eine Frage der Perspektive. Und zwar nicht nur, was deine politischen Überzeugungen und Präferenzen betrifft – als Grüne schaust du anders auf die Welt und ihre Probleme als ein Konservativer. Du schaust aber auch als Frau anders auf die Welt als ein Mann.

					Die Reihe lässt sich weiter fortführen: Als Mensch aus dem Globalen Süden schaust du komplett anders auf die Welt als ein privilegierter Europäer. Einfach aufgrund der Voraussetzungen, die du hast, und der Bedingungen, unter denen du aufwächst. Als queerer Mensch stellt die Welt sich dir anders dar als einem Menschen, der sich in der cis-geschlechtlichen und/oder heterosexuellen Norm verortet, und du musst sie anders für dich erschließen und auf sie zugehen. Wenn das passiert, ist das schon politisch, und wenn du dich dann zum Handeln entschließt, ist das Politik.

					Schauen wir also an, wie das ist, wenn Gleichberechtigung und Respekt nicht einfach da sind. Zuerst werfen wir einen Blick auf das, was sich Frauen im Verlauf der Zeit so alles erkämpfen mussten.

					
						
							Die erste große Errungenschaft: das Frauenwahlrecht

						
						Wusstest du zum Beispiel, dass Frauen in Deutschland erst ab 1919 wählen durften, nachdem das Frauenwahlrecht ein Jahr zuvor eingeführt worden war?

						Hier kämpften Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts Frauen aus allen sozialen Schichten und politischen Richtungen für ihre Rechte. Besonders für das Recht zu wählen und politisch gleichberechtigt zu sein. Sie taten sich zusammen, organisierten Events und große internationale Treffen, schrieben politische Texte und schlossen sich oft auch Parteien wie der SPD an, um ihre Stimme lauter zu machen. Vereine wie der Deutsche Verein für Frauenstimmrecht wurden zu einem wichtigen Motor, der die Frauenbewegung voranbrachte und ihre Forderungen nach Gleichberechtigung in die Öffentlichkeit trug.

						Frauen dürfen in Deutschland seit gut 100 Jahren wählen. Ich finde, das klingt nach wenig, aber mit der Einführung des Stimmrechts 1918 und der ersten Möglichkeit zu seiner Ausübung ein Jahr später lag das Deutsche Reich noch unter den ersten Ländern Europas und auch vor den USA (1920). Finnland machte 1906 den Anfang, obwohl die Frauenrechtsbewegung dort vergleichbar klein war, ganz im Gegensatz zu Großbritannien. Dort kämpften die Suffragetten (von Englisch suffrage = Wahlrecht) jahrelang mit aufsehenerregenden Aktionen für ihr Wahlrecht. Zugestanden bekamen sie es im Jahr 1928, zehn Jahre später als in Deutschland. Die Suffragetten mussten auf eine fast fünfzigjährige Mobilisierungs- und Protestgeschichte zurückschauen. Übrigens kann man »Kampf für das Frauenwahlrecht« durchaus wörtlich verstehen: Die Suffragetten wurden beleidigt, getreten, blutig verprügelt und ins Gefängnis gesteckt.

						Schauen wir zu unserem Nachbarn. Hättest du nicht auch gedacht, dass Frankreich mit dem Frauenwahlrecht weit vorne landet? Wenn man an die Französische Revolution von 1789 denkt, in der sich die Menschen gegen die Ungerechtigkeiten des alten Systems aufgelehnt und »Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit« gefordert haben. Die Vertreter der neuen französischen Nationalversammlung erließen 1789 ihre »Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte«, deren Artikel 1 besagt: »Die Menschen sind und bleiben von Geburt frei und gleich an Rechten.« Leider dachten sie nicht daran, dass diese Rechte auch für Frauen gelten sollten. Sie gaben das Wahlrecht nur den Männern.

						Damals ging es vor allem darum, die vielen Privilegien des Adels zu beseitigen, aber das grundlegende Prinzip, dass alle Menschen unabhängig vom Geschlecht gleiche Rechte haben sollten, war noch nicht wirklich umgesetzt. Doch schon während der Revolution gab es mutige Frauen, die gegen diesen Ausschluss kämpften. Eine von ihnen war Olympe de Gouges. 1791 schrieb sie eine »Erklärung der Rechte der Frau und Bürgerin«, in der sie forderte, dass Frauen die gleichen Rechte wie Männer haben sollten. Diese Forderung brachte ihr den Tod ein: Zwei Jahre später wurde sie verhaftet und hingerichtet. Wählen durften Frauen in Frankreich letztendlich erst ab 1944.

						Zurück nach Deutschland

						Frauen in Deutschland konnten 1919 nicht nur das erste Mal wählen (das ist das aktive Wahlrecht), sondern auch gewählt werden (das ist das passive Wahlrecht). Für einen Sitz in der verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung in Weimar bewarben sich 300 Frauen, 37 von ihnen wurden Abgeordnete – von 423 Personen insgesamt. Eine war die Frauenrechtlerin Clara Zetkin (1857–1933). Sie war vierzig Jahre lang SPD-Mitglied, aber in die Nationalversammlung zog sie als Mitglied der neu gegründeten Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD).

						Clara Zetkin war eine mutige Frau, die sich ihr Leben lang leidenschaftlich für Arbeiterrechte und besonders für die Rechte der Frauen eingesetzt hat. Zetkin kämpfte dafür, dass Frauen das Recht bekamen, zu wählen und sich frei zu entfalten. Sie initiierte den Internationalen Frauentag, der jedes Jahr am 8. März gefeiert wird, um an den Kampf für Gleichberechtigung zu erinnern. Damit hinterließ sie eine bleibende Spur in der Geschichte. Bis heute gilt Clara Zetkin als Symbol für den Kampf um Gerechtigkeit und Gleichheit, und ihre Ideen inspirieren noch immer Menschen auf der ganzen Welt.

					
					
						
							Frauenrechte im Dritten Reich

						
						Vielleicht kannst du dir denken, was es für das Frauenwahlrecht bedeutete, als Adolf Hitler 1933 die Macht in Deutschland ergriff. Frauen wurde das passive Wahlrecht gleich wieder entzogen – sie durften noch wählen, aber nicht mehr selbst für politische Ämter kandidieren. Unter den Nationalsozialisten wurden die gerade erkämpften Frauenrechte rasch zunichtegemacht. Hitler stellte klar: Das Ziel der Erziehung von Mädchen sei, sie auf ihre Rolle als zukünftige Mütter vorzubereiten.

						Bereits ein Jahr nach der Machtübernahme entschied die NSDAP, dass Frauen weder in die Parteiführung noch in wichtige Ausschüsse aufgenommen werden durften. Die Nationalsozialisten erließen Gesetze, die Frauen aus gut bezahlten Berufen drängten. Frauen, die nach der Geburt ihrer Kinder auf ihre Arbeitsstelle verzichteten, wurden sogar belohnt. Das Frauenbild dieser Zeit war streng auf die Mutterrolle beschränkt. In Hitlers Ideologie war die persönliche Freiheit der Frauen weniger wichtig als ihre »Pflicht«, zur Erhaltung der »Rasse« beizutragen. Viele Frauenverbände wurden verboten oder lösten sich auf, um dem Verbot zuvorzukommen. Übrig blieben gleichgeschaltete Organisationen wie das Deutsche Frauenwerk und die NS-Frauenschaft.

						Trotz aller Einschränkungen wurde die Arbeit von Frauen im Nationalsozialismus immer wichtiger, als die Männer zu Millionen in den Krieg zogen und ihre Arbeitskraft fehlte. Ähnlich wie im Ersten Weltkrieg wurden Frauen mit einem Mal gebraucht, um den Mangel an Arbeitskräften auszugleichen.

					
					
						
							Die Mütter des Grundgesetzes

						
						Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs ging es wieder bergauf für die Frauenrechte in Deutschland, und zwar mit einem besonderen Ereignis: der Geburt des Grundgesetzes. Oft wird von den »Müttern und Vätern des Grundgesetzes« gesprochen, und ich habe mich stets gefragt, ob da einfach alibimäßig gegendert wird oder wirklich Frauen daran beteiligt waren. Die Antwort: Am 8. Mai 1949 wurde das Grundgesetz, also die Verfassung für die Bundesrepublik Deutschland, vom Parlamentarischen Rat beschlossen. Unter den 65 stimmberechtigten Mitgliedern gab es vier Frauen: Frieda Nadig, Elisabeth Selbert, Helene Weber und Helene Wessel.

						Diese vier »Mütter des Grundgesetzes« brachten viel berufliche und politische Erfahrung mit und haben maßgeblich dazu beigetragen, dass Frauen und Männer im Grundgesetz gleichgestellt wurden. Besonders Elisabeth Selbert war davon überzeugt, dass die Gleichberechtigung der Geschlechter zu den grundlegenden Menschenrechten gehört. Sie war es, die den Satz »Männer und Frauen sind gleichberechtigt« formulierte und hart dafür kämpfen musste, dass er ins Grundgesetz kam. Ihr Vorschlag stieß im Parlamentarischen Rat nämlich zunächst auf heftigen Widerstand und scheiterte sogar zweimal. Es sollte stattdessen die Formulierung aus der Weimarer Verfassung übernommen werden: »Männer und Frauen haben dieselben staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten.« Diese Formulierung war ihr jedoch zu ungenau und ließ viel Raum für Interpretationen.

						Unterstützt von Frauenverbänden, Gewerkschaften, Parteien und einer beispiellosen Postkartenaktion, gelang es Elisabeth Selbert schließlich, die Mitglieder des Parlamentarischen Rates zu überzeugen. So wurde der Satz »Männer und Frauen sind gleichberechtigt« als Artikel 3, Absatz 2 ins Grundgesetz aufgenommen. Allerdings blieben viele alte Gesetze aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch von 1900 zunächst unberührt, und in vielen Bereichen hatte der Mann weiterhin das letzte Wort. Aber schön, mal die Namen der Frauen zu hören, die bei einem derart wichtigen, geschichtsträchtigen Ereignis mitgewirkt haben, oder?

					
					
						
							Und was ist mit Oma?

						
						Erinnerst du dich noch, dass ich gesagt habe, dass meine Oma noch andere Zeiten kennt? 1949 ist sie gerade einmal sechs Jahre alt. Alles, was ich euch gerade erzählt habe, hat sie damals also noch nicht betroffen. Dafür Meilensteine der Emanzipation wie diese hier:

						1949/58: Den Führerschein machen und das eigene Vermögen verwalten

						Passt auf: 1958 wurde in der Bundesrepublik das »Gleichberechtigungsgesetz« verabschiedet. Frauen durften von da an ohne die Einverständniserklärung ihres Ehemannes oder Vaters einen Führerschein machen. Vorher hatte der Ehemann das letzte Wort bei wichtigen Entscheidungen in der Ehe – er konnte über den Wohnort, den Beruf seiner Frau, die Kindererziehung und sogar über das Geld bestimmen, das sie in die Ehe mitbrachte. Mit dem neuen Gesetz durften Frauen endlich selbst über ihr Vermögen verfügen und ein eigenes Konto eröffnen – etwas, das vorher unvorstellbar war. In der DDR hingegen gab es kein »Letztentscheidungsrecht des Ehemanns«, und Frauen hatten von Beginn an die Freiheit, über ihr eigenes Geld zu verfügen.

						1950/69: Diplomatin werden

						Aenne Kundermann war 1950 die erste deutsche Botschafterin, als sie in Sofia als »Chef der diplomatischen Mission« für die DDR arbeitete. In Westdeutschland dauerte es noch eine Weile, bis auch hier eine Frau eine ähnliche Position bekam: Erst 1969 wurde Ellinor von Puttkamer zur Leiterin der deutschen Vertretung beim Europarat in Straßburg ernannt. Heute sind zwar viele Neueinstellungen im diplomatischen Dienst Frauen, aber Mitte 2022 waren nur 28 Prozent der Botschafterposten von Frauen besetzt – es gibt also noch Luft nach oben!

						1961: Die erste Bundesministerin

						Als Elisabeth Schwarzhaupt am 14. November 1961 zur Bundesministerin für Gesundheitswesen ernannt wurde, schrieb sie Geschichte: Sie war die erste Frau, die ein Bundesministerium leitete. Schwarzhaupt selbst nannte sich jedoch oft »Alibifrau«. Sie hatte Jura studiert und arbeitete als Richterin, bis die Nationalsozialisten sie 1933 entließen. Sie wollte nie die klassische Frauenrolle übernehmen und setzte sich dafür ein, dass Frauen berufstätig sein und gleichzeitig eine Familie gründen können. Später trat sie der CDU bei und zog 1953 in den Bundestag ein, wo sie sich für die Reform des Familienrechts und gegen den »Gehorsamsparagrafen« einsetzte.

						Als Gesundheitsministerin erfuhr sie viel Widerstand. Sie trieb wichtige Themen voran, wie die Einführung der Polio-Schluckimpfung und der Krebsvorsorge für Frauen. 1966 kehrte sie in den Bundestag zurück und widmete sich wieder dem Familienrecht. Auch nach ihrem politischen Rückzug blieb sie aktiv, engagierte sich in verschiedenen Frauenorganisationen und setzte sich bis zu ihrem Tod 1986 für die Rechte von Frauen ein.

						1968/70: Fußball spielen im Verein – endlich erlaubt

						Lange Zeit glaubte der Deutsche Fußball-Bund (DFB), dass Fußball nichts für Frauen sei. 1955 verbot er Frauen den Sport in Vereinen mit der Begründung, dass beim »Kampf um den Ball« die weibliche Anmut verloren gehe und dies Körper und Seele schade. Doch Frauen ließen sich davon nicht abhalten und spielten trotzdem, sogar bei inoffiziellen Länderspielen vor Tausenden Fans. 1970 erlaubte der DFB Frauen offiziell, in Vereinen Fußball zu spielen. 1982 fand das erste Frauen-Länderspiel statt, und nur sieben Jahre später wurden die DFB-Frauen Europameisterinnen. Die Prämie dafür? Ein Kaffeegeschirr mit Blumenmuster! In der DDR durften Frauen schon 1968 im Fußballverband mitmachen, allerdings wurde der Frauenfußball nicht als Leistungssport gefördert, da er nicht olympisch war.

						1972/74: Abtreibung ohne Strafe

						Der berühmt-berüchtigte Paragraf 218, der Abtreibung unter Strafe stellt, existiert seit 1871. Schon in der Weimarer Republik gab es Diskussionen über seine Abschaffung, aber in den 1970er-Jahren wurde der Kampf darum besonders laut. 1971 bekannten 374 Frauen in der Zeitschrift Stern: »Wir haben abgetrieben!« Das Thema wurde heiß diskutiert, und 1974 beschloss der Bundestag, dass Abtreibungen bis zur zwölften Schwangerschaftswoche straffrei möglich sein sollen. In der DDR war eine Abtreibung seit 1950 in Ausnahmefällen erlaubt und ab 1972 dann sogar bis zur zwölften Woche ohne Angabe von Gründen. Seit 1995 gilt in ganz Deutschland: Eine Abtreibung ist bis zur zwölften Woche nach einem verpflichtenden Beratungsgespräch straffrei.

						1949/77: Arbeiten ohne Einschränkungen

						Mit dem Gleichberechtigungsgesetz von 1958 wurde das Recht der Frauen auf Berufstätigkeit gestärkt. Vorher konnten Männer einfach die Arbeitsverträge ihrer Ehefrauen kündigen. Damals stand im Gesetzbuch, dass Frauen arbeiten dürfen, aber nur, »soweit dies mit ihren Pflichten in Ehe und Familie vereinbar ist«. Wer darüber entschied? Der Mann! Erst 1977 wurde dieses veraltete Gesetz geändert. In der DDR gab es das Recht auf freie Berufswahl für Frauen bereits seit 1949.

						1949/80: Gleicher Lohn für gleiche Arbeit

						Drei Jahre nach dem Gleichberechtigungsgesetz folgte das »Gesetz über die Gleichbehandlung von Männern und Frauen am Arbeitsplatz«. Es sollte dafür sorgen, dass Frauen und Männer gleich bezahlt werden und bei der Einstellung, Beförderung oder Kündigung nicht benachteiligt werden. Doch in der Praxis sah es anders aus. In der DDR stand zwar in der Verfassung, dass Männer und Frauen gleich bezahlt werden sollten, tatsächlich verdienten Männer aber oft mehr. Und der Gender Pay Gap, die geschlechtsbedingte Lohnlücke, ist bis heute nicht geschlossen.

						1997: Vergewaltigung in der Ehe wird strafbar

						Unglaublich, aber wahr: Erst 1997 beschloss der Deutsche Bundestag, dass Vergewaltigungen in der Ehe strafbar sind. Vorher wurde das Thema mit der Ausrede abgetan, dies sei »Privatsache« und Sex Teil der »ehelichen Pflichten«. Sogar 1966 sagte der Bundesgerichtshof, dass eine Frau sich in der Ehe nicht einfach nur passiv verhalten dürfe, sondern »eheliche Zuneigung« zeigen müsse. Ein großer Schritt, dass dies endlich geändert wurde.

						2001: Dienst an der Waffe

						Lange Zeit war es Frauen verboten, den Dienst an der Waffe zu leisten. Erst 1975 durften Frauen zur Bundeswehr, allerdings nur im Sanitätsdienst und mit Grundausbildung zur Selbstverteidigung. In der DDR standen die Türen der Nationalen Volksarmee für Frauen offen, auch wenn sie dort in der Minderheit waren. 1996 wollte die junge Tanja Kreil Soldatin und Waffenelektronikerin werden. Ihre Bewerbung wurde abgelehnt, weil Frauen zwar Soldatinnen werden, aber keine Waffen bedienen durften. Das fand Kreil unfair und klagte dagegen. Im Jahr 2000 – Tanja Kreil arbeitete inzwischen woanders – entschied der Europäische Gerichtshof, dass die Bundeswehr Frauen auch den Dienst an der Waffe erlauben muss. Im April 2001 traten die ersten Frauen in Kampftruppen ein, und im Juli desselben Jahres begannen die ersten Frauen ihre Ausbildung zur Offizierin. Heute liegt der Frauenanteil in der Truppe bei 12,5 Prozent, unter den Zivilangestellten der Bundeswehr ist er noch deutlich höher.

						2016: »Nein heißt Nein« – Überarbeitung des Sexualstrafrechts

						Früher war es schwierig, eine Vergewaltigung vor Gericht zu beweisen, wenn die Frau sich nicht körperlich gewehrt hatte. 2016 wurde das Sexualstrafrecht endlich geändert: Seither gilt das »Nein heißt Nein«-Prinzip. Das bedeutet, dass jede sexuelle Handlung gegen den erkennbaren Willen einer Person strafbar ist. Trotzdem gibt es auch heute noch viele rechtliche Grauzonen und Schwierigkeiten bei der Beweisführung.

					
					
						
							Die Sache mit dem Feminismus

						
						Es gibt wenige Themen, die meiner Meinung nach so missverstanden werden, wie Feminismus. Versuchen wir, uns dem Thema mit einer sehr kurzen Definition zu nähern: Feminismus ist eine Bewegung und Ideologie, die sich für die Gleichberechtigung der Geschlechter in allen Lebensbereichen einsetzt. Das Ziel des Feminismus ist es, die gesellschaftliche, politische und wirtschaftliche Gleichstellung der Geschlechter zu erreichen. Feministinnen und Feministen kämpfen gegen Diskriminierung, Ungerechtigkeit und Gewalt, die aufgrund von Geschlecht auftreten. Dabei sind sich Feministinnen und Feministen auch nicht immer einig, denn es gibt nicht den einen Feminismus, was wir noch sehen werden.

						Ehrlich gesagt habe ich Feminismus lange falsch verstanden. Erst habe ich ihn gar nicht verstanden. Ich bin mit der Überzeugung groß geworden, dass ich alles genauso gut kann und erreichen kann wie die Jungs. Was zum einen daran liegt, dass ich mit einem Jungen groß geworden bin, der von der Krabbelgruppe bis zum Abitur einfach immer da war. Wir sind einen Monat und sieben Tage auseinander geboren. Später sind wir in den gleichen Kindergarten und die gleiche Grundschule gegangen, seine Familie ist schließlich sogar in unsere Straße gezogen. Wir waren im gleichen Schwimm- und Leichtathletikverein. Mal schwamm er schneller, mal ich. Mal bin ich schneller gerannt, mal er. Wir sind schließlich sogar in eine Klasse im Gymnasium gegangen, zumindest eine Weile. Er war also der unmittelbare Vergleich, aber das habe ich immer mehr aufs Alter bezogen, nicht auf unser Geschlecht. Und meine Familie hat mir beigebracht, dass es ganz großartig sei, ein Mädchen zu sein. Ich war so davon überzeugt, dass es zu folgender Szene in der Uni-Mensa kam:

						Würzburg, 2015 – Uni-Mensa am Hubland

						Ich sitze cool vor einem Typen, mit dem ich studiere. Ich weiß, dass er mich gut findet, schließlich wollte er mich neulich zum Ball seiner Studentenverbindung einladen. Ich habe Nein gesagt. Verbindungen sind eine große Sache in der bayerischen Uni-Stadt Würzburg. Viele Studierende gehen in Verbindungen, weil sie sich ein großes Netzwerk und Gemeinschaft versprechen und man oft supergünstig wohnt. Es gibt viele von ihnen, unten am Main, untergebracht in prachtvollen Villen. Die meisten sind konservativ eingestellt und »schlagende« Verbindungen. Das heißt, es wird gefochten. Frag mich nicht, warum. Okay, du darfst immer fragen, aber das führt uns zu weit ab, lies es bei Interesse bei Wikipedia oder anderswo nach.

						Jedenfalls fragt er mich, wie ich zur Frauenquote stehe. »Nichts für mich«, sage ich selbstbewusst. »Ich brauche das nicht, ich will sowieso nicht die Alibifrau irgendwo sein«, fahre ich fort. »Ich bin auch keine Feministin, wofür auch?«

						Wow, ich habe mich mit dieser Aussage damals so lässig gefühlt, wie die stärkste und coolste Frau der Welt. Heute bekomme ich Gänsehaut, wenn ich daran denke, weil ich ein klassisches »Pick Me Girl« war. Dieser Begriff wird in sozialen Medien verwendet, um ein bestimmtes Verhalten von Mädchen oder Frauen zu beschreiben. Diese betonen oft, wie »anders« sie im Vergleich zu anderen Frauen sind, in der Hoffnung, dadurch insbesondere bei Männern gut anzukommen. Sie versuchen, sich abzuheben, indem sie oft stereotype, vermeintlich »männliche« Interessen oder Verhaltensweisen herauskehren, zum Beispiel, indem sie sagen, dass sie »nicht wie andere Mädchen« sind, oder sich über typisch weibliche Interessen lustig machen.

						Der Begriff wird kritisch verwendet, um darauf hinzuweisen, dass dieses Verhalten auf männliche Anerkennung abzielt; dazu grenzt man sich von anderen Frauen ab, statt mit ihnen solidarisch zu sein. Es kann auch als eine Form von Unsicherheit oder des Bedürfnisses nach Bestätigung gedeutet werden. Ja, ganz genau, das war ich damals, ein Pick Me Girl. Für mich war Feminismus »Männerhass«, und ich wollte doch viel lieber gut bei den Männern ankommen. Diese Vorurteile kennen bestimmt einige.

						Lasst uns einen Blick in die Geschichte werfen und schauen, woher sie kommen. Die Entwicklung des Feminismus ist nicht einfach und verläuft nicht immer geradeaus. Es gibt viele verschiedene Meinungen und Ansätze, die oft gleichzeitig existieren und sich manchmal widersprechen. Um die komplexe Geschichte des Feminismus besser verstehen zu können, spricht man oft vereinfacht von drei (oder inzwischen vier) Wellen des Feminismus. Diese Wellen helfen, die unterschiedlichen Phasen und Schwerpunkte der Frauenbewegung sichtbar zu machen.

						Und noch eine Begriffsbestimmung: Du wirst von der Frauenbewegung und vom Feminismus lesen, wobei beides ungefähr dasselbe meint. Als die »Frauenbewegung« loslegte, gab es den Begriff »Feminismus« in dieser Bedeutung noch gar nicht; der hat sich dann in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts in der allgemeinen Verwendung nach vorn geschoben. Aber lass uns die Sache für unseren Zweck nicht zu kompliziert machen.

						Erste Welle des Feminismus (um 1900)

						Diese erste Welle wird oft als »Gleichheitsfeminismus« bezeichnet. Er geht davon aus, dass Männer und Frauen gleich sind. Die Unterschiede, die wir oft sehen, sind nicht von Natur aus da, sondern entstehen durch die Art, wie die Gesellschaft Menschen behandelt und ihnen Rollen zuweist. Um das Jahr 1900 setzten sich Frauen weltweit für grundlegende politische und bürgerliche Rechte ein. Ein zentrales Ziel war das Frauenwahlrecht. Zudem kämpften sie für das Recht auf Bildung und Erwerbstätigkeit, um von Männern unabhängig ihr Leben selbst gestalten zu können.

						Innerhalb dieser Bewegung gab es verschiedene Strömungen. Die bürgerliche Frauenbewegung akzeptierte traditionelle Vorstellungen von Weiblichkeit größtenteils und stellte die Rollenverteilung in der Ehe nicht grundsätzlich infrage. Sie wollte, dass Frauen ihre Rolle als Ehefrau und Mutter selbstbestimmt ausfüllen konnten, ohne von der Gesellschaft eingeengt zu werden. Auf der anderen Seite stand die proletarische Frauenbewegung, die weiterreichende Veränderungen forderte. Diese Gruppe strebte eine vollständige ökonomische und politische Gleichstellung von Frauen und Männern an und setzte sich für tiefgreifende soziale Veränderungen ein. Sie kritisierte die bestehenden Machtverhältnisse und wollte eine Revolution des kapitalistischen Systems, um die gesellschaftlichen Strukturen zu ändern.

						Einige Frauenorganisationen zögerten lange, das Wahlrecht und eine aktive Rolle von Frauen in der Politik zu fordern. Dies führte zu Spannungen innerhalb der Bewegung und spaltete die bürgerliche Frauenbewegung in einen traditionellen und einen radikalen Flügel. Zum radikalen Flügel gehörten die Suffragetten, von denen ich euch oben erzählt habe.

						Zweite Welle des Feminismus (ab den 1960er-Jahren)

						Die zweite Welle begann in den 1960er-Jahren und war von differenzfeministischen Spannungen geprägt. Diese Richtung glaubt anders als der Gleichheitsfeminismus, dass es biologische Unterschiede zwischen Männern und Frauen gibt. Sie betont dabei die positiven Seiten von Weiblichkeit. Diese Sichtweise war besonders in der westlichen Frauenbewegung stark vertreten und ist in verschiedenen Formen bis heute präsent. Diese Bewegung wurde stark von der Studentenbewegung und der Neuen Linken beeinflusst. Eine Teilgruppe kämpfte weiter für die soziale und wirtschaftliche Gleichstellung von Frauen und Männern. Sie wollten das kapitalistische System ändern, um die Situation der Frauen in der Gesellschaft zu verbessern. Eine andere Teilgruppe organisierte sich oft in autonomen Gruppen, die Männer bewusst ausschlossen. Die Themen dieser Epoche drehten sich um Selbstbestimmung, sexuelle Freiheit, das Recht auf Abtreibung, den Kampf gegen sexuelle Gewalt und die Befreiung von gesellschaftlichen Normen.

						Dritte Welle des Feminismus (ab den 1990er-Jahren)

						Die dritte Welle entwickelte sich in den 1990er-Jahren, hauptsächlich in den USA. Sie entstand als Reaktion auf die einseitigen Ansätze der zweiten Welle, die häufig nur die Perspektiven weißer, heterosexueller Frauen berücksichtigte. Nun ging es um die Anerkennung von Vielfalt und die Einbeziehung von Frauen unterschiedlicher Hautfarben, sexueller Orientierungen und sozialer Hintergründe. Außerdem flossen Ideen aus der sich entwickelnden Gender- und Queer-Theorie in die Bewegung ein. Geschlecht und Sexualität wurden nicht mehr als feste Kategorien angesehen, sondern als fluide gesellschaftliche Konstrukte. Deshalb ging es nun auch um die Rechte von Menschen, die sich nicht eindeutig als Mann oder Frau identifizieren, wie zum Beispiel trans* und inter* Personen.

						Die dritte Welle brachte das Konzept der Intersektionalität ins Gespräch, das beschreibt, wie verschiedene Formen von Diskriminierung – wie Rassismus, Sexismus oder Homophobie – sich überschneiden und verstärken können. Feministinnen berücksichtigen seither auch Faktoren wie race, soziale Klasse oder sexuelle Orientierung. Eine Schwarze Frau hat andere Erfahrungen als eine weiße Frau, selbst wenn beide gegen Sexismus kämpfen. Die dritte Welle des Feminismus machte deutlich, dass es wichtig ist, Aspekte der Identität in ihrer Vielfalt zu berücksichtigen, wenn wir über Gleichheit und Gerechtigkeit sprechen.

						Vierte Welle des Feminismus (seit etwa 2010)

						Die vierte Welle begann um 2010 und wird stark durch das Internet und soziale Medien geprägt. Nun setzt man sich intensiv gegen sexuelle Belästigung, Gewalt gegen Frauen und Ungleichheit im Alltag ein. Durch Kampagnen wie #MeToo konnten viele Menschen ihre Erfahrungen mit sexueller Gewalt und Diskriminierung öffentlich machen. Im Oktober 2017 wurde der Weinstein-Skandal bekannt. Viele Frauen beschuldigten den Filmproduzenten Harvey Weinstein, sie sexuell belästigt, genötigt oder vergewaltigt zu haben. Die Schauspielerin Alyssa Milano reagierte darauf, indem sie den Hashtag #MeToo (Ich auch) ins Leben rief. Damit ermutigte sie Frauen, über ihre Erfahrungen mit sexueller Belästigung und Übergriffen zu sprechen. Der Hashtag wurde Millionen Male verwendet und machte das Thema sexualisierte Gewalt gegen Frauen (und Männer) wieder richtig bekannt.

						Die vierte Welle hat deutlich gemacht, dass es noch viele Ungerechtigkeiten gibt, die bekämpft werden müssen, und dass Feminismus nicht nur Frauenrechte, sondern die Rechte aller marginalisierten Gruppen umfasst. Die vier Wellen des Feminismus zeigen, dass der Kampf für Gleichberechtigung und soziale Gerechtigkeit sich ständig weiterentwickelt und an die aktuellen Herausforderungen anpasst. Jede Welle hat ihre eigenen Schwerpunkte und Ziele, aber alle zusammen haben dazu beigetragen, die Gesellschaft gerechter und offener zu machen.

					
					
						
							Das Wellenkonzept ist kritikwürdig

						
						Ich muss dazu sagen, dass das Wellenkonzept sehr bekannt und gleichzeitig auch umstritten ist, weil es die Vielfalt und Komplexität der feministischen Bewegungen nicht vollständig erfasst und zu einer vereinfachten Darstellung der Geschichte führen kann. Hier sind einige der Hauptgründe für die Kritik:

							Vereinfachung und Generalisierung: Die Einteilung in vier Wellen kann dazu führen, dass wichtige Aspekte und Nuancen der feministischen Bewegung übersehen werden. Feminismus ist nicht eine einheitliche Bewegung, sondern besteht aus vielen verschiedenen Strömungen und Perspektiven, die sich nicht immer klar in einzelne Wellen einordnen lassen.


	Eurozentrismus und Ausschluss von Minderheiten: Das Wellenmodell basiert oft auf den Entwicklungen in westlichen, hauptsächlich weißen Bewegungen. Feministische Kämpfe von Frauen aus anderen Regionen, insbesondere aus dem Globalen Süden, oder von Frauen of Colour werden dabei häufig vernachlässigt oder sogar ausgeblendet. Die Beiträge nicht-westlicher und nicht-weißer Feministinnen sind damit unterrepräsentiert, obwohl sie wesentliche Teile der globalen feministischen Bewegung ausmachen.


	Inkonsistenzen und Überschneidungen: Die Einteilung in Wellen impliziert, dass jede Phase klar von der nächsten getrennt ist, was in der Realität nicht der Fall ist. Viele Themen und Kämpfe, die einer bestimmten Welle zugeschrieben werden, existierten bereits früher oder wirken bis heute fort. Die strikte Trennung kann die anhaltende Relevanz bestimmter feministischer Anliegen verschleiern und den Eindruck erwecken, diese Kämpfe seien bereits ausgefochten und erledigt.


	Gegenwärtige Herausforderungen: Die Vorstellung von vier Wellen kann suggerieren, dass der Feminismus heute in einer festen, abgeschlossenen Phase und damit weniger dynamisch oder relevant ist. Das übersieht jedoch, dass Feminismus ständig in Bewegung ist und sich weiterentwickelt, um auf neue gesellschaftliche Herausforderungen zu reagieren.






					
					
						
							Und heute?

						
						Haben wir im Jahr 2025 überhaupt noch etwas zu erkämpfen? Ja, Feminismus ist auch heute noch wichtig in Deutschland. Auch wenn viele Fortschritte gemacht wurden, gibt es immer noch Bereiche, in denen Gleichstellung von Frauen und Männern nicht erreicht ist. Trotz gesetzlicher Regelungen gibt es Unterschiede bei den Löhnen und Gehältern von Frauen und Männern. Laut Statistischem Bundesamt haben Frauen im Jahr 2023 durchschnittlich 18 Prozent weniger verdient als Männer. Außerdem sind sie in Führungspositionen noch unterrepräsentiert.

						Nach wie vor beeinflussen traditionelle Rollenbilder oft die Erwartungen. Daher sind Frauen in bestimmten Berufen unterrepräsentiert oder erhalten Männer nicht die Unterstützung, die sie für die Vereinbarkeit von Beruf und Familie brauchen. Hast du zum Beispiel gewusst, dass die Verteilung von Selbstmorden auf das Geschlecht bei Männern (73 Prozent) und Frauen (27 Prozent) seit Jahren relativ konstant liegt? Auch Männer können unter den klassischen Rollenbildern leiden, wie zum Beispiel dadurch, dass sie immer »stark sein« müssen.

						Gewalt gegen Frauen, einschließlich häuslicher Gewalt und sexueller Übergriffe, ist nach wie vor ein ernstes Problem. Laut Bundesfamilienministerium wird jede dritte Frau in Deutschland mindestens einmal in ihrem Leben Opfer von physischer oder sexueller Gewalt. Etwa jede vierte Frau wird mindestens einmal von ihrem aktuellen oder früheren Partner körperlich oder sexuell misshandelt.

						Gewalt ist nicht nur das, was man durch Schläge sieht. Sie beginnt mit Bedrohungen, Beleidigungen, Belästigungen oder dem Versuch, jemanden zu kontrollieren. Diese Formen von Gewalt können Menschen aus allen Schichten und in jedem Alter betreffen, egal ob zu Hause, draußen, am Arbeitsplatz oder online. Besonders häufig betrifft Partnerschaftsgewalt Frauen, aber auch Männer können betroffen sein.

						Für Mädchen und Frauen mit Behinderungen ist die Lage noch schlimmer. Fast die Hälfte von ihnen hat sexuelle Gewalt in ihrer Kindheit, Jugend oder im Erwachsenenalter erlebt. Sie erfahren fast doppelt so häufig körperliche Gewalt wie Frauen ohne Behinderungen. Und etwa 70 bis 90 Prozent der Frauen mit Behinderungen haben bereits psychische Gewalt im Erwachsenenleben erfahren. Trotz Verbesserungen im rechtlichen Schutz und bei Unterstützungssystemen gibt es noch viele Fälle, die nicht ausreichend adressiert werden.

						Auch Frauen mit Migrationshintergrund erleben zusätzliche Herausforderungen und Diskriminierungen. Feminismus setzt sich dafür ein, dass alle Frauen unabhängig von ihrer Herkunft oder ihren besonderen Bedürfnissen gleiche Chancen und Rechte haben. Feminismus heute bedeutet, für eine gerechtere und inklusivere Gesellschaft zu kämpfen, in der alle Menschen unabhängig vom Geschlecht ihre Rechte und Möglichkeiten voll ausschöpfen können. Es geht nicht nur um die Rechte von Frauen, sondern um Gleichstellung und Gerechtigkeit für alle.

					
					
						
							Abtreibung

						
						Kommen wir zu einem Thema, das wieder sehr im Fokus steht: Abtreibung. Abtreibung ist in Deutschland prinzipiell strafbar und nur unter bestimmten Umständen legal. Wenn eine Frau ungewollt schwanger wird und das Kind nicht behalten möchte, kann sie die Schwangerschaft innerhalb der ersten zwölf Wochen nach einer Beratung von einem Arzt abbrechen lassen.

						Inzwischen wurde im Jahr 2022 das »Werbeverbot« für Abtreibungen gekippt. Puh, da muss ich immer noch schlucken. In Paragraf 219a Strafgesetzbuch stand: »Werbung für den Abbruch der Schwangerschaft« ist verboten. Das hieß, es war nicht erlaubt, Informationen über verschiedene Methoden zum Schwangerschaftsabbruch oder die damit verbundenen Risiken öffentlich zu verbreiten. Wer sich nicht daran hielt, riskierte eine Geldstrafe oder sogar eine Freiheitsstrafe von bis zu zwei Jahren.

						Im Jahr 2023 hat die Bundesregierung eine Expertenkommission einberufen, um zu klären, ob die Gesetze zu Schwangerschaftsabbrüchen geändert werden sollten. Diese Gruppe besteht aus 15 Frauen und drei Männern mit Expertise in Ethik, Medizin und Recht. Die Experten schlugen vor, dass Abtreibungen in den ersten zwölf Wochen der Schwangerschaft generell erlaubt sein sollten. Ein generelles Verbot in dieser frühen Phase sei rechtlich nicht haltbar, es verstoße gegen die Verfassung und internationale Standards. Für den Zeitraum von Woche 12 bis Woche 22 empfehlen sie, dass der Gesetzgeber festlegen sollte, unter welchen Bedingungen Abtreibungen straffrei bleiben könnten. Sobald das Baby in der 22. Woche lebensfähig ist, sollten Abbrüche weiterhin nicht erlaubt sein, mit Ausnahmen beispielsweise bei Vergewaltigung oder gesundheitlichen Problemen.

						Die Entscheidung der Expertenkommission wurde einstimmig getroffen. Es gibt viele Bedenken, dass das Thema zu heftigen Diskussionen führen könnte, und eine schnelle Entscheidung scheint unwahrscheinlich. Die verantwortlichen Ministerinnen und Minister haben nicht gesagt, ob sie in dieser Wahlperiode (2021–2025) eine Änderung des Gesetzes in Angriff nehmen wollen.

						Über Abtreibung könnten wir noch eine ganze Weile sprechen. Wusstest du zum Beispiel, dass …

							das Thema Schwangerschaftsabbruch in den Medizinstudiengängen und in der Ausbildung von Gynäkologinnen und Gynäkologen in Deutschland bisher kein Pflichtteil war? Das will die aktuelle Bundesregierung ändern und es verpflichtend in den Lehrplan des Medizinstudiums verankern.


	Malta eines der strengsten Abtreibungsgesetze der Welt hat? Bis 2023 galt ein vollständiges Abtreibungsverbot. Unter keinen Umständen, auch nicht bei Vergewaltigung oder wenn das Leben der Mutter in Gefahr war. Zumindest Letzteres gilt nun als Grund, legal eine Abtreibung durchführen zu lassen.






					
					
						
							Zurück in die Vergangenheit?

						
						Malta hat damit eine minimale konkrete Verbesserung für die Situation von Frauen geleistet. Das ist nichts Selbstverständliches, sondern jemand hat es erkämpft. Und es wird nicht automatisch und mit fortschreitender Zeit immer besser und einfacher für Frauen und andere marginalisierte Gruppen. In vielen Staaten dieser Welt ist ein Backlash zu beobachten. Das ist eine starke Pendelbewegung zurück, eine heftige Gegenreaktion auf etwas einmal Erkämpftes. Manche Menschen oder Gruppen fühlen sich durch diese Veränderungen unwohl oder bedroht und versuchen, die Fortschritte rückgängig zu machen oder die Bewegung zu stoppen. Was dazu führen kann, dass bereits erreichte Ziele wieder infrage gestellt oder sogar zurückgenommen werden. Und dafür gibt es Beispiele genug. 

						USA: Tschüss, Abtreibungsrecht?

						Werfen wir einen Blick in die USA. Dort ist das Recht auf Abtreibung seit 2022 in einigen Staaten stark eingeschränkt oder sogar ganz abgeschafft. Das hängt mit einer wichtigen Entscheidung des Obersten Gerichtshofs von 1973 zusammen, die als »Roe v. Wade« bekannt ist. Roe v. Wade gab Frauen das Recht, selbst zu entscheiden, ob sie eine Schwangerschaft abbrechen wollen. Es stellte sicher, dass Abtreibungen in den ersten Monaten der Schwangerschaft erlaubt waren.

						Dieses Urteil schützte über viele Jahrzehnte das Recht auf Abtreibung, doch 2022 wurde es aufgehoben. Jeder Bundesstaat kann nun selbst entscheiden, ob Abtreibungen erlaubt sind oder nicht. Seitdem haben viele Staaten, vor allem im Süden und im Mittleren Westen, Abtreibungen stark eingeschränkt oder sogar komplett verboten, unter anderem Texas, Mississippi, Alabama, Louisiana und Oklahoma. Hier dürfen Frauen meist nur noch abtreiben, wenn ihr Leben in Gefahr ist oder sie Opfer einer Vergewaltigung wurden – und auch das ist oft schwer durchzusetzen. In anderen Staaten wie Kalifornien, New York und Illinois sind Abtreibungen weiterhin erlaubt und werden geschützt. Frauen aus Staaten mit Verbot müssen oft in andere Staaten reisen, um einen sicheren Schwangerschaftsabbruch vornehmen zu lassen.

						Diese Entwicklung hat zu Diskussionen und Protesten geführt, weil viele Menschen der Meinung sind, dass Frauen selbst entscheiden sollten, was mit ihrem Körper passiert. Die neuen Gesetze erschweren vielen Frauen einen sicheren Zugang zu Abtreibungen. Ist das nicht erschreckend? Schließlich sprechen wir von der ältesten Demokratie der Welt und nicht von, sagen wir, Afghanistan.

						Endstufe Frauenhass?! Ein Blick nach Afghanistan

						Einen Backlash der Superlative beobachten wir in Afghanistan. Seit die Terrorgruppe Taliban im Jahr 2021 die Macht dort übernommen hat, hat sich das Leben der Frauen dort dramatisch verschlechtert.

						Die Taliban sind eine islamistische, streng konservative Gruppe. Sie haben viele strenge Regeln eingeführt, die Mädchen und Frauen fast alle Rechte nehmen, die sie vorher hatten. Mädchen dürfen ab der 7. Klasse nicht mehr zur Schule gehen, und Frauen ist es untersagt, zu studieren. Das bedeutet, dass sie keine höhere Bildung mehr bekommen können. Außerdem dürfen Frauen in den meisten Berufen nicht mehr arbeiten, außer in wenigen Bereichen wie dem Gesundheitswesen, und auch dort nur unter strengen Auflagen.

						Im öffentlichen Leben haben Frauen kaum noch Freiheiten. Sie dürfen das Haus nicht ohne die Begleitung eines männlichen Verwandten verlassen und müssen sich dabei komplett verhüllen, oft sogar mit einem Gesichtsschleier. Reisen ist für Frauen ohne männliche Begleitung ebenfalls verboten, selbst innerhalb des Landes. Die Taliban haben Frauen auch die öffentliche Nutzung der Stimme verboten – sie dürfen in der Öffentlichkeit weder singen noch sprechen, sei es im Radio, bei Veranstaltungen oder bei Demonstrationen. Freizeitaktivitäten wie Sport sind für Frauen untersagt.

						Nur für euch als Hintergrund: Mädchen und Frauen konnten in Afghanistan einmal ganz anders leben. Die Quellen bezüglich der Frage, wann Afghaninnen das Wahlrecht erhielten, weichen voneinander ab. Die Bundeszentrale für politische Bildung spricht vom Jahr 1964, das Statistische Landesamt Baden-Württemberg von 1963 und die Hilfsorganisation Medica Mondiale sogar von 1919. Fakt ist, die Frauen hatten dieses und auch andere Rechte in der Vergangenheit. Zum ersten Mal verschlechterte sich die Situation deutlich, als die Taliban Ende der 1990er-Jahre die Kontrolle über das Land übernahmen. Sie beherrschten Afghanistan von 1996 bis 2001. In dieser Zeit verloren Frauen fast alle Rechte, die sie zuvor hatten. Nach dem Einmarsch der NATO-Truppen in Afghanistan im Jahr 2001 wurde es etwas besser für sie. Aktivistinnen und Aktivisten erreichten wichtige Fortschritte in den Gesetzen. Doch viele dieser Rechte wurden in der Realität kaum umgesetzt. Gründe dafür waren stark männlich dominierte Strukturen, religiöser Extremismus und viel Korruption. Diese Probleme machten es schwer, die neuen Gesetze wirklich im Alltag anzuwenden, selbst bis kurz vor der erneuten Machtübernahme der Taliban im August 2021.

						Im Nachbarstaat Iran sieht es übrigens nicht sehr viel besser aus, dazu habe ich schon auf Level 4 etwas geschrieben.

						Ein trauriger Blick ganz nah – nach Osteuropa

						In den letzten Jahren hat der Premierminister von Ungarn Viktor Orbán viele Rechte von Frauen und queeren Menschen eingeschränkt. Seine Regierung hat das Recht auf Abtreibung stärker eingeschränkt und auch Gesetze erlassen, die es verbieten, in Schulen über LGBTQA+-Themen zu sprechen. Junge Menschen dürfen in der Schule also nichts mehr über queere Identitäten oder sexuelle Orientierung lernen.

						Auch die Rechte von trans* Personen wurden stark beschnitten. Ein neues Gesetz verbietet es, das Geschlecht im Personalausweis zu ändern, was bedeutet, dass trans* Menschen nicht offiziell als das Geschlecht anerkannt werden, mit dem sie sich identifizieren. Dies erschwert ihr Leben, weil sie zum Beispiel immer wieder mit ihrem alten Namen und Geschlecht konfrontiert werden.

						Orbán baut Ungarn seit Längerem erklärtermaßen zu einer »illiberalen Demokratie« um, die bestimmte Freiheiten nicht mehr gewähren will. Seine Regierung fördert ein traditionelles Familienbild und drängt queere Menschen sowie Frauen in Rollen, die der Regierung als »normal« erscheinen. Diese Maßnahmen haben viel Kritik ausgelöst, sowohl in Ungarn als auch international, weil sie die Freiheit und die Rechte von vielen Menschen einschränken.

						Ähnliches gilt für ein weiteres EU-Land: Polen. In den letzten Jahren wurden in Polen viele Rechte von Frauen und queeren Menschen stark eingeschränkt. Die polnische Regierung hat das Abtreibungsrecht so verschärft, dass es fast unmöglich ist, legal abzutreiben. Außerdem hat sie LGBTQA+-Personen stark diskriminiert. Es wurden »LGBT-freie Zonen« in vielen Teilen des Landes eingeführt – queere Menschen sind dort nicht willkommen und in ihren Rechten nicht geschützt. Trans* Personen haben es ebenfalls schwer, weil es keine klaren Gesetze gibt, die ihnen erlauben, ihr Geschlecht rechtlich anerkennen zu lassen.

						Doch es gibt Hoffnung. Mit der Wahl von Donald Tusk 2023 zum Ministerpräsidenten hat sich die politische Stimmung in Polen geändert. Tusk hat versprochen, die Rechte von Frauen und queeren Menschen wieder zu stärken. Er will dafür sorgen, dass die restriktiven Abtreibungsgesetze gelockert und die Diskriminierung von LGBTQA+-Personen beendet werden.

					
					
						
							Die Sache mit der Quote

						
						Ich bin mit einer Bundeskanzlerin groß geworden. Als ich zehn Jahre alt wurde, kam Angela Merkel im Jahr 2005 als erste Frau ins Kanzleramt. Dort blieb sie bis zu meinem 26. Geburtstag im Jahr 2021.

						Mit einer Frau als Regierungschefin wirkt es, als wäre für Frauen in der Politik heute alles möglich und erreicht. Frauen wurden sichtbarer, ja. Aber zur Wahrheit gehört auch, dass Politik vor allem von Männern gemacht wird, und das liegt nicht daran, dass im Kanzleramt nun wieder ein Mann sitzt und voraussichtlich auch nach der nächsten Bundestagswahl sitzen wird. Es geht vielmehr darum, dass da, wo Politik letztendlich gemacht wird, nämlich in den Parlamenten, noch immer am häufigsten Männer sitzen.

						Dabei leben in Deutschland 43 Millionen Frauen und damit rund eine Million mehr als Männer. Während im 20. Deutschen Bundestag immerhin gut 35 Prozent Frauen vertreten sind, sprechen wir auf Landesebene nur noch von gut 32 Prozent, und in den Städte- und Gemeinderäten sitzen nur noch rund 28 Prozent Frauen.

						Aber Politik wird für alle Menschen im Land gemacht, und deshalb ist es wichtig, dass sie von allen Menschen mitgestaltet wird – egal ob Mann oder Frau, jung oder alt, mit oder ohne Migrationshintergrund – und in den Parlamenten daher so viel Diversität wie möglich abgebildet wird. Damit die dort getroffenen Entscheidungen gerecht für alle sind, müssen die Geschlechter gleich stark vertreten sein. Wenn Frauen in der Politik mitmachen, bringen sie ihre spezifischen Sichtweisen und Erfahrungen ein. All die oben beschriebenen Themen vom Recht auf Schwangerschaftsabbruch bis zum »Nein heißt Nein«-Prinzip wurden durch ihren Einsatz umgesetzt und fielen ihnen nicht in den Schoß.

						Es ist also wichtig, dass noch mehr Frauen in die Parlamente kommen. In den letzten Jahren wird immer mehr darüber gesprochen, wie man mehr Frauen in die Politik bringt. Eine Idee ist, ihren Anteil in Parlamenten per Gesetz zu erhöhen mit dem Ziel einer fairen und gleichen Verteilung der Mandate. Das nennt man Parität. Damit sollen Frauen die gleichen Chancen haben wie Männer, wichtige Entscheidungen zu treffen und mitzugestalten. Das Absurde für mich ist, dass zum Beispiel der Bundestag eine Frauenquote für Vorstände großer Unternehmen einführt, aber nicht für sich selbst. An einem Ort, an dem Repräsentation und Teilhabe wichtiger denn je sind.

						Warum gibt es überhaupt vergleichsweise so wenig Frauen in der Politik? Ein wichtiger Grund sind alte Rollenbilder, die es schon im 19. Jahrhundert gab. Damals dachte man, dass Männer für die Politik und das öffentliche Leben zuständig sind, während Frauen sich um Familie und Haushalt kümmern.

						Diese Vorstellung beeinflusst uns bis heute. Sie wirkt sich darauf aus, welche Berufe oder Studiengänge junge Frauen und Männer wählen, und führt dazu, dass Frauen oft noch als hauptverantwortlich für die Familie gesehen werden. Dadurch haben sie oft weniger Zeit und Geld, um sich in der Politik zu engagieren. Auch in Parteien und Parlamenten sind deswegen weniger Frauen vertreten.

						Zudem ist es – trotz aller scheinbaren Gegenbeispiele von Angela Merkel bis Ursula von der Leyen – für Frauen schwerer, in der Politik aufzusteigen, sie werden seltener für wichtige Positionen nominiert. Um in ein Amt zu kommen, müssen sie sich durch ein langes und oft undurchsichtiges Auswahlverfahren kämpfen. Hier spielen Netzwerke, Machtstrukturen und die Kultur der Parteien eine große Rolle. Diese ist oft von Männern dominiert und kann diskriminierend sein. Frauen werden manchmal nicht ernst genommen, auf Themen wie Familie reduziert oder erleben sogar sexistische Kommentare.

						Studien zeigen, dass Frauen oft nur dann für politische Ämter aufgestellt werden, wenn der Platz als wenig vielversprechend gilt oder niemand anderes kandidieren möchte. Besonders bei den Direktmandaten sind Frauen sehr unterrepräsentiert. Ein Grund dafür ist, dass ihnen oft die Zeit und das Geld zum Netzwerken fehlen oder um an langen Sitzungen bis weit in den Abend teilzunehmen. Auch Wahlkämpfe sind teuer und für viele Frauen schwer zu finanzieren.

						Laut der Stiftung Gleichstellung ist der Anstieg der Frauenquote seit den 1990er-Jahren vor allem parteiinternen Quotenregelungen zu verdanken. Jede Partei hat dies unterschiedlich geregelt. Die AfD lehnt jegliche Maßnahmen zur Frauenförderung ab. Am weitesten gehen die Grünen und die Linke und haben deshalb auch die höchste Frauenquote.

						Seit einigen Jahren wird intensiv darüber diskutiert, ob Paritätsgesetze das richtige Mittel sind, um den Frauenanteil in den Parlamenten zu erhöhen. Paritätsgesetze würden bedeuten, dass Parteien ihre Wahllisten und Direktmandate gleichmäßig mit Frauen und Männern besetzen müssten. Dies würde verbindliche Regeln für die Geschlechterverteilung in der Politik schaffen.

						In Thüringen und Brandenburg wurden 2019 die ersten Paritätsgesetze verabschiedet, von den jeweiligen Landesverfassungsgerichten allerdings wieder aufgehoben, da sie gegen die Landesverfassung verstießen. Im Bundestag hat eine Kommission über die Reform des Wahlrechts und die Modernisierung der Parlamentsarbeit beraten. Ein Thema war, ob ein Paritätsgesetz für den gesamten Bund eingeführt werden soll. Dazu gab es unterschiedliche Meinungen. Vor allem die Frage, ob ein solches Gesetz mit dem Grundgesetz vereinbar wäre, führte zu keiner klaren Einigung.

						Trotzdem haben die Expertinnen und Experten Vorschläge gemacht, wie man den Frauenanteil im Bundestag erhöhen könnte. Diese Ideen, darunter auch verschiedene Modelle für ein Paritätsgesetz, wurden im Mai 2023 in einem Abschlussbericht festgehalten und dem Bundestag vorgelegt. Im Februar 2021 entschied das Bundesverfassungsgericht, dass der Gesetzgeber bei der Gestaltung des Wahlrechts einen großen Handlungsspielraum hat. Dabei stellte es fest, dass Paritätsgesetze ein legitimes Mittel sein können, um das Gleichstellungsgebot aus Artikel 3, Absatz 2, Satz 2 des Grundgesetzes umzusetzen. Das bedeutet, dass solche Gesetze, die die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern in der Politik fördern sollen, verfassungsrechtlich zulässig sein könnten, wenn sie richtig ausgestaltet sind.

						Während in Deutschland noch darüber diskutiert wird, sind in vielen anderen Ländern Maßnahmen zur Erhöhung des Frauenanteils in der Politik schon lange Realität. Einige Länder haben seit Jahren gesetzliche oder freiwillige Quoten, die dafür sorgen, dass mehr Frauen in politischen Ämtern vertreten sind. Besonders die skandinavischen Länder wie Island (47,6 Prozent), Schweden (46,4 Prozent), Finnland (46 Prozent) und Norwegen (46,2 Prozent) haben einen hohen Frauenanteil in ihren Parlamenten. In diesen Ländern setzen die Parteien freiwillige Quoten um, wenn sie ihre Kandidaten nominieren. Die Gleichberechtigung ist dort in der Gesellschaft historisch stärker verankert, was sich auch in der Politik zeigt. Außerdem haben diese Länder ein Wahlsystem, das auf Verhältniswahlrecht basiert: Alle Kandidatinnen und Kandidaten werden über Listen gewählt, was es einfacher macht, Quoten umzusetzen.

						Auch in anderen europäischen Ländern wie Belgien, Frankreich, Spanien und Italien gibt es gesetzliche Vorgaben, um den Frauenanteil in der Politik zu erhöhen. Ein Beispiel ist das Parité-Gesetz in Frankreich, das seit 2001 gilt. Es verpflichtet die Parteien, bei Kommunal-, Regional- und Nationalwahlen ihre Listen gleichmäßig mit Frauen und Männern zu besetzen. Wenn sie das nicht tun, wird die Liste zurückgewiesen oder die Partei finanziell bestraft. Auch bei den Direktkandidaturen müssen die Parteien eine gleichmäßige Verteilung vorschlagen.

						All diesen positiven Entwicklungen zum Trotz gibt es in der EU aktuell nur sechs Regierungschefinnen, während 40,4 Prozent der Abgeordneten im Europäischen Parlament Frauen sind. Weltweit hat Ruanda den höchsten Frauenanteil im nationalen Parlament, mit 61,3 Prozent.

						Kern der Debatte um Parität ist, dass Frauen beim Zugang zu politischen Ämtern nicht benachteiligt werden sollen. Es wird auch darüber diskutiert, wie die Rechte von Menschen, die sich keinem bestimmten Geschlecht zuordnen, dabei berücksichtigt werden können. Das Bundesverfassungsgericht hat 2017 entschieden, dass auch diese Menschen vor Diskriminierung geschützt werden müssen. Da hatte das Paritätsgesetz in Thüringen mitgedacht und ermöglichte, dass als »divers« eingetragene Menschen unabhängig von der Reihenfolge auf der Liste kandidieren, ohne sich für einen Frauen- oder Männerplatz entscheiden zu müssen. Damit die Liste abwechselnd mit Frauen und Männern besetzt ist, wurde festgelegt, dass nach einer diversen Person immer eine Frau folgen muss, wenn vorher ein Mann auf der Liste steht, und umgekehrt.

						Die geringe politische Beteiligung von Frauen ist ein tief verwurzeltes Problem, das durch alte Vorurteile verstärkt wird. Über hundert Jahre nach der Einführung des Frauenwahlrechts ist es an der Zeit, diese Hindernisse abzubauen und Männern und Frauen die gleiche Möglichkeit zur demokratischen Teilnahme zu geben. Es gibt viele Ideen und Vorschläge, wie das umgesetzt werden kann. Die Entscheidung darüber liegt beim Gesetzgeber, der das Wahlrecht so gestalten muss, dass Gleichstellung, die Freiheit der Parteien und die Grundsätze des Wahlrechts in Einklang gebracht werden. Entscheidend dafür ist auch der politische Wille, diese Gleichstellung wirklich voranzubringen.

						 

						Politik und Gesellschaft sind im stetigen Wandel. Ich weiß noch, mit welchem Sicherheitsgefühl und Vertrauen in die Welt ich groß geworden bin. Nach meinem Auslandsjahr 2014 in Australien hat sich das verändert. Während ich am Bondi Beach lag, arbeitete der Islamische Staat an seinem Kalifat in Syrien und im Irak. Als ich im Herbst wieder nach Deutschland zurückkam, hatte sich etwas verändert. Zumindest in meinem Bewusstsein. Und mein Politikstudium ging los.

						Im Jahr 2015 kam der Terror des IS nach Europa. Erst nach Frankreich und 2016 schließlich auch nach Deutschland. Kurz vor Weihnachten gab es einen Anschlag auf den Weihnachtsmarkt am Breitscheidplatz. Dort habe ich während meines Praktikums beim Bundestag immer gebrannte Mandeln gekauft. Drei Tage vor dem Anschlag endete mein Praktikum. Mein Sicherheitsgefühl schwand mehr. Mit der Flüchtlingskrise änderte sich das Klima in Deutschland. Angela Merkels sagte »Wir schaffen das«, gleichzeitig stellte sich bei vielen ein Gefühl der Wut ein. Heute erleben wir einen Rechtsruck in ganz Europa, und erstmals seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs wurde eine vom Verfassungsschutz als gesichert rechtsextrem eingestufte Partei stärkste Kraft bei einer Wahl, nämlich bei der Landtagswahl in Thüringen. Während ich diese Zeilen schreibe, ist gerade die Landtagswahl in Brandenburg vorbei. Knapp 30 Prozent für die AfD, die zweitstärkste Kraft. Ebenso in Sachsen.

						Viele Menschen machen sich Sorgen. Viele haben wie ich nicht mehr das gleiche Sicherheitsgefühl und Vertrauen, dass alles immer besser und besser wird. Das Frauenkapitel hier hat gezeigt: Rechte und Fortschritte müssen erkämpft werden! Nichts ist einfach gegeben und bleibt. Gleiches gilt für die Demokratie. Es kann immer einen Backlash geben, wenn wir nicht aufpassen. Es gibt weiter viel zu tun auf dieser Welt, bis alle Menschen die gleichen Rechte und Freiheiten genießen, unabhängig von Geschlecht und Hautfarbe. Ich hoffe, dass das viele von euch eher anspornt als demotiviert. Ich als weiße Frau habe leicht reden, ich weiß. Ich verspreche aber hoch und heilig, meine Privilegien für die Sache zu nutzen.

						Damit möchte ich dieses Buch schließen und euch entlassen. Bleibt informiert und engagiert. Demokratie ist Arbeit, aber Arbeit, die sich lohnt, wie alle guten Sachen im Leben!

					
				


					Verwendete Quellen

				
Ihr Lieben, danke, dass ihr euch mein Buch gekauft und es gelesen habt. Natürlich sollt ihr noch erfahren, wie ich bei der Recherche für den Inhalt vorgegangen bin. Zunächst einmal möchte ich noch mal die Bundeszentrale sowie die Landeszentralen für politische Bildung erwähnen, die nicht nur oft erste Anlaufstelle für meinen Content, sondern auch für dieses Buch waren. Ich habe stets auf seriöse Quellen geachtet und zum Beispiel auch bei den Institutionen selbst nachgelesen.

Die Bundeszentrale für politische Bildung hat die sehr nützliche Rubrik »kurz&knapp« auf ihrer Website (https://www.bpb.de/kurz-knapp/). Sie greift aktuelle Hintergründe auf, liefert Zahlen und Daten und stellt diverse Lexika bereit. Aktuelle Informationen bietet auch die Website der Bundesregierung (https://www.bundesregierung.de/breg-de).

Statistisches habe ich von den Statistik-Portalen »Statista« und »YouGov« und von der Website des Statistischen Bundesamts.

Die vier Punkte von Tarleton Gillespie in Level 6 sind von hier (https://www.researchgate.net/publication/327186182_Custodians_of_the_internet_Platforms_content_moderation_and_the_hidden_decisions_that_shape_social_media), das Zitat von Ex-General Klaus Naumann in Level 9 habe ich hier (https://www.deutschlandfunk.de/russland-und-die-nato-nie-ueber-osterweiterung-gesprochen-100.html) gefunden.

 

Da ich Political and Social Studies (B.A.) und Empirische Politik- und Sozialforschung (M.A.) studiert habe, steht noch einiges an Literatur bei mir daheim im Bücherregal. Zum Einsatz gekommen sind unter anderem: mein Politik-Lexikon von Everhard Holtmann, meine Basisliteratur Die Vereinten Nationen von Manuela Scheuermann, das Grundgesetz itself sowie ein kleines Basisbüchlein der Bayerischen Landeszentrale für politische Bildungsarbeit, Die politische Ordnung in Deutschland. Außerdem habe ich mit den Büchern Wie Demokratien sterben und Die Tyrannei der Minderheit von Steven Levitzsky und Daniel Ziblatt gearbeitet, die ich euch auch als weiterführende Literatur ans Herz lege. Für die Social-Media- und Medien-Level habe ich unter anderem die Bücher Der Zerfall der Demokratie von Yascha Mounk und Wider die Verrohung von Ingrid Brodnig hergenommen.

Zum Thema Feminismus steht in meinem Bücherregal unter anderem So sieht Feminismus aus von Lucy Delap, die zeigt, dass Feminismus keine westliche Erfindung ist, und auch dieses Buch habe ich mir zur Recherche noch mal geschnappt. Eine private Empfehlung an dieser Stelle als weiterführende Lektüre ist das Buch von Kristina Lunz Die Zukunft der Außenpolitik ist feministisch. Und als letzter Tipp ein Buch, das ich immer wieder aufgeschlagen habe: Nachts im Kanzleramt von meinem Journalistinnen-Vorbild Marietta Slomka.
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Die wenigsten großen Dinge im Leben schafft ein Mensch alleine. Für mich war dieses Buch, mein erstes Buch, eines dieser großen Dinge. Deshalb möchte ich mich an dieser Stelle bei vielen tollen Menschen bedanken. Ohne euch wäre ich nicht durch die Zielgerade gekommen.

Wahrscheinlich erwarten die meisten, dass man zuerst seinen Liebsten dankt, und das möchte ich auch noch tun, aber für die Entstehung dieses Buches ist vor allem meinem Lektor Jan zu danken. Danke für deine feinfühlige Art, Kritik auszusprechen und mir ab und an Mut zu machen sowie die vielen gemeinsamen Nachdenktermine.

Danke an meinen Verlag. Ich habe noch nie so viele Menschen getroffen, die von Anfang an darauf vertraut haben, dass ich etwas gut machen werde. Ein besonderer Dank gilt an dieser Stelle meiner Verlagslektorin Maria, die dieses Projekt angestoßen und von Anfang an wie eine Cheerleaderin begleitet hat.

Und eine Frau muss unbedingt erwähnt werden, denn ohne sie könnte ich beruflich kein Projekt meistern – meine Managerin Luisa, die mir immer den Rücken freihält, mich auffängt und an mich glaubt.

Wie oft ich erwähne, dass Menschen an mich glauben – man kann fast den Eindruck gewinnen, dass mir nicht mehr einfällt. Das liegt daran, dass mir das so unheimlich viel bedeutet. Es ist ein Riesenglück, Menschen im Leben zu haben, die an einen glauben, auch dann, wenn man es manchmal selbst nicht kann. Danke an meine Eltern, die mir von klein auf das Gefühl gegeben haben, dass alles im Leben möglich ist. Danke an meine Großeltern, die mich immer ermutigt haben, nach den Sternen zu greifen. Danke an meine Schwester Leonie und an meine Freundinnen, dass wir nicht über Politik sprechen, sondern gemeinsam unglaublich viel lachen, uns bestärken und gemeinsam versuchen, das Leben zu meistern. Mal mehr, mal weniger erfolgreich, aber ihr seid immer da.
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